1230 Wien
Gastgebgasse 4, 6

118 geforderte Genossenschaftswohnungen
119 SMART-Wohnungen mit Superférderung
19 Gewerbeeinheiten (Bliros, Lokale)
1Kinder- und Jugendwohnheim der MA11
Parkplatze in der hauseigenen Tiefgarage

Stiege 1: HWB 28 fGEE 0,80 | Stiege 2: HWB 37,6 fGEE 0,79 | Wohnturm: HWB 24,9 fGEE 0,76 | Zwillingshaus B: HWB 27,9 fGEE 0,75

Heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.

1120 Wien, Eichenstralie 2
Telefon: 01/981 71-0

E-mail: info@heimbau.at
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Gastgebgasse 4 und 6

~KUKU 23 - Leben im Kunst- und Kulturquartier
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objektinformation

+KUKU 23 - Leben im Kunst- und Kulturquartier*

Das Projekt ,,KUKU 23" befindet sich in der Gastgebgasse 4 und 6 im 23. Bezirk in Wien. Es
entsteht ein neues Gratzlzentrum, ein Ort fur Wohnraum, Leben, Kunst und Gesundheit.
Die im Quartier integrierte Fabrik 1230 bietet Einkaufs- und Freizeitmoglichkeiten. Des
Weiteren entstehen neue BUrorGume, sowie ein Zentrum fUr Gesundheitsdienstleistungen
von der Apotheke bis zur Gruppenpraxis.

Offentliche Verkehrsanbindung

Buslinien 58A, 58B, 62A, 64A

Bahnhof Wien Atzgersdorf

Nd&chster Verkehrsknotenpunki:
Breitenfurter StraBe — Atzgersdorfer StraBe

Sowie in unmitterlbarer N&he:
U-Bahn Linie U6 (Alterlaa)
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Nahbereich

Der nahegelegene Kaufpark Alterlaa bietet ein Einkaufsangebot fur den t&glichen
Bedarf, sowie verschiedene Shops und Gastronomien. Weiters stellt er durch die eigene
Tiefgarage fur Motorrédder und PKW Parkpl&tzen, sowie den direkten Zugang zur Ué
(Alterlaa) eine gute Verbindung zur Verfugung.

Tagliche Versorger, Shops, eine Apotheke, sowie ein Arztezentrum sind kinftig auch in
unmittelbarer Umgebung, in der Fabrik 1230, geplant.
Mehr Informationen dazu finden Sie unter https://www.fabrik1230.at/.

Schulen und Kindergarten

KIWI Kindergarten Breitenfurter StraBe 239/241

KIWI Kindergarten Wildgarten Emil-Behringer-Weg 9
Kindergarten Spatzennest, Altmannsdorfer Anger 70
Kindergarten Heidi — Hort PGdagogischer Verein, Erlaaer StraBe 9
Privatkindergarten Nestchen, Scherbangasse 12

Ganztagsvolksschule der Stadt Wien, Breitenfurter StraBe 235
Ganztagsvolksschule Kirchenplatz 2-3

Ganztagsvolksschule Alt Erlaa, Anton-Baumgartner-StraBe 44/1

Volksschule mit sprachheilp&ddagogischem Schwerpunkt, Aima-Seidl-Weg 2
Volksschule Global Education Primary School, Anton-Baumgartner-StraBe 44/I|
Volksschule Erlaaer Schleife, Erlaaer Schleife 2

Innoative Reformpddagogische Volksschule, EndresstraBe 59¢, 1230 Wien

Fachmittelschule Wien, Anton-Baumgartner-StraBe 44

Sportmittelschule Hetzendorf, Hermann-Broch-Gasse 2

Mittelschule Steinergasse, Steinergasse 25

Offentliche Hauptschule, Carlbergergasse 72

Bundesgymnasium, Bundesrealgymnasium Wien XXIll, Anton Baumgartner StraBe 123
Katholische Privatschule AHS St. Ursula Gymnasium, Franz-Asenbauer-Gasse 49/51
Gymnasium DraschestraBe, DraschestraBe 90-92

Allgemeine Freiflachen und Gemeinschafiseinrichtungen

Der neue Stadtpark Atzgersdorf, welcher sich in unmittelbarer Nahe befindet, bietet
neben dem neuen Wasserspielplatz, auch ein vielfdltiges Spielangebot fUr Kinder, sowie
Outdoor Trainings- und Sportmdglichkeiten fir Jugendliche und Erwachsene an.
Offentliche Parkanlagen wie der Harry-Glick-Park, Dr.-Rudolf-Hatschek-Park und der
Michael-Bausback-Park mit groBen Hundezonen befinden sich ebenfalls in der
Umgebung.

Freizeitangebote

Riverside Schénbrunn / Tiergarten Schénbrunn
Kaufpark Alterlaa Erholungsgebiet Wienerberg
Alterlaa Bowling Liesing Bach

Europahalle Lainzer Tiergarten
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L Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
—‘ MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

T Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
, . vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die

O - strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu

[ | verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe

zu nehmen!

VAN ’ ‘ Einaumabel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tiber
/ N AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.
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Gastgebgasse 4 / Stiege 2

| y < Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
s L7 N Fae -1 T~ T~ T~ ~ ~ ~ W, Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
S 'y ) ) b b b Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau

Tannengasse 20
1150 Wien

Dietrich | Untertrifaller
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschlisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
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Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschlisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschlisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau

Tannengasse 20
1150 Wien

Dietrich | Untertrifaller
Architekten ZT GmbH

+43 1 904 2002 0
wien@dietrich.untertrifaller.com

MaBstab Datum

[1:350| |01/12/2022




kuku?®

Gastgebgasse 4 Stiege 1-3
Gastgebgasse 6

Legende

[ Gemeinschaft
[C——JAllgemein
I Technik

Allgemeinbereiche und
Gemeinschaftseinrichtungen
8. ObergeschoB

heimbau

/’\,_ O
e

Q
F A\g\\e

Gastgebgasse 6

O

A
T

=\

——

- 3

Gastg. 4/1/95 Gastg. 411196 Gastg. 4/1/97 Gastg. 4/1/98

SHEEELLL

- 1 B £ R \4 | A BN Ny : D i

747: uw | Lj

P Lh

‘ \—” H; | H:‘ H—‘ ‘ ‘ ii, Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und

MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliiftung diirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliiftung diirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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A N Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
I \ MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

) Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
T vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
— verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
_ , zu nehmen!

§$ Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

_ Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
N N Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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1150 Wien
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Gastgebgasse 6

Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tiber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau

Tannengasse 20
1150 Wien

Dietrich | Untertrifaller
Architekten ZT GmbH

+43 1904 2002 0
wien@dietrich.untertrifaller.com
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau

Tannengasse 20
1150 Wien
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau
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1150 Wien
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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1150 Wien
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfiigig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausflihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fiir die Anfertigung von Einbaumébeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumlftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
Heimbau

Tannengasse 20
1150 Wien

Dietrich | Untertrifaller
Architekten ZT GmbH

+43 1904 2002 0
wien@dietrich.untertrifaller.com

MaBstab Datum
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Gastgebgasse 4 Stiege 1-3
Gastgebgasse 6

GeschoBplan
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Gastgebgasse 6

Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringflgig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumdbel nicht an AuBenwande, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiche und Waschmaschine: Nur Anschlisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden

Gemeinn. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgen.
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1150 Wien
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Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der

I I I I I I vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumébeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
~ AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschlisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliftung dirfen nicht verbaut werden

Heimbau Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

~ EichenstraBe 2 / Herrmann-Gliick-Weg 6

oy 5 1120 Wien
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Anderungen im Zuge der Bauausfiihrung vorbehalten! Flachen und
MaBe in den Planen kénnen zur Natur geringfligig abweichen.

Neben den Vergabeunterlagen gelten die Ausfiihrungen in der
vertraglich vereinbarten BAB (Bau- und Ausstattungsbeschreibung).

Dieser Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Die
strichlierte Darstellung ist lediglich als Einrichtungsvorschlag zu
verstehen. Fir die Anfertigung von Einbaumdbeln sind die NaturmaBe
zu nehmen!

Einaumébel nicht an AuBenwénde, sowie FuBbodenoberflachen tber
AuBenluft stellen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung entstegt.

Kiiche und Waschmaschine: Nur Anschliisse vorhaden
Elektrosymbole: siehe gesonderter Plan
Zu- und Abluft der Wohnraumliiftung diirfen nicht verbaut werden

Heimbau Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

EichenstraBe 2 / Herrmann-Gliick-Weg 6
1120 Wien

Dietrich | Untertrifaller
Architekten ZT GmbH
Flachgasse 35-37, 1150 Wien
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bau- und ausstattungsbeschreibung

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0

Gastgebgasse 4 und 6
1230 Wien

Die Wohnhausanlage besteht aus 3 Gebduden mit insgesamt 4 Stiegen: Gastgebgasse 4
Stiege 1, Stiege 2 (Identadresse: Breitenfurter StraBe 172 Stiege 2) und Stiege 3 (Identadresse:
Breitenfurter StraBe 172 Stiege 3) und Gastgebgasse 6. Es werden 237 Wohnungen errichtet,

wovon 119 Wohnungen den Ausstattungsstandard Smart-Wohnungen haben.

Folgende AllgemeinrGumlichkeiten stehen zur VerfUgung:
Kinderwagenrdume im EG
Fahrradabstellrdume im UG und EG
WaschkiUche im EG Gastgebgasse 6
Gemeinschaftsrdume im EG (Gastgebgasse 4 Stiege 3), 7.0bergeschoss
(Gastgebgasse 4 Stiege 1 und Gastgebgasse 6, jeweils mit  angrenzender
Gemeinschaftsterrasse) und 11.0bergeschoss (Gastgebgasse 4 Stiege 3, mit

angrenzender Gemeinschaftsterrasse)
Gemeinschaftsterrasse im 8.0bergeschoss (Gastgebgasse 4 Stiege 1)

Der Gemeinschaftsraum im EG der Gastgebgasse 4 Sftiege 3 wird als
bauplatzibergreifender Gemeinschaftsraum ausgestaltet. Das bedeutet, dass
Mieterinnen und Mieter der benachbarten Wohnhausanlage (Gastgebgasse 8 /

WiegelestraBe 55 und 57) ebenfalls Zugang zu dieser RGumlichkeit haben.

Anmietbare Stellpldatze
Es gibt 161 PKW-Stellplatze im UG. Die Garagenein- und —ausfahrt befindet sich in der
WiegelestraBe. Im UG bieten wir die Moglichkeit 15 (der 161) Stellplétze, auf
Sonderwunsch und Kosten der jeweiligen Mieterinnen und Mieter (,firs;-come first-

serve"-Prinzip), mit einer Wallbox (E-Ladestation) auszustatten.
Elekironisches Buchungssystem

Die Zeiten-Reservierung und Zutrittskontrolle der GemeinschaftsrGume und der

WaschkUche erfolgt Uber ein elektronisches Buchungssystem.

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 1 von 15
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Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0
Einlagerungsrdume

Jede Wohnung verfigt Uber einen eigenen Einlagerungsraum (Kellerabteil) im UG,

welche mit dem Aufzug erreichbar sind.
Es ist keine Steckdose bzw. eigene Beleuchtungen in den einzelnen

Einlagerungsrdumen vorgesehen.

An der Kellerdecke und an den Kellerwdnden im jeweiligen Einlagerungsraum kénnen
sich  Haustechnik-  (Wasser- und  LUffungsleitungen, Schmutzwasser-  und

Regenwasserkanal, Fernwéarmeleitungen, etc...) und Elekiroleitungen befinden.
Millraum

Die MUlrdume befinden sich jeweils im EG der Gastgebgasse 4 Stiege 1 und

Gastgebgasse 6.

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 2von 15



Geschdftslokale

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0

Das gegensténdliche Bauvorhaben wurde mit einem groBen Fokus auf Kunst- und Kultur

errichtet. Daher

gibt es neben den gewerblichen Lokalfldichen und einer

Wohngemeinschaft der MA11 diverse Nutzungen, welche den beabsichtigten Kunst-

und Kulturfokus wiederspiegeln:

Gastgebgasse 4 Stiege 1 und 2: Lokalflachen, Atfeliers, ein Veranstaltungssaal,

ein Backereishop, eine Tanzschule

Gastgebgasse 4 Stiege 3: Lokalfldchen, Ateliers, eine Musikschule

Gastgebgasse 6: Lokalfldchen, Ateliers, eine Wohngemeinschaft der MAT1

1.

Energiekennzahl/Heizwarmebedarf

Die nachfolgend angefuhrten Werte kdnnen sich im Zuge der Bestandsplanung noch

verdndern.

Heizwdrmebedarf
HWBsk
(Standortklima)

Gesamtenergieeffizienzfaktor
foee sk

Gastgebgasse 4

22,70 kWh/mZa

0,80

Stiege 1
Gastgebgasse 4 | 55 00 kwh/mza 0.79
Stiege 2
Castgebgasse 4 145 70 kwh/mza 0.76
Stiege 3
Gastgebgasse 6 | 22,50 kWh/m2a 0.75

2. Bautechnik/ Architektur
2.1. Konstruktionsbeschreibungen
AuBenwdnde,
Innenwdnde tragend: Stahlbeton
Gangwdande: Stahlbeton (ggf. mit Vorsatzschale)
Wohnungstrennwdénde: Stahlbeton mit Vorsatzschale, oder
GipskartonstGnderwdénde beplankt nach

bauphysikalischem Erfordernis.

Innenwdande nichftragend: Gipskartonst&dnderwdnde mit Ddmmeinlage

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023
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Schdachte (vertikal):

Schéchte (horizontal) -
Beftrifft Gastgebgasse 4
Stiege 1 und 2:

Decken:
Fassaden (Gastgebgasse 4
Stiege 1, 2 und 3):

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0
Feuerschutzgipskartonplatten. In diesem Bereich durfen

keine DUbel und Schrauben angebracht werden.

Feuerschutzgipskartonplatten. In sédmilichen R&umen,
welche unmittelbar an den allgemeinen
ErschlieBungsgang angrenzen, verlduft im Deckenbereich
hinter den Feuerschutzgipskartonplatten ein horizontaler
Versorgungschacht in den jeweiligen Wohnungen. In
diesem Bereich dUrfen keine DuUbel, Schrauben oder
Ahnliches angebracht werden.

Stahlbeton bzw. abgehdngte Gipskartondecken It. Plan

HinterlUftete Plattenfassade

Fassaden (Gastgebgasse 6): Warmeddmmverbundsystem

Dach:

2.2

Flachdach mit extensiver Begrinung und Photovoltaik-

Anlage bzw. begrinte Allgemeinterrasse.

technische Gebdudeausristung

Heizung/Warmwasser/

KOhlung

Elektrozdhler

Wasserzdhler

Die Wdarmeversorgung des Gebdudes erfolgt Uber das
Fernwdrmenetz (zentrale Hausstation im UG).

Wdarmeabgabe in den beheizten Nutzflachen Uber
FuBbodenheizung. Sommerliche Temperierung der Flchen
Uber FuBbodenkUhlung (gemeinsame Kdaltezentrale im UG
der benachbarten Wohnhausanlage Gastgebgasse 8 /
WiegelestraBe 55 und 57). Diese FuBbodenkUhlung stellt

jedoch keine Klimatisierung dar.

Die Wohnungselektrozdhler sind in Z&hlerrdumen des

jeweiligen Untergeschosses untergebracht.

Die Kalt- und Warmwasserzdhler sowie die Absperrventile
sind in den Versorgungsschdchten der Wohnungen

untergebracht und Uber Revisionsdffnungen zugdnglich

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 4 von 15
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Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0
(Funkablesung). Die Verrechnung der Kosten erfolgt direkt

zwischen Mieter und Contractor (Einzelvertrag).

Heizungs-/ K&ltezdhler Die Zdahler samt den Absperrventilen sind in den
Versorgungssch&chten der Stiegenhduser bzw.
Wohnungen untfergebracht und Uber Revisionstiren
zugdnglich (Funkablesung). Die Verrechnung der Kosten
erfolgt  direkt  zwischen Mieter und Confractor

(Einzelvertrag).

LUftung (Einzelraumventilatoren)  Die EntlUftung im Bad erfolgt mechanisch mittels 2-stufigem
dezentralen Abluftventilator. Dieser Ventilator 1&uft sténdig
auf einer Grundstufe, die zweite Stufe (erhdhte
Abluftmenge) wird mit dem Badlichtschalter zugeschalten.
Der Abluftventilator hat weiters ein  Hygrostatmodul
eingebaut, welches die Luftfeuchte im Bad misst und die
erhdhte Abluftmenge so lange aktiviert |&sst, bis der
Grenzwert der Luftfeuchte wieder unterschritten ist. Der
Abluftventilator im WC wird zeitversetzt und ausschlieBlich
mit dem Licht eingeschaltet und schaltet sich automatisch
nach wenigen Minuten wieder aus (Nachlaufrelais). Die
Ventilatoren haben Filter aus Kunststoffvlies, welche in
regelmdBigen Intervallen (ca. halbjdhrlich) gereinigt oder
getauscht werden mussen. Weiters sind die Ventile mit
einem weichen feuchten Tuch bei Bedarf zu reinigen. Die
Zuluft in den Wohnungen erfolgt primé@r Uber eine
ordnungsgemdBe FensterlUftung und sekunddr Uber in der

Fassade angeordnete Luftnachstrémelemente.

LGftung (Be- und

Entloftungsanlage) Um der zu erwartenden verstarkten Larmimmission an der
Fassade zum Kulturzentrum ,,Sargfabrik” hin zu begegnen
werden die Wohnungen der Gastgebgasse 4 Stiege 1,
welche zur ,Sagfabrik” orientiert sind (Ostseite des
Gebdudes), mit einer mechanischen Be- und EntlUffung

(,Komfortloftung") ausgestattet. Zusatzlich wird die Zuluft im

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 5von 15
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Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0
Sommer Uber eine im LOftungsger&t integrierte
Warmepumpe gekihlt und teilentfeuchtet. Damit kann im
Sommerhalbjahr in Verbindung mit der FuBbodenkUhlung
auch bei geschlossenen Fenstern ein  behagliches
Raumklima gehalten werden. Die Anforderungen an die
Luftungsanlage basieren auf der ONORM H6038. Die Be-
und EntlUftungsanlage ist auf Kosten des Mieters 1x jahrlich

durch eine Fachfirma warten zu lassen.

Fenster und Tiren

Fenster/FenstertUren

Sonnenschutz

Wohnungseingangstiren

Innentiren

SchlieBanlage

Holz-Alu-Elemente  mit  3-Scheiben Isolierverglasung.
Fenster- bzw. FenstertUrelemente nach innen zu 6ffnen

und/oder zu kippen bzw. fixverglast.

Vereinzelt auBenliegender Sonnenschutz - Situierung nach
bauphysikalischem  Erfordernis  bzw. innenliegender

Sonnenschutz (siehe Vergabeplan).

HolztUrblatt, Oberflache mit Schichtstoffplatten (MAX)
belegt (Farbe nach Wahl Arch.). AusfUhrung als
Sicherheitstire mit Sicherheitsbeschlag und
Mehrfachverriegelung (AusfGhrung WKIIl), sowie Top-
Nummerierung und TUrspion. Lackierte Stahlzargen bzw. im
Bereich der Laubengdnge beschichtete HolztUrstocke

jeweils mit Dichtung.

Holztiren gefdlzt mit Wabenfullung, Oberflache weil3
beschichtet samt Turbeschlag. Stahlzargen weiB |lackiert

mit Dichtung.

Gesamte SchlieBanlage mit Zentralsperrsystem.

Pro Wohnung werden fUnf Stk. Wohnungsschlissel -
sperrbar fir Wohnung, Brieffachanlage, Einlagerungsraum,
Stiegenhauseingang, FahrradrGume, MUllraum, und

Kinderwagenrdume ausgehdndigt.

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 6 von 15
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Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-

und Siedlungsgenossenschaft

Reg. Genossenschaft m.b.H.

1120 Wien, EichenstraBe 2

Tel.:01/981 71-0

Die  buchbaren  GemeinschaftsrGume (inkl.  des

bauplatzibergreifenden Gemeinschaftsraumes) sowie der

Zutritt zur Waschkiche werden mit einem elektronischen

Zutrittssystem ausgestattet. Jeder Mieter erhdlt 3 Chip-
Karten.

Bei Anmietung eines Garagenplatzes werden pro Stellplatz

zwei  Stk.  GaragenschlUssel und ein  Handsender

Ubergeben.

Wohnungsausstattung - Standardwohnungen

Sanitarausstattung

Kiche

Bad

Sanitdranschluss Kalt- und Warmwasser inkl. Abfluss for
SpUle und GeschirrspUler.

Die Kicheninstallationen der Kalt- und
Warmwasserleitungen, sowie der Ablaufleitungen erfolgen
unter Putz (nicht sichtbar) oder Aufputz (sichtbar).

Bitte berUcksichtigen Sie diesen Umstand bei der
KGchenplanung- bzw. Montage.

Der Anschluss von Abluftdunstabzugshauben in Kichen ist
nicht méglich. Es darf nur eine UMLUFTDUNSTABZUGSHAUBE

installiert werden, fUr diese ist ein elektrischer Anschluss

vorhanden!

Badewanne oder Dusche mit Ablaufgarnitur und
Armaturen, Brausegarnitur inkl. Schlauch. Waschtisch aus
weiBem Sanitdrporzellan mit Einhandmischer. Anschluss der
selber beizustellenden  Waschmaschine  Uber  das
Doppelspindelventil am Waschtisch (sofern Positionierung
direkt daneben) ansonsten eigener Kaltwasser- sowie

Abwasseranschluss fur Waschmaschine.

Durch die gesetzlichen Vorgaben (Hygieneschutz,
Wasserverbrauch, efc.) kann es zu  kurzzeitigen

Schwankungen des Wasserdurchflusses und somit zu

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 7von 15
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heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.: 01/981 71-0
Temperaturunterschieden kommen. Dies bedingt, dass sich
die eingestellte Wassertemperatur um einige Grad Celsius

ohne Zutun erhdhen oder vermindern kann.
Stand-WC aus weiem Sanitdrporzellan mit

AufputzspUlkasten mit Spartastenfunktion und WC-Brille

samt Deckel aus weiBem Kunststoff.

Elektroausstattung

Gegensprechanlage

Medien

Leerverrohrungen:

Verteiler und Stromkreise

Bei allen Wohnungen mit Sprechstelle und
TUréffnungsfunktion der jeweiligen

Stiegenhauseingangstiren.

Magenta-Anschluss It. Vorgaben des Anbieters. Al-
Anschluss (Aufputzdose) It. Vorgaben des Anbieters. Wien
Energie-Anschluss  (Aufputzdose) It.  Vorgaben des
Anbieters. SAT-Anschluss It. Vorgaben des Anbieters.
Ausgestattet je 1 mal in Wohnzimmer, ansonsten lediglich
Leerverrohrung. Die Signalumwandlung fur SAT erfolgt Uber
einen vom Nutzer beizustellenden Receiver.

Die bestehenden Leerverrohrungen It. Elektroplanung sind
fir eine spdatere Nachrustung von MedienanschlUssen
vorhanden.

Schwachstrom- und Medienunterputzverteiler mit den

erforderlichen Stromkreisen.

Die weiteren elekirotechnischen Raumausstattungen (Auslésse, Steckdosen, Schalter, etc.)

sind dem Elektroplan zu entnehmen.

Alle Wohnungen erhalten Rauchmelder in den Aufenthaltsrdumen und Fluchtwegbereichen

fUr wohnungsinternen Alarm (Batteriewechsel - 9 Volt - durch Mieter erforderlichl).

3.3

Bodenbelage

Vorraum, Abstellraum

Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 8 von 15



KUche, WohnkUche
Zimmer
WC, Bad

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel.:01/981 71-0

Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten
Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten

Fliesenbelag

Loggien/Balkone/Terrassen Betonplatten im Kiesbett bzw. Beton roh (siehe
Vergabeplan)

Einlagerungsraum Estrich versiegelt

3.4. Wandbeldge

Vorraum, Abstellraum wei gemalt

Kdche, Wohnraum, Zimmer weiB gemalt

WC Wdande weiB gemalt mit Fliesensockel

Bad im Spritzwasserbereich bis ca. Zargenoberkante verfliest,

restliche Wande weill gemalt mit Fliesensockel

3.5. Decken

Samiliche RGdume der Wohnung weil3 gemalt, wo technisch erforderlich erfolgt die AusfUhrung
von Poterien/Rohrverkleidungen (beispielsweise fur Entwdésserungsleitungen) und abgehdngte
Decken laut Vergabeplan. Anderungen und zusdtzliche Poterien/Rohrverkleidungen bzw.

abgehdngte Decken in der BauausfGhrung sind moglich.

4, Wohnungsausstattung - Smartwohnungen

Bei Smart-Wohnungen kann, sofern vom Baufortschritt moglich, wahlweise zwischen 2 farblich

verschiedenen Laminatbeldgen gewdhlt werden.

5. Allgemeine und technische Information

FensterlUftung beachten, bzw. StoBliftungen durchfUhren (Kippstellung der Fenster ist keine
ausreichende LUftung).
Zugang Waschkiche und Geratebuchung Uber ,Digitaler Hausmeister” mittels Chipkarte.

Bezahlsystem der Wascheinheiten gemd&B Ger&tehersteller.
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Es wird darauf hingewiesen, dass die beschriebene Ausstattung den projektierten

Ausstattungstand darstellt, vorbehaltlich Anderungen im Zuge der Bauausfihrung.

Gemeinschaftsrume

Die Buchung der Gemeinschaftsrume erfolgt Gber ein Online-Buchungssystem. Der Zugang zu
den gebuchten R&umlichkeiten erfolgt Gber Chipkarten.

Der Gemeinschaftsraum im EG der Gastgebgasse 4 Stiege 3 wird als bauplatzibergreifender
Gemeinschaftsraum ausgestaltet. Das bedeutet, dass Mieterinnen und Mieter der
benachbarten Wohnhausanlage (Gastgebgasse 8 / WiegelestraBe 55 und 57) ebenfalls diese

Raumlichkeit buchen und dann verwenden/nutzen kdnnen.

Photovoltaikanlagen

Auf den Flachddchern sémtlicher Gebdude gelangen Photovoltaikanlagen zur AusfGhrung.
Die Photovoltaikanlage auf dem Flachdach des Gebdudes Gastgebgasse 4 Stiege 3 erzeugt
Strom, welcher die gemeinsame zentrale Kdélteanlage (situiert auf dem Nachbarbauplatz)
speist und, je nach erzeugter Stromleistung, in einem reduzierten Arbeitspreis (Kalte) for
sGmtliche Mieterinnen und Mieter resultiert.

Die Photovoltaikanlagen auf den Flachddchern der Gebd&ude Gastgebgasse 4 Stiege 1 und 2
sowie Gastgebgasse é erzeugen Strom, welcher den Strombezug von Allgemeinanlagen, wie
beispielsweise Aufzige, Allgemeinbeleuchtungen, etc., unterstutzt. Dies soll, je nach Hbhe der
erzeugten Stromleistung, zu einer Senkung der laufenden Betfriebskosten fUr sémitliche

Mieterinnen und Mieter beitragen.

NaturmalB und Moblierung

Generell ist bei der Moblierung darauf zu achten, dass an AuBenwandfldchen sowie
FuBbodenfldchen Gber AuBenluft keine geschlossenen Wandverbauten gestellt werden bzw.
fUr eine ausreichende Luftbewegung im Bereich verstellter AuBenwandfl&dchen zu sorgen ist,

da sonst die Gefahr der Schimmelbildung gegeben ist.

Kunst- und Kulturnutzung

Als zukUnftige Vermieterin méchten wir Sie im Sinne einer bestmoglichen Aufklérung Uber den

von Ihnen abzuschlieBenden Mietvertrag Uber folgende Umstdnde informieren:

Wie auf Seite 3 der Bau- und Ausstattungsbeschreibung bereits erwdhnt, wurde das
gegenstandliche Bauvorhaben mit einem groBen Fokus auf Kunst- und Kulturnutzungen

errichtet. Daher gibt es neben den gewerblichen Lokalfldchen und einer Wohngemeinschaft
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der MAI1 diverse Nutzungen, welche den beabsichtigten Kunst- und Kulturfokus
wiederspiegeln:
- Gastgebgasse 4 Stiege 1 und 2: Lokalfléchen, Afeliers, ein Veranstaltungssaal, ein
Backereishop, eine Tanzschule
- Gastgebgasse 4 Stiege 3: Lokalfldchen, Ateliers, eine Musikschule

- Gastgebgasse 6: Lokalflachen, Ateliers, eine Wohngemeinschaft der MAT11

Bildungscampus

Angrenzend an die gegenstdndliche Liegenschaft wurde ein neuer Bildungscampus nach
dem Wiener Campus Plus-Modell, dies bedeutet mit Kindergarten, Ganztagsvolksschule,
Ganztagsmittelschule, einer sonderpddagogischen Einrichtung und weiteren
Freizeitangeboten, errichtet, welche durch die Vernetzung der Bildungsinstitutionen Synergien
schafft und dadurch den Ubergang zwischen den Schulstufen erleichtert. Der Schulbetrieb
IGuft seif September 2022. Die Freiflachen der Schule werden zum einen durch die Kinder /
Schulerinnen und Schuler des Schulcampus genutzt und, voraussichtlich ab Herbst 2023, auch

auBerhalb der Schulzeiten fur alle Liesinger*innen zugdnglich und nutzbar gemacht.

Kulturzentrum — ehemalige Sargfabrik

An die gegenstédndliche Liegenschaft angrenzend ist neben dem Bildungscampus auch das
Kulturzentrum in der ehemaligen Sargfabrik. Das Kulturzentrum ist eine angesagte Location fur
zeitgendssische Kultur und soll als zukUnftiger Hotspot des Kulturlebens der Stadt Wien genutzt
werden. Von anfangs 40.000m? ist 2022 der denkmalgeschitzte Teil der Fabrik stehengeblieben
und wird nunmehr renoviert. Es werden neue zusatzliche Raumlichkeiten fUr Kulturevents,

Konzerte, etc. geplant und gebaut, welche ab 2024 der Bevolkerung zur VerfGgung stehen.

Einrichtungen
In den Plénen allenfalls eingezeichnete Einrichtungen und AusfGhrungen, die in dieser

Ausstattungsbeschreibung nicht angefthrt sind, sind als Situierungsvorschlédge anzusehen;

diese Gegenstédnde werden nicht geliefert.
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6. Sonderwunschabwicklung

Anderungswinsche aller Art (baulich und ausstattungstechnisch) sind nur méglich, soweit sie
den Bauablauf und -baufortschritt, die Statik, Schall- und Wé&rmeschutz sowie die UGbrige
Haustechnik nicht beeintrachtigen.

Generellist der Ablauf so geregelt, dass simtliche Sonderwinsche dem Bautréger zur Freigabe

vorgelegt werden mussen.

Im Anschluss erfolgt die Profung und ggf. Freigabe durch diesen und allfdlliger
Fachkonsulenten. Danach wird der genehmigte Sonderwunsch an den Generalunternehmer
Zur Angebotslegung weitergeleitet. Die gesamtheitliche Anbotslegung (Planungs- und
Baukosten) erfolgt durch den Generalunternehmer an den zukUnftigen Mieter.

Die weitere Abwicklung, Vertragsvereinbarung sowie Verrechnung der genehmigten
SonderwuUnsche erfolgt direkt zwischen dem Generalunternehmer bzw. seiner Professionisten

und dem zukUnftigen Mieter.

Eine Umgehung dieses Ablaufs ist nicht gestattet. Es ist allen ausfGhrenden Firmen untersagt,
eventuelle Sonderwunschauftrdge ohne Genehmigung des Bautragers direkt vom zukUnftigen
Mieter entgegenzunehmen.

Vor Ubergabe und wdahrend der Gewdhrleistungszeit (3 Jahre nach Ubergabe) ist es dem
zukUnftigen Mieter nicht gestattet, andere als den nachstehenden Generalunternehmer sowie
dessen Professionisten auf der Baustelle arbeiten zu lassen.

SonderwUnsche sind aus Gewdhrleitungsgronden ausschlieBlich von Professionisten des

Generalunternehmers durchfUhren zu lassen.

Sonderwunschabwicklung - konkrete Vorgehensweise

Bei Smart-Wohnungen sind grundsatzlich keine Sonderwinsche moglich.
Geplante bauliche Sonderwinsche bei Standardwohnungen kénnen nach Unterzeichnung
des Mietvertrages direkt beim  BaufrGger, Frau Angela Djordjevski, untfer

a.djordjevski@heimbau.at eingebracht werden. Nach Prifung und Freigabe durch den

Bautrdger werden die Sonderwlnsche zur weiteren Prifung/Bearbeitung an die Architekfur

und den Generalunternehmer weitergeleitet.

Die genehmigten baulichen Anderungen flieBen in die Bestandspldne ein. Der
Wohnungswerber verpflichtet sich, die durch die Sonderwinsche entstehenden Mehrkosten

(Umplanungsaufwand, Baukosten, GU Zuschlag, etc...) zu Ubernehmen und bei einem
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eventuellen RUcktritt/Kindigung auf Verlangen des Bautrdgers den urspringlichen geplanten
Zustand (geplante ErstausfUhrung) auf seine Kosten wiederherzustellen.

Weiters muss auch die Planeinreichung bei der Baupolizei rockgefUhrt werden. Die Kosten dafur

fragt der Wohnungswerber. Die Umplanungskosten vom Architekten werden an den

Wohnungswerber im Zuge des Anbotes des Generalunternehmers verrechnet. Die

Anbotslegung erfolgt dann an den Mieter durch den Generalunternehmer.

Ansprechpartner fur alle SonderwUnsche:

Porr Bau GmbH

Frau Jasmin Ramic, Mobil +43 664 626 3839

E-Mail: jasmin.ramic@porr.at

FOr die Koordination, Einholung aller Kosten, Uberprifung der Arbeiten vor Ort wird vom

Generalunternehmer - Firma Porr - ein 15%iger Generalunternehmerzuschlag verrechnet.

Generell kbnnen nicht genehmigt werden:

Bauliche Anderungen, die in die Fassade eingreifen sowie Entfall von tragenden Wénden,
Durchbriche in tragenden Wanden und Installationsschdchte (Ausnahme: Vorbereitungen
Klimaanlage)

Verdnderung der Lage der Fenster und Wohnungseingangsture sowie von tfragenden Wénden
Einbau einer Whirlpool Badewanne oder Wanne mit Whirlpool Funktion (SchallGbertragung)
Duschtassen, welche in den Bodenaufbau versenkt werden mussen

Fliesen durfen nicht in Wohn- und SchlafrGumen verlegt werden

Laminat- und Parkettverlegung ohne Trittschalld@mmung

Weglassen und Selbstmontage von Sanitdrgegenstdnden, sowie von Elekiroinstallationen

Hinweise zur Abwicklung von baulichen Sonderwinschen nach Bezug der Anlage:
Allfallige, vom Mieter beabsichtigte bauliche VerGnderungen des Mietobjekts bedUrfen der

vorherigen Zustimmung der Vermieterin.
Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind

sGmiliche Verdnderungen durch den Mieter immer an dessen Verpflchtung zur

Wiederherstellung des frUheren Zustands bei Beendigung des Mietverhdaltnisses gebunden.

Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien - Stand: 23.05.2023 Seite 13 von 15


mailto:jasmin.ramic@porr.at

heimbau™

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-

und Siedlungsgenossenschaft

Reg. Genossenschaft m.b.H.

1120 Wien, EichenstraBe 2

Tel.:01/981 71-0

Ist die DurchfUhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden
muss, bzw. von der Baubehdrde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erteilung der
Bewiligung nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den
baubehdérdlichen Auflagen auszufUhren bzw. dirfen diese nicht durchgefUhrt werden, wenn

die Baubehodrde eine bauliche Ver&dnderung untersagt.

Die Bauanzeige ist vom Mieter bei der Baubehérde zu erstatten bzw. ist die Baubewiligung vom
Mieter bei der Baubehorde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten sind vom Mieter bei der

Baubehodrde anzuzeigen und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehdrdlichen Auflagen sowie fur sémtliche Schéaden, die durch nicht
fach- und sachgerechte Abd&nderungen entstehen sollten, haftet der Mieter und verpflichtet
sich, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der
DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewerbetreibende auf Kosten des Mieters zu

betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt dem Mieter.
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7. Allgemeines zum Neubau

Jedes neu errichtete Haus bendtigt Zeit sowohl zum Austrocknen als auch zum Setzen.

Die normale Abgabe der Baufeuchte aus den W&nden kann behindert werden, wenn gewisse
BenUtzungsvorsorgen nicht eingehalten werden. Insbesondere kdnnen durch mangelhaftes
LUften und Heizen feuchte Flecken entstehen, die den Uberallin der Luft befindlichen Pilzsporen
einen besseren Ndhrboden bieten. Es ist daher unbedingt fUr ausreichende Luftumwdlzung in
allen RGumen zu sorgen.

Gleichzeitig zu oben angefUhrtem Austrocknungsprozess durchlduft das Bauwerk die Phase der
so genannten Kurzzeitsetzung.

Infolge dieser beiden Stabilisierungsprozesse kdnnen geringfUgige Schwind- als auch
Setzungsrisse auftreten, die eine ganz normale Erscheinung sind und in der Regel keinen
Mangel darstellen.

Bei Bestellung von Einbaumébeln beachten Sie bitte, dass geringe MaBabweichungen in den
Wohnungen zul@ssig sind, Putzstdrken in den Pldnen nicht ausgewiesen werden und dass
Wandverbauten an AuBenwdnden eine Stérung des Klimahaushaltes, speziell an der
Wandoberfldche, verursachen kénnen, deren Folgeerscheinung Schimmelbildung durch
mangelnde Luftkonvektion sein kann.

Allgemein ist auch anzumerken, dass Mdbelsticke grundsdtzlich mindestens 5 cm zu
AuBenwandfl&dchen zu distanzieren sind, um eine Luftkonvektion der warmen Raumluft in
diesem Bereich zu ermdglichen.

RevisionstUrchen zu Wasser- und Heizungszdhleinrichtungen, sowie vom Elektroverteilerschrank

durfen weder verstellt noch verbaut werden, d.h. sie mussen jederzeit zugdnglich sein.

Ich/Wir bestatige(n) hiermit die Kenntnisnahme der Bau- und Ausstattungsbeschreibung fur die

Wohnung

1230 Wien, Gastgebgasse... -Top .....

Unterschrift/en
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OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: April 2019

n
o 1 B OSTERREICHISCHES

INSTITUT FUR BAUTECHNIK

BEZEICHNUNG  GZ 20107 Gastgebgasse [Heimbau] (AW1)

Gebaude(-teil) AH: Gastgebgasse 4, STG 1

Nutzungsprofil Wohngebaude mit 10 und mehr Nutzungseinheiten
StraRe Gastgebgasse 4 u. 6

PLZ/Ort 1230 Wien-Liesing

Grundstiicksnr. ~ 843/8

Umsetzungsstand Planung
Baujahr 2022
Letzte Veranderung
Katastralgemeinde  Atzgersdorf
KG-Nr. 01801
Seehdhe 207 m

SPEZIFISCHER REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF,
KOHLENDIOXIDEMISSIONEN und GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR jeweils unter STANDORTKLIMA-(SK)-Bedingungen

A ++

HWBg,¢: Der Referenz-Heizwarmebedarf ist jene Warmemenge, die in den Rdumen
bereitgestellt werden muss, um diese auf einer normativ geforderten Raumtempera-
tur, ohne Berticksichtigung allfélliger Ertrdge aus Warmeriickgewinnung, zu halten.

hed.

WWWB: Der War war f ist in Abhéngigkeit der Gebdudekategorie
als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Heiz- und Warmwasser-
wirmebedarf die Verluste des geb&udetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu
zéhlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Warmeverteilung, der
Warmespeicherung und der Warmeabgabe sowie allfélliger Hilfsenergie.

HHSB: Der Haushaltsstrombedarf ist als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.
Er entspricht in etwa dem durchschnittlichen flichenbezogenen Stromverbrauch
eines 6sterreichischen Haushalts.

RK: Das Referenzklima ist ein virtuelles Klima. Es dient zur Ermittlung von Energie-
kennzahlen.

HWBRet sk PEBgy CO,eq,sK foeg, sk

A++ L A++

EEB: Der Endenergiebedarf umfasst zusatzlich zum Heizenergiebedarf den
Haushaltsstrombedarf, abziiglich allfélliger Endenergieertrage und zuziglich eines
dafiir notwendigen Hilfsenergiebedarfs. Der Endenergiebedarf entspricht jener Ener-
giemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

fee: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus einerseits dem
Endenergiebedarf abziiglich allfélliger Endenergieertrige und zuziiglich des dafiir
notwendigen Hilfsenergiebedarfs und andererseits einem Referenz-Endenergiebedarf
(Anforderung 2007).

PEB: Der Primérenergiebedarf ist der Endenergiebedarf einschlieBlich der Verluste
in allen Vorketten. Der Primarenergiebedarf weist einen erneuerbaren (PEBer, ) und
einen nicht erneuerbaren (PEB, ) Anteil auf.

CO,eq: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden dquivalenten
Kohlendioxidemissionen (Treibhausgase), einschlieRlich jener fiir Vorketten.

SK: Das Standortklima ist das reale Klima am Gebaudestandort. Dieses Klimamodell
waurde auf Basis der Primardaten (1970 bis 1999) der Zentralanstalt fiir Meteorologie
und Geodynamik fiir die Jahre 1978 bis 2007 gegentiber der Vorfassung aktualisiert.

Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten Benutzerlnnenverhaltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quadratmeter beheizter Brutto-Grundfliche an.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz* des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU vom
19. Mai 2070 iber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&auden bzw. 2018/844/EU vom 30. Mai 2018 und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG). Der Ermittlungszeitraum fiir die Konversionsfaktoren
fiir Primérenergie und Kohlendioxidemissionen ist fiir Strom: 2013-09 - 2018-08, und es wurden iibliche Allokationsregeln unterstellt.
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Energieausweis fiir Wohngebaude

o 1 B OSTERREICHISCHES OlIB; RiChtIini? o
INSTITUT FUR BAUTECHNIK Ausgabe: Aprll 2019

GEBAUDEKENNDATEN EA-Art:
Brutto-Grundflache (BGF) 7 981,0 m? Heiztage 205d Art der Luftung Fensterluftung
Bezugsfliche (BF) 6 384,8 m? Heizgradtage 3680 kd Solarthermie - m?
Brutto-Volumen (Vg) 29 298,0 m? Klimaregion N Photovoltaik 30,0 kwp
Gebiude-Hiillfliche (A) 6274,0 m? Norm-AuRentemperatur ~ -12,3 °C Stromspeicher - kWh
Kompaktheit (A/V) 0,211/m Soll-Innentemperatur 22,0 °c WW-WB-System (primar) kombiniert
charakteristische Lange (£.) 4,67 m mittlerer U-Wert 0,400 w/m2K WW-WB-System (sekundar, opt.) -

Teil-BGF - m? LEK -Wert 18,01 RH-WB-System (primér) Fernwarme
Teil-BF - m2 Bauweise mittelschwere RH-WB-System (sekundar, opt.) -

Teil-Vg - m?

Nachweis iiber den

WARME- UND ENERGIEBEDARF (Referenzklima) Gesamtenergieeffizenzfaktor
Ergebnisse Anforderungen

Referenz-Heizwarmebedarf HWBRefrk = 23,8 kWh/m?a entspricht HWBRefRK,zul = 26,3 kWh/m?a

Heizwarmebedarf HWBR = 238 kWh/m?a

Endenergiebedarf EEBRk = 65,5 kWh/m?a

Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee Rk = 0,80 entspricht fore RK 201 = 0,80

Erneuerbarer Anteil - entspricht Punkt5.2.3a,b

WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)

Referenz-Heizwirmebedarf QhRefsk = 223805 kWh/a HWBgrersk= 28,0 kWh/m?a
Heizwarmebedarf Qhsk = 181 172 kWh/a HWBcgy = 22,7 kWh/m?a
Warmwasserwirmebedarf Q= 81566 kWh/a WWWB = 10,2 kWh/m?a
Heizenergiebedarf Qi Refsk = 398 466 kWh/a HEBsx= 49,9 kWh/m?a
Energieaufwandszahl Warmwasser eAWzZWW = 2,31
Energieaufwandszahl Raumheizung €AWZ,RH = 0,94
Energieaufwandszahl Heizen eAwzH = 1,30
Haushaltsstrombedarf QHHsB = 181775 kWh/a HHSB = 22,8 kWh/m?a
Endenergiebedarf Qees,sk = 553535 kWh/a EEBsk= 94 kWh/m?a
Primérenergiebedarf Qpes,sk = 387 820 kWh/a PEBsy = 48,6 kWh/m?a
Primarenergiebedarf nicht erneuerbar QpeBn.em., sk = 170 063 kWh/a PEBy.ern. sk = 21,3 kWh/m?a
Primarenergiebedarf erneuerbar Qpegern, sk = 217 757 kWh/a PEBern,sk= 27,3 kWh/m2a
aquivalente Kohlendioxidemissionen Qcozeqsk = 46 358 kg/a CO2¢q,5k = 5,8 kg/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor foeesk = 0,80
Photovoltaik-Export QpvEsk = 0 kWh/a PVEgxpoRT Sk = 0,0 kWh/m?a
ERSTELLT

GWR-Zahl Erstellerin KERN+INGENIEURE ZT GmbH
Ausstellungsdatum 21.09.2022 Unterschrift

Giiltigkeitsdatum 20.09.2032

Geschéftszahl

Die Energiekennzahlen dieses Energieausweises dienen ausschlieRlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter kénnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche Abweichungen auftreten.
Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage kénnen aus Griinden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den hier angegebenen abweichen.
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SPEZIFISCHER REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF,
KOHLENDIOXIDEMISSIONEN und GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR jeweils unter STANDORTKLIMA-(SK)-Bedingungen

A ++

HWBg,¢: Der Referenz-Heizwarmebedarf ist jene Warmemenge, die in den Rdumen
bereitgestellt werden muss, um diese auf einer normativ geforderten Raumtempera-
tur, ohne Berticksichtigung allfélliger Ertrdge aus Warmeriickgewinnung, zu halten.

WWWB: Der War warmebedarf ist in Abhangigkeit der Gebaudekategorie
als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Heiz- und Warmwasser-
wirmebedarf die Verluste des geb&udetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu
zéhlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Warmeverteilung, der
Warmespeicherung und der Warmeabgabe sowie allfélliger Hilfsenergie.

HHSB: Der Haushaltsstrombedarf ist als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.
Er entspricht in etwa dem durchschnittlichen flichenbezogenen Stromverbrauch
eines 6sterreichischen Haushalts.

RK: Das Referenzklima ist ein virtuelles Klima. Es dient zur Ermittlung von Energie-
kennzahlen.

HWBRef, SK

PEBgy CO,eq,sK foeg, sk

A++ L A+t

EEB: Der Endenergiebedarf umfasst zusatzlich zum Heizenergiebedarf den
Haushaltsstrombedarf, abziiglich allfélliger Endenergieertrage und zuziglich eines
dafiir notwendigen Hilfsenergiebedarfs. Der Endenergiebedarf entspricht jener Ener-
giemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

fee: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus einerseits dem
Endenergiebedarf abziiglich allfélliger Endenergieertrige und zuziiglich des dafiir
notwendigen Hilfsenergiebedarfs und andererseits einem Referenz-Endenergiebedarf
(Anforderung 2007).

PEB: Der Primérenergiebedarf ist der Endenergiebedarf einschlieBlich der Verluste
in allen Vorketten. Der Primarenergiebedarf weist einen erneuerbaren (PEBer, ) und
einen nicht erneuerbaren (PEB, ) Anteil auf.

CO,eq: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden dquivalenten
Kohlendioxidemissionen (Treibhausgase), einschlieRlich jener fiir Vorketten.

SK: Das Standortklima ist das reale Klima am Gebaudestandort. Dieses Klimamodell
waurde auf Basis der Primardaten (1970 bis 1999) der Zentralanstalt fiir Meteorologie
und Geodynamik fiir die Jahre 1978 bis 2007 gegentiber der Vorfassung aktualisiert.

Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten Benutzerlnnenverhaltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quadratmeter beheizter Brutto-Grundfliche an.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz* des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU vom
19. Mai 2070 iber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&auden bzw. 2018/844/EU vom 30. Mai 2018 und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG). Der Ermittlungszeitraum fiir die Konversionsfaktoren
fiir Primérenergie und Kohlendioxidemissionen ist fiir Strom: 2013-09 - 2018-08, und es wurden iibliche Allokationsregeln unterstellt.
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Energieausweis fiir

OIB-Richtlinie 6

n
o 1 B OSTERREICHISCHES

INSTITUT FUR BAUTECHNIK

Wohngebaude

Ausgabe: April 2019

EA-Art:
Art der Liiftung Fensterluftung
Solarthermie - m?
Photovoltaik 20,0 kwp
Stromspeicher - kWh
WW-WB-System (primar) kombiniert
WW-WB-System (sekunddr, opt.) -
RH-WB-System (primér) Fernwarme

RH-WB-System (sekunddr, opt.) -

Nachweis iiber den
Gesamtenergieeffizenzfaktor

Anforderungen
HWBRef rK,zul = 32,5 kWh/m?a

fGEERK, 2l =

Punkt5.2.3a,b,c

0,80

GEBAUDEKENNDATEN
Brutto-Grundfliche (BGF) 2072,0 m? Heiztage 218d
Bezugsfliche (BF) 1657,6 m2 Heizgradtage 3680 kd
Brutto-Volumen (Vg) 6652,0 m* Klimaregion N
Gebiude-Hiillflache (A) 2280,0 m? Norm-AuRentemperatur ~ -12,3 °C
Kompaktheit (A/V) 0,34 1/m Soll-Innentemperatur 22,0 °C
charakteristische Lange (£.) 292 m mittlerer U-Wert 0,390 w/m2K
Teil-BGF - m2 LEK -Wert 23,57
Teil-BF -m? Bauweise mittelschwere
Teil-Vg - m?
WARME- UND ENERGIEBEDARF (Referenzklima)

Ergebnisse
Referenz-Heizwarmebedarf HWBRefrk = 32,5 kWh/m?a entspricht
Heizwarmebedarf HWBR = 32,5 kWh/m?a
Endenergiebedarf EEBRk = 71,2 kWh/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee Rk = 0,80 entspricht
Erneuerbarer Anteil - entspricht
WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)
Referenz-Heizwarmebedarf Qh,RefsK = 77903 kWh/a
Heizwarmebedarf Qhsk= 66 214 kWh/a
Warmwasserwarmebedarf Quw= 21176 kWh/a
Heizenergiebedarf QH Refsk = 125667 kWh/a
Energieaufwandszahl Warmwasser
Energieaufwandszahl Raumheizung
Energieaufwandszahl Heizen
Haushaltsstrombedarf QHHse = 47 192 kWh/a
Endenergiebedarf QeeB,sk = 158 079 kWh/a
Primérenergiebedarf Qpes,sk = 95502 kWh/a

Primarenergiebedarf nicht erneuerbar
Primarenergiebedarf erneuerbar
dquivalente Kohlendioxidemissionen
Gesamtenergieeffizienz-Faktor

Photovoltaik-Export

ERSTELLT
GWR-Zahl
Ausstellungsdatum 21.09.2022
Giiltigkeitsdatum 20.09.2032

Geschiftszahl

QPEBnern.,SK =
QpeBern. sk =

Qcozeqsk =

QpvEsk =

36 942 kWh/a
58 560 kWh/a
10896 kg/a

3024 kWh/a

Erstellerin

Unterschrift

HWBgersk = 37,6 kWh/m?a
HWBgy = 32,0 kWh/m?a
WWWB= 10,2 kWh/m?a
HEBsx= 60,7 kWh/m?a
eawzww= 2,31
€AWZ,RH = 0,98
€AWzZH = 1,27
HHSB= 228 kWh/m?a
EEBsi = 76,3 kWh/m?a
PEBsk = 46,1 kWh/m?’a
PEBnem.,sk= 17,8 kWh/m?a
PEBern,sk= 28,3 kWh/m?a
CO2eq,sk = 5,3 kg/m?a
foee,sk = 0,79
PVEgxporT,sk = 1,5 kWh/m?a
KERN+INGENIEURE ZT GmbH

Die Energiekennzahlen dieses Energieausweises dienen ausschlieRlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter kénnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche Abweichungen auftreten.
Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage kénnen aus Griinden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den hier angegebenen abweichen.
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Energieausweis fiir Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: April 2019

n
o 1 B OSTERREICHISCHES

INSTITUT FUR BAUTECHNIK

BEZEICHNUNG  GZ 20107 Gastgebgasse [Heimbau] (AW1)

Gebdude(-teil) WT: Gastgebgasse 4, STG 3

Nutzungsprofil Wohngebaude mit 10 und mehr Nutzungseinheiten
StraRe Gastgebgasse 4 u. 6
PLZ/Ort 1230 Wien-Liesing

Grundstiicksnr. 843/8

Umsetzungsstand Planung
Baujahr 2022
Letzte Veranderung
Katastralgemeinde  Atzgersdorf
KG-Nr. 01801
Seehdhe 207 m

SPEZIFISCHER REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF,
KOHLENDIOXIDEMISSIONEN und GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR jeweils unter STANDORTKLIMA-(SK)-Bedingungen

A ++

HWBg,¢: Der Referenz-Heizwarmebedarf ist jene Warmemenge, die in den Rdumen
bereitgestellt werden muss, um diese auf einer normativ geforderten Raumtempera-
tur, ohne Berticksichtigung allfélliger Ertrdge aus Warmeriickgewinnung, zu halten.

WWWB: Der War warmebedarf ist in Abhangigkeit der Gebaudekategorie
als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Heiz- und Warmwasser-
wirmebedarf die Verluste des geb&udetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu
zéhlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Warmeverteilung, der
Warmespeicherung und der Warmeabgabe sowie allfélliger Hilfsenergie.

HHSB: Der Haushaltsstrombedarf ist als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.
Er entspricht in etwa dem durchschnittlichen flichenbezogenen Stromverbrauch
eines 6sterreichischen Haushalts.

RK: Das Referenzklima ist ein virtuelles Klima. Es dient zur Ermittlung von Energie-
kennzahlen.

HWBRet sk PEBgy CO,eq,sK foeg, sk

A++ L A++

EEB: Der Endenergiebedarf umfasst zusatzlich zum Heizenergiebedarf den
Haushaltsstrombedarf, abziiglich allfélliger Endenergieertrage und zuziglich eines
dafiir notwendigen Hilfsenergiebedarfs. Der Endenergiebedarf entspricht jener Ener-
giemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

fee: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus einerseits dem
Endenergiebedarf abziiglich allfélliger Endenergieertrige und zuziiglich des dafiir
notwendigen Hilfsenergiebedarfs und andererseits einem Referenz-Endenergiebedarf
(Anforderung 2007).

PEB: Der Primérenergiebedarf ist der Endenergiebedarf einschlieBlich der Verluste
in allen Vorketten. Der Primarenergiebedarf weist einen erneuerbaren (PEBer, ) und
einen nicht erneuerbaren (PEB, ) Anteil auf.

CO,eq: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden dquivalenten
Kohlendioxidemissionen (Treibhausgase), einschlieRlich jener fiir Vorketten.

SK: Das Standortklima ist das reale Klima am Gebaudestandort. Dieses Klimamodell
waurde auf Basis der Primardaten (1970 bis 1999) der Zentralanstalt fiir Meteorologie
und Geodynamik fiir die Jahre 1978 bis 2007 gegentiber der Vorfassung aktualisiert.

Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten Benutzerlnnenverhaltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quadratmeter beheizter Brutto-Grundfliche an.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz* des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU vom
19. Mai 2070 iber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&auden bzw. 2018/844/EU vom 30. Mai 2018 und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG). Der Ermittlungszeitraum fiir die Konversionsfaktoren
fiir Primérenergie und Kohlendioxidemissionen ist fiir Strom: 2013-09 - 2018-08, und es wurden iibliche Allokationsregeln unterstellt.
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Energieausweis fiir

OIB-Richtlinie 6

n
o 1 B OSTERREICHISCHES

INSTITUT FUR BAUTECHNIK

Wohngebaude

Ausgabe: April 2019

GEBAUDEKENNDATEN
Brutto-Grundfliche (BGF) 6406,0 m? Heiztage 206 d
Bezugsfliche (BF) 51248 m? Heizgradtage 3680 kd
Brutto-Volumen (Vg) 17 980,0 m* Klimaregion N
Gebéaude-Hiillfliche (A) 4213,8 m? Norm-AuRentemperatur ~ -12,3 °C
Kompaktheit (A/V) 0,231/m Soll-Innentemperatur 22,0 °c
charakteristische Linge () 427 m mittlerer U-Wert 0,410 w/m2K
Teil-BGF - m? LEK -Wert 19,38
Teil-BF -m? Bauweise mittelschwere
Teil-Vg - m?
WARME- UND ENERGIEBEDARF (Referenzklima)

Ergebnisse
Referenz-Heizwarmebedarf HWBRefrk = 21,1 kWh/m?a entspricht
Heizwarmebedarf HWBR = 21,1 kWh/m?a
Endenergiebedarf EEBRk = 63,6 kWh/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee Rk = 0,76 entspricht
Erneuerbarer Anteil - entspricht
WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)
Referenz-Heizwarmebedarf Qh,Refsk = 159 675 kWh/a
Heizwdrmebedarf Qhsk= 126 357 kWh/a
Warmwasserwarmebedarf Quw= 65469 kWh/a
Heizenergiebedarf QH,RefsK = 297 748 kWh/a
Energieaufwandszahl Warmwasser
Energieaufwandszahl Raumheizung
Energieaufwandszahl Heizen
Haushaltsstrombedarf QHHse = 145903 kWh/a
Endenergiebedarf Qeep sk = 429 408 kWh/a
Primérenergiebedarf Qpes,sk = 315098 kWh/a

Primarenergiebedarf nicht erneuerbar

QPEBnern.,SK =

142 830 kWh/a

Primarenergiebedarf erneuerbar QpEBern. sk = 172 268 kWh/a
dquivalente Kohlendioxidemissionen Qcozeqsk = 38 156 kg/a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor

Photovoltaik-Export QpvE sk = 0 kWh/a
ERSTELLT

GWR-Zahl Erstellerin
Ausstellungsdatum 21.09.2022 Unterschrift
Giiltigkeitsdatum 20.09.2032

Geschiftszahl

EA-Art:
Art der Liiftung Fensterluftung
Solarthermie - m?
Photovoltaik 16,0 kwp
Stromspeicher - kWh
WW-WB-System (primar) kombiniert

WW-WB-System (sekunddr, opt.) -
RH-WB-System (primér) Fernwarme

RH-WB-System (sekunddr, opt.) -

Nachweis iiber den
Gesamtenergieeffizenzfaktor

Anforderungen
HWBRefRK,2ul = 27,2 kWh/m?a

foEE RK 201 = 0,80
Punkt5.2.3a,b

HWBgetsk = 24,9 kWh/m?a
HWBcgy = 19,7 kWh/m?2a
WWWB= 10,2 kWh/m?a
HEBsx= 46,5 kWh/m?a
eawzww= 2,31
€AWZ,RH = 0,92
€AWzZH = 1,32
HHSB= 228 kWh/m?a
EEBsi = 67,0 kWh/m?a
PEBsk = 49,2 kWh/m?a
PEBnem.,sk= 22,3 kWh/ma
PEBern,sk= 26,9 kWh/m?a
CO2eq,sk = 6,0 kg/m2a
foee,sk = 0,76
PVEgxpoRrTsk = 0,0 kWh/m?a
KERN+INGENIEURE ZT GmbH

Die Energiekennzahlen dieses Energieausweises dienen ausschlieRlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter kénnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche Abweichungen auftreten.
Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage kénnen aus Griinden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den hier angegebenen abweichen.
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Energieausweis fiir Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: April 2019

n
o 1 B OSTERREICHISCHES

INSTITUT FUR BAUTECHNIK

BEZEICHNUNG  GZ 20107 Gastgebgasse [Heimbau] (AW1)

Gebdude(-teil) ZHB: Gastgebgasse 6, STG 1

Nutzungsprofil Wohngebaude mit 10 und mehr Nutzungseinheiten
StraRe Gastgebgasse 4 u. 6

PLZ/Ort 1230 Wien-Liesing

Grundstiicksnr. ~ 843/8

Umsetzungsstand Planung
Baujahr 2022
Letzte Veranderung
Katastralgemeinde  Atzgersdorf
KG-Nr. 01801
Seehdhe 207 m

SPEZIFISCHER REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF,
KOHLENDIOXIDEMISSIONEN und GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR jeweils unter STANDORTKLIMA-(SK)-Bedingungen

A ++

HWBg,¢: Der Referenz-Heizwarmebedarf ist jene Warmemenge, die in den Rdumen
bereitgestellt werden muss, um diese auf einer normativ geforderten Raumtempera-
tur, ohne Berticksichtigung allfélliger Ertrdge aus Warmeriickgewinnung, zu halten.

WWWB: Der War warmebedarf ist in Abhangigkeit der Gebaudekategorie
als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Heiz- und Warmwasser-
wirmebedarf die Verluste des geb&udetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu
zéhlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Warmeverteilung, der
Warmespeicherung und der Warmeabgabe sowie allfélliger Hilfsenergie.

HHSB: Der Haushaltsstrombedarf ist als flichenbezogener Defaultwert festgelegt.
Er entspricht in etwa dem durchschnittlichen flichenbezogenen Stromverbrauch
eines 6sterreichischen Haushalts.

RK: Das Referenzklima ist ein virtuelles Klima. Es dient zur Ermittlung von Energie-
kennzahlen.

HWBge sk PEBgy co

2eq,SK fGEE. SK

A++ L A++

EEB: Der Endenergiebedarf umfasst zusatzlich zum Heizenergiebedarf den
Haushaltsstrombedarf, abziiglich allfélliger Endenergieertrage und zuziglich eines
dafiir notwendigen Hilfsenergiebedarfs. Der Endenergiebedarf entspricht jener Ener-
giemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

fee: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus einerseits dem
Endenergiebedarf abziiglich allfélliger Endenergieertrige und zuziiglich des dafiir
notwendigen Hilfsenergiebedarfs und andererseits einem Referenz-Endenergiebedarf
(Anforderung 2007).

PEB: Der Primérenergiebedarf ist der Endenergiebedarf einschlieBlich der Verluste
in allen Vorketten. Der Primarenergiebedarf weist einen erneuerbaren (PEBer, ) und
einen nicht erneuerbaren (PEB, ) Anteil auf.

CO,eq: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden dquivalenten
Kohlendioxidemissionen (Treibhausgase), einschlieRlich jener fiir Vorketten.

SK: Das Standortklima ist das reale Klima am Gebaudestandort. Dieses Klimamodell
waurde auf Basis der Primardaten (1970 bis 1999) der Zentralanstalt fiir Meteorologie
und Geodynamik fiir die Jahre 1978 bis 2007 gegentiber der Vorfassung aktualisiert.

Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten Benutzerlnnenverhaltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quadratmeter beheizter Brutto-Grundfliche an.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz* des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU vom
19. Mai 2070 iber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&auden bzw. 2018/844/EU vom 30. Mai 2018 und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG). Der Ermittlungszeitraum fiir die Konversionsfaktoren
fiir Primérenergie und Kohlendioxidemissionen ist fiir Strom: 2013-09 - 2018-08, und es wurden iibliche Allokationsregeln unterstellt.
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Energieausweis fiir Wohngebaude

o 1 B OSTERREICHISCHES OlIB; RiChtIini? o
INSTITUT FUR BAUTECHNIK Ausgabe: Aprll 2019

GEBAUDEKENNDATEN EA-Art:
Brutto-Grundflache (BGF) 4 199,0 m? Heiztage 208 d Art der Luftung Fensterluftung
Bezugsfliche (BF) 3359,2 m? Heizgradtage 3680 kd Solarthermie - m?
Brutto-Volumen (Vg) 12 245,0 m? Klimaregion N Photovoltaik 10,0 kwp
Gebiude-Hiillfliche (A) 3750,0 m? Norm-AuRentemperatur ~ -12,3 °C Stromspeicher - kWh
Kompaktheit (A/V) 0,311/m Soll-Innentemperatur 22,0 °c WW-WB-System (primar) kombiniert
charakteristische Linge () 32T m mittlerer U-Wert 0,340 w/m2k WW-WB-System (sekundar, opt.) -

Teil-BGF - m? LEK -Wert 19,44 RH-WB-System (primér) Fernwarme
Teil-BF - m2 Bauweise mittelschwere RH-WB-System (sekundar, opt.) -

Teil-Vg - m?

Nachweis iiber den

WARME- UND ENERGIEBEDARF (Referenzklima) Gesamtenergieeffizenzfaktor
Ergebnisse Anforderungen

Referenz-Heizwarmebedarf HWBRefrk = 23,8 kWh/m?a entspricht HWBRefRK,zul = 30,7 kWh/m?a

Heizwarmebedarf HWBR = 238 kWh/m?a

Endenergiebedarf EEBRk = 66,6 kWh/m?a

Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee Rk = 0,76 entspricht fore RK 201 = 0,80

Erneuerbarer Anteil - entspricht Punkt5.2.3a,b

WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)

Referenz-Heizwarmebedarf Qh,RefsK = 117 357 kWh/a HWBgersk = 27,9 kWh/m?a
Heizwarmebedarf Qhsk = 94 685 kWh/a HWBcgy = 22,5 kWh/m?a
Warmwasserwirmebedarf Q= 42 914 kWh/a WWWB = 10,2 kWh/m?a
Heizenergiebedarf QH_Refsk = 208 908 kWh/a HEBsk= 49,8 kWh/m?a
Energieaufwandszahl Warmwasser eAWzZWW = 2,31
Energieaufwandszahl Raumheizung €AWZ,RH = 0,93
Energieaufwandszahl Heizen eAwzH = 1,30
Haushaltsstrombedarf QHHsB = 95636 kWh/a HHSB = 22,8 kWh/m?a
Endenergiebedarf Qees,sk = 295 642 kWh/a EEBsk= 704 kWh/m?a
Primérenergiebedarf Qpes,sk = 212 154 kWh/a PEBsy = 50,5 kWh/m?a
Primarenergiebedarf nicht erneuerbar QpeBn.em., sk = 94 682 kWh/a PEBy.ern. sk = 22,5 kWh/m?a
Primarenergiebedarf erneuerbar Qpegern, sk = 117 472 kWh/a PEBern,sk= 28,0 kWh/m?a
aquivalente Kohlendioxidemissionen Qcozeqsk = 25534 kg/a CO2¢q,5k = 6,1 kg/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor feeesk= 0,75
Photovoltaik-Export QpvEsk = 0 kWh/a PVEgxpoRT Sk = 0,0 kWh/m?a
ERSTELLT

GWR-Zahl Erstellerin KERN+INGENIEURE ZT GmbH
Ausstellungsdatum 21.09.2022 Unterschrift

Giiltigkeitsdatum 20.09.2032

Geschéftszahl

Die Energiekennzahlen dieses Energieausweises dienen ausschlieRlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter kénnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche Abweichungen auftreten.
Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage kénnen aus Griinden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den hier angegebenen abweichen.
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kfz-mietvertrag

GebUhrgem. § 33TP 5 Abs. 5 GebG 1957

heimbau

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.

Nr. der AUfSChreibUNG .....c.oooieiiieeee e

Die gemeinnutzige Bauvereinigung

heimbau 4

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.
1120 Wien, EichenstraBe 2

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

in der Folge (auch bei mé&nnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

I. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbUcherliche EigentUmerin der Liegenschaft EZ 10071, Grundbuch 01801 Atfzgers-
dorf, mit der vorldufigen Adresse

1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 16.09.2022,
17.11.2022 und 02.03.2023, MA 50 - NF 1219181/20 - 118 Standard-Wohnungen, 119 Smart-Wohnungen, 19 Ge-
schdftslokale, ein Heim und 161 Garagenpldtze.

2. Gegenstand dieses Mietvertrags ist der Stellplatz Nummer mit einem vorldufigen Nutzwert von 6. Die Ver-

mieterin vermietet hiermit diesen vorgenannten Stellplatz an die Mieterin, und die Mieterin mietet diesen von ihr.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Der vorgenannte Stellplatz darf von der Mieterin nur zur Abstellung eines Personenkraftwagens zu privaten
und nicht zu geschdaftlichen Zwecken verwendet werden. Auf dem jeweils Uberlassenen Stellplatz darf nur ein
beftriebsfahiges und mit amtlichem Kennzeichen versehenes Fahrzeug abgestellt werden.

2. Die Mieterin nimmt ausdricklich zur Kenntnis, dass dieser Stellplatz kein Geschdaftsraum im Sinne des Miet-
rechtsgesetzes (MRG) ist und dieses Mietverhdltnis daher nicht den Bestimmungen des MRG, insbesondere auch
nicht dessen Kindigungsschutzbestimmungen, unterliegt.



3. Die Benutzung dieses Stellplatzes ist nur durch die Mieterin selbst bzw. durch mit inrim gemeinsamen Haus-
halt lebende Angehdrige zuldssig. Jedwede Weitergabe dieses Stellplatzes ist ausgeschlossen.

lll. Mietdaver und Kindigung

Das Mietverhdltnis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtibernahme trotz bestehender Ubernah-
meverpflichtung gemaB IV.1. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Es kann von beiden
Vertragsparteien unter Einhaltung einer zumindest zweimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten eines Ka-
lendermonats ohne Angabe von Grinden aufgekindigt werden.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.01.2024 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdaBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubernahme zu verweigem. Geringfigige und unbehebbare Mangel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spétester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 Baufrdgervertragsgesetz (BTVG) der 30.04.2024.

2. Die Ubergabe setzt die ganzliiche Bezahlung sémtlicher falligen Zahlungen (Rechtsgeschaftsgebihr und

ev. Kaution) voraus.

3. Die Mieterin wird anldsslich Ubergabe zwei EinfahristorschlUssel und einen Handsender (in der Folge auch
kurz SchlUssel) erhalten. Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fUr etwaige verlorengegangene
SchlUssel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. Sdmtliche (auch weitere angefertigte) Schlus-
sel sind bei Verfragsende an die Vermieterin zurbckzustellen. Die exakte Anzahl an ausgegebenen Schlisseln
wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

V. Laufendes Entgelt

1. Das laufende Entgelt (Pauschalmietzins) fir den Stellplatz betragt pro Monat € 92,00 inklusive 20 % Umsatz-
steuer und ist ab Beginn des Mietverhdilinisses jeweils am FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und
kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gegebene Konto zu bezahlen. Fir die Rechtzeitigkeit der Zah-
lung ist maBgebend, wann diese der Vermieterin zur Kenntnis gelangt.

Der Pauschalmietzins vermindert oder erhdht sich jahrlich, jeweils in dem MaB, das sich aus dem Verhdltnis des,
von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 oder des, an seine Stelle fretenden Index,
jeweils fUr den Indexwert des Monats Juni des laufenden Jahres zum Indexwert fUr Juni des Vorjahres ergibt. Der
so verdnderte Pauschalmietzins gilt ab 1. Janner des folgenden Jahres. Ausgangsbasis fur diese Wertsicherung
ist die zuletzt fOr Juni 2023 verlautbarte Indexzahl.

Sollte eine Erhdhung des laufenden Entgelts im AusmaB kunftiger Verdnderungen einzelner Entgeltbestandteile
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gemaB den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen oder eine Erhéhung zur Sicherung ausreichender Wirtschaft-
lichkeit oder eine Anpassung an das jeweilige ortsUbliche oder angemessene Entgelt erforderlich sein, so ver-
pflichtet sich die Mieterin, die diesen Erhdhungen entsprechenden Mehrbefrge ab Wirksamwerden solcher
Anderungen zu enfrichten.

Die erste Entgeltanpassung erfolgt jedoch frOhestens nach Ablauf von zwei Monaten ab Vertragsabschluss.
WUrde die Entgeltanpassung nach den vorigen Bestimmungen in die ersten beiden Monate nach Vertragsab-
schluss fallen, verschiebt sie sich auf den nach Ablauf der ersten beiden Monate nach Vertragsabschluss n&chst-

folgenden Monatsersten.

Die verspatete Zahlung des laufenden Entgelts berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine GebUhr von ei-
nem Zwolftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 Entgeltrichtlinienverordnung (ERVO) zum WGG 1979
(in der jeweils geltenden Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

2. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder ErklGrungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allféllige derartige Mitteilungen sind daher nicht

auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

VI. Haus- bzw. Garagenordnung

1.  Die Mieterin verpflichtet sich zur Einhaltung der von der Vermieterin festgesetzten Hausordnung, sowie der
fUr die Wohnhausanlage und deren Gemeinschaftseinrichtungen besonders getfroffenen Benutzungsbestim-
mungen. Ferner verpflichtet sich die Mieterin insbesondere

. innerhalb der Wohnhausanlage bei Fahrten zum und vom Stellplatz Schritttempo einzuhalten,

. die Ein-/Ausfahrt anderer Fahrzeuge nicht zu behindern, sowie die Gesundheit anderer Personen nicht zu ge-

fahrden,

. den Fahrzeugmotor im Stehen nicht I&dnger laufen zu lassen, nicht zu hupen, und Uberhaupt jede vermeidbare

Gerduschentwicklung oder sonstige Stérung der Ubrigen BenUtzer der Anlage zu unterlassen,

. den Stellplatz stets sauber zu halten und Abfdlle jeder Art zu vermeiden bzw. zu entfernen, sowie die Stellplatz-

und Rangierfldchen Gberhaupt nicht zu beschmutzen oder zu beschddigen,

. das Waschverbot von Kraftfahrzeugen auf allgemein genUtzten Teilen der Wohnhausanlage zu beachten und

zu befolgen,

. das Rauchen, Hantieren mit offenem Feuer und Licht, sowie die Vornahme jedweder Arbeiten, und die Lage-

rung jedweder, insbesondere brennbarer Gegenstdnde im Stellplatzbereich strikt zu unterlassen.

2. Die Vermieterin haftet nicht fUr voribergehende Stérungen in der BenUtzbarkeit (z.B. bei voribergehender
Unmaoglichkeit der Zu- und Abfahrt z.B. wegen Bauarbeiten, efc.). Eine Bewachung und Verwahrung des Fahr-
zeugs, seines Zubehdrs sowie dallfdlliger im Fahrzeug befindlicher Gegenstinde oder mit dem Fahrzeug in die
Garage eingebrachter Sachen durch die Vermieterin erfolgt nicht und haftet diese daher auch nicht fUr Dieb-
stahl, Einbruch, Beschdadigung durch Dritte, etc.. Die Vermieterin haftet vielmehr nur fir Schéden, die von ihr
oder von ihren Gehilfen vorsatzlich oder grob fahrl&ssig verursacht wurden.
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VIl. Rickstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist der Stellplatz der Vermieterin in gutem und brauchbarem Zustand,
mit allen Schlusseln und Handsendern, sowie gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin zurickzustellen.

2. Eine, Uber das NormalmaB - also eine bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende -
hinausgehende AbnUtzung oder Besch&digung ist von der Mieterin auf eigene Kosten wiederum zu beheben.
Verloren gegangene EinfahristorschlUssel und Handsender werden auf Kosten der Mieterin wiederbeschafft.

3.  Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Ge-

gensténde Gbernommen wird.

VIll. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Vertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haften
diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand.

2. Zustellungen erfolgen an die, auf Seite 1 dieses Vertrags genannte Adresse. Die Mieterin ist verpflichteft,
Anderungen ihrer Anschrift unverziglich schriftlich bekanntzugeben, anderenfalls Schriftsticke auch dann als -
rechtswirksam im Sinne des gegenstandlichen Vertrags - zugestellt gelten, wenn sie an die, zuletzt bekanntge-
gebene Anschrift der Mieterin zugestellt wurden.

Anldsslich Beendigung des Mietverhdlinisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
zuletzt bekannt gegebene Adresse der Mieterin erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen
gelten.

3. Die RechtsgeschaftsgebUhr gemaB § 33 TP 5 GebuUhrengesetz hat die Mieterin zu tragen. Die Mieterin hat
diese RechtsgeschdaftsgebUhrin Hohe von € 33,12 vor Unterfertigung des Vertrags erlegt.

4. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

Wien, 28.08.2023

heimbau Ly

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.

die Vermieterin die Mieterin
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mietvertrag

Die gemeinnUtzige Bauvereinigung

heimbau &

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.
1120 Wien, EichenstraBe 2

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

Mitgliedsnummern

in der Folge (auch bei mé&nnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbUcherliche Eigentimerin der Liegenschaft EZ 10071, Grundbuch 01801 Atzgers-
dorf, mit der vorldufigen Adresse

1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 16.09.2022,
17.11.2022 und 02.03.2023, MA 50 - NF 1219181/20 - 118 Standard-Wohnungen, 119 Smart-Wohnungen, 19 Ge-
schdfislokale, ein Heim und 161 Garagenplatze.

Das vertragsgegenstdndliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Férderungszusicherung MA 50 - NF 1219181/20
mit einem Darlehen gemdaB § 12 WWFSG 1989 i.Vv.m. § 3, § 6 und § é6a Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007
sowie mit einem Zuschuss nach § 6a und § 7 Abs. 3 Neubau-VO 2007 geférdert.

2. Die vorlaufigen Nutzwerte (und Nutzfldchen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen:

Wohnungen Geschdaftslokale Heim Garagenpldtze insgesamt

e  Standard (vorl. 9.646,25m?) 9.289 - - 492 9.781
e Smart (vorl. 7.343,96m?) 7.046 - - 372 7.418
o Geschdaftslokale (vorl. 3.035,97m2) - 2.919 - 102 3.021
. Heim (vorl. 278,22m?) - - 277 - 277
insgesamt sohin 16.335 2.919 277 966 20.497

Die vorlaufigen Nufzwerte wurden mit Gutachten vom 12.03.2023 des Ziviltechnikers Dipl.Ing. Arch. Baumeister
Egon Groller, MSc, LiechtensteinstraBe 24, 2344 Maria Enzersdorf, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufer-

tigstellung auf Basis der Bestandspl&ne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein.



3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angefUhrten Liegenschaft be-
findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemdaB dem derzeitigen Planungsstand, vorldufigen
FiGchen:

. Wohnnutzfldche

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehdr hat - gemdB dem unter 1.2. genannten vorléufigen Nutzwertgut-

achten - einen vorldufigen Nutzwert von .

4.  Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-

unterzeichnung Ubergebenen Unterlagen:

o Férderungszusicherungen des Landes Wien,

o ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeitrédge und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A),

o Plan des vertragsgegenstandlichen Mietobjekts (Beilage ./B),

o Pléne der gewdhnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinrdume und -flédchen),

o Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 23.05.2023,

o Vertrag ,,Dienstleistungspaket Versorgung des Einzelkunden mit Warme fir Raumheizung, Wé&rme fir Warm-
wasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser* vom 16.12.2022, samt Muster
»Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Warme fir Raumheizung und
Warme fUr Warmwasser" sowie ,,Einzelkundenvereinbarung betreffend Kalt-/ Abwasser”,

o Vertrag ,Dienstleistungspaket Versorgung des Einzelkunden mit Kdlte und Kostenaufteilung” vom
16.12.2022, samt Muster , Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Kalte*

o Servitutsvertrédge vom 04.08.2022 (2 x) und Entwurf vom 21.09.2023,

o Energieausweis,

o Safzung (Stand: Juni 2018)

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemdaB den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung).

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupl@ne, BauausfGhrung und sonstige Ausgestaltung
des Gebdudes und der Wohnhausanlage sowie der AuBenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Grinden zu dndern, sofern

. die offentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden,

. betreffend das Mietobjekt und die fUr die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugange,
noch die Nutzung unzumutbar beeintréchtigt werden und die zugesagten Qualitéten und Funktionen er-
halten bleiben,

. die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und

. die Anderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders, weil sie geringfiigig und sachlich ge-

rechtfertigt sind.

6. GemdB den Dienstbarkeitsvertrdgen vom 04.08.2022 mit der Stadt Wien werden nachstehende Dienstbar-
keiten einger@dumt und den Mieterinnen und Mietern zur Kenntnis gebracht:
- Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer (Fenster- und Terrassenbelichtungsrechte) an
der im Dienstbarkeitsvertrag angefUhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 15.02.2022 grin dar-
gestellten Teilfldiche des dienenden GrundstUcks Nr. 855/3 (Stadt Wien),
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- Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer (Fenster- und Terrassenbelichtungsrechte) an
der im Dienstbarkeitsvertrag angefUhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 14.02.2022 lila darge-
stellfen Teilfldche des dienenden Grundsticks Nr. 843/8 (,Heimbau" Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschré&nkter Haftung (FN 97431g)) und

- Dienstbarkeit der Duldung des Gehens fur jedermann Uber den Fluchtweg an der im Dienstbarkeitsver-
frag angefuhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 14.02.2022 grin umrandet dargestellten Teil-
fldche des dienenden GrundstUcks Nr. 843/3 (,,Heimbau" Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs- und Sied-

lungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrénkter Haftung (FN 97431g)).

Gemd&B dem Dienstbarkeitsvertrag (Entwurf vom 21.09.2023; GemeinnuUtzige Siedlungs-Genossenschaft Alt-
mannsdorf und Hetzendorf registrierte Genossenschaft mit beschrénkter Haffung (FN 95706w), ,Heimbau" Ge-
meinnutzige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haf-
fung (FN 97431g) und SOZIALBAU gemeinnUtzige Wohnungsaktiengesellschaft (FN 52836a)) steht die BenUtzung
des Kinder- und Jugendspielplatzes, sowie des Gemeinschaftsraumes (beides auf dem Grundstick 843/3 der
Vermieterin) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GemeinnUtzigen
Siedlungs-Genossenschaft Altmannsdorf und Hetzendorf zu.

Der Mieterin steht in gleicher Weise die Benltzung des Kleinkinderspielplatzes, sowie des Gemeinschaftsraumes
der benachbarten Wohnhausanlage (beides auf dem Grundstick 843/6 der GemeinnUtzigen Siedlungs-Genos-

senschaft Altmannsdorf und Hetzendorf) zu.

7. Durch den o6ffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen
(Schallimmissionen, ErschiUtterung, etc.), die der Bahn- und StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringt (auch
nach sténdiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind.

8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegensténdliche Wohnhausanlage
als ,,offene"” Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen
Teilen der Wohnhausanlage und dem &ffentlichen Gut errichtet.

9. Die Mieterin hat weiters zustimmend zur Kenntnis genommen, dass das Nutzungsobjekt direkt an eine 6f-
fentliche Schule, aber auch an eine Veranstaltungshalle angrenzt. Immissionen, die von diesen Einrichtungen
ausgehen (insbesondere aber auch jene Immissionen, die von der in der Wohnhausanlage befindlichen Veran-
staltungseinrichtungen ausgehen kénnen) gelten (auch nach sténdiger Rechtsprechung) als ortstblich und sind
daher von der Mieterin zu dulden.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des WohnbeduUrfnisses der Mieterin und ihrer allfalligen naheste-
henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschdftlichen Zwecken. Nahestehende
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in
gerader Linie einschlieBlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwdagerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht &hnlich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Anderung des Verwendungszwecks ist verboten.

Jede Anderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauférderung auch der
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vorherigen ausdricklichen Zustimmung der Forderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-
gung der Baubehérde (MA 37).

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sémtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des
laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer Widmungsdnderung erwachsen, und
haftet fur sémiliche Anspriche Dritter (wie etwa von Mietern der vertragsgegenstandlichen Wohnhausanlage),
die gegenUber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungs@nderung geltend gemacht werden.

2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten.
Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschrénkt durch die
zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin
lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte
gemdaB § 12 MRG.

Die Mieterin hat, auch aufgrund férderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu
geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhdltnisses an die Vermieterin zurick-

zustellen.

3.  Neben dem mietvertragsgegenstdndlichen Mietobjekt samt Zubehér ist die Mieterin berechtigt, all jene
Teile bzw. Einrichtungen der gegenstdndlichen Anlage, die zur gemeinsamen BenUtzung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenUtzen. Die Hausverwaltung ist berechtigt fur GemeinschaftsrGume bzw. -einrichtungen, an-
gemessene BenUtzungszeiten festzusetzen.

4. Die Mieterin hat dafUr zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt
gestattet oder ermdglicht, keine ungebUhrliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten
stérende Ladrmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Larmentwicklung zu

verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen.

5. Die BenUtzung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
frags voraus.

lll. Mietdauver und Kindigung

1. Das Mietverhdltnis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit NichtUbernahme trotz bestehender
Ubernahmeverpflichtung gemdB IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten
eines Kalendermonats aufgekindigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten
wichtigen Grinden.

2. Als weiterer wichtiger Kindigungsgrund gemanB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-
ten Finanzierungsbeitrags trotz Falligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart.

3.  GemdRB § 28 Wohnbauférderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein KUndigungsgrund vor, wenn die Mieterin
inre bisher zur Befriedigung ihres WohnbedUrfnisses regelmdaBig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
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naten nach Bezug der gefdérderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-
mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemdaB § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zuldssig, wenn
der Mieter die Wohnung aus beruflichen Grinden fur sich selbst dringend bendtigt oder wenn Verwandte in
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regelmdBig verwenden und
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemdaB § 12 MRG nicht in Betracht kommt).

4. Die Vermieterin ist weiters (wichtige KUndigungsgrunde gemdaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender
Nachteile fUr die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Forderung infolge von VerstéBen gegen die
Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Férderungszusicherung der MA 50) berech-
tigt das Mietverhdltnis aufzukUndigen:

o Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwirbt, die Kindigung der Mieterin
schriftfich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der
anderen geférderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeférderten oder
gefordert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstatte der Mieterin auf
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden WohnbedUrfnisses regelmdBig verwen-
det zu werden, mussen nicht aufgegeben werden.

. Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2
Z 1 WWESG 1989) oder von inren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regel-
maBig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine voribergehende Abwesenheit wegen Krank-
heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

o Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Férderungswurdigkeit unvollstindige oder unrichtige An-
gaben Uber ihr Einkommen, ihre persdnlichen Verhdltnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen
gemacht hat und sie nach den wahren Verhdltnissen die Férderung nicht erhalten hétte bzw. nicht férde-

rungswirdig gewesen wdre.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.01.2024 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubernahme zu verweigern. Geringfiigige und unbehebbare Méngel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Verfragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spé&tester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 Bautr@gervertragsgesetz (BTVG) der 30.04.2024.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung sémtlicher félligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten

Finanzierungsbeitrags voraus.

3. Uber die Ubergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Méngel
der, von der Vermieterin zu erbringenden AusfUhrung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Man-
gel wird die Vermieterin baldméglichst veranlassen.

4.  Die Mieterin wird anldasslich Ubergabe finf idente Wohnungsschlissel und zwei Chipkarten erhalten (sémt-

liche in der Folge kurz SchlUssel genannt). Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fUr etwaige verlo-
rengegangene SchlUssel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. SGmtliche (auch weitere an-

5 von 18, 41530 - 1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6 - SMART-Wohnungen



gefertigte) SchlUssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurGckzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlisseln wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

5. FOhrt die Mieterin die Ubernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-
tretenden Grund nicht durch oder ist die Ubergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrags nicht durch-
fOhrbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Ubergabe durch die Vermieterin als erfolgt
und beginnt das Mietverhdltnis mit dem auf den, der angebotenen Ubergabe folgenden Tag und nicht erst mit
dem Tag der tatséchlichen Ubergabe (Punkt i, 1.).
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V. Aufteilungsschlussel, Finanzierungsbeitrag und laufendes Entgelt

1. Zu den vorlaufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter 1.2. und 1.3..

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des
WohnungsgemeinnuUtzigkeitsgesetzes (WGG) und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das
gegenstandliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. AufschlieBungskosten
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese fur
die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs-
und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die
Aufwendungen fur die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter BerUcksichtigung ordnungsmdaBiger Wirt-
schaftsfGhrung der Bauvereinigung, auf Basis der Grundsdtze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Bei-
frag zur Deckung deren Kosten und zur Bildung von RUcklagen zu tragen.

3. Die Grundkosten werden im Verhdltnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten
sdmilicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten (Wohnungen, Geschdaftslokale, Heim
und Garagenpldtze) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungsgrundlagen vom
04.05.2023 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebe-
nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. Die Mieterin hat
keinen Finanzierungsbeitrag fir Grundkosten zu leisten — der Kapitaldienst gemdaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG fUr die
anteiligen Grundkosten ist im laufenden Entgelt enthalten.

Hinsichtlich der Baukosten erfolgt eine Vorabaufteilung zwischen dem Heim und den restlichen, von der Vermie-
terin auf dieser Liegenschaft errichteten Wohnungen, Geschdaftslokalen und Garagenpldtzen. Die Aufteilung
dieser Baukosten wird auf Basis der férderungstragenden Fl&ichen des Heims einerseits und der Wohnungen und
Geschdaftslokale andererseits vorgenommen.

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgulfigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzfldchenermittlung und endgultigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der, auf die Wohnungen und die Geschdftsfldichen samt zugehdrigen

Garagenpléizen entfallenden Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner Einheiten - wie-

derum im Verhdlinis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sGmtlicher, von der Ver-

mieterin auf der Liegenschaft errichteten Wohnungen, Geschdftslokale und zugehdrigen Garagenpldtze. Fir

die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten folgende Ausnahmen von diesem AufteilungsschlUssel:

o die geleisteten Baukostenbeitrdge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, fir die diese Finanzie-
rungsbeifrdge auch geleistet wurden,

o das Darlehen des Landes Wien gemdB § 6 Neubau-VO 2007 (Superférderung) dient ausschlieBlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen,

o das Darlehen des Landes Wien gemdaB § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschlieBlich der Finanzierung von
Smart-Wohnungen,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdB § 6a Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen
aufgeteilt,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdaB § 7 Abs. 3 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen

(Standard und Smart) und die Geschéftslokale aufgeteilt.
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Die Mieterin hat vor Ubernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A)
bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG
werden folgende Daten festgehalten:

o Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.).

o Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts sind zu leisten:

e ein vorlaufiger Grundkostenbeitragi.H.v. €
e ein vorlaufiger Baukostenbeitrag i.H.v. €
e insgesamt daher fir das Mietobjekt €

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und
wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-
chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezlig-
liche Nach- oder RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung
der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen.

Im Falle der Aufldsung dieses Mietvertrags erfolgt eine RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach
MaBgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG.

4. Vereinbart wird, dass die Entgeltbildung nach den Bestimmungen des WGG Uber das kostendeckende
Nutzungsentgelt (§ 13 Abs. 1i.V.m. § 14 WGG) erfolgt. Demnach wird ein angemessenes Entgelt vereinbart, das
nicht hdher, aber auch nicht niedriger ist, als es zur Deckung der Aufwendungen fUr die Bewirtschaftung der
Baulichkeiten und unter BerGcksichtigung eines im Sinne der Grundsatze des § 23 WGG gerechffertigten Beitro-
ges zur Deckung der Kosten der WirtschaftsfUhrung der Bauvereinigung sowie nach den Grunds&tzen einer ord-
nungsgemdaBen  WirtschaftsfOhrung zur Bildung von RuUcklagen erforderlich ist (kostendeckendes
Entgelt gem. § 14 Abs. 1 WGG).

Festgehalten und vereinbart wird, dass sich das kostendeckende Entgelt gem. WGG wie folgt zusammensetzt:

a) ein Betrag fUr die Absetzung fir AbnUtzung, deren Ausmag sich nach den Grundsétzen einer ordnungs-
gemdaBen WirtschaftsfOhrung bestimmt; weicht die Tilgung der Fremdmittel einschlieBlich der Darlehen
aus 6ffentlichen Mitteln von der Absetzung fUr AbnUtzung ab, ist diese Tilgung anstelle der Absetzung
fUr AbnUtzung anzurechnen;

b) aufgrund des Schuldscheines (der Schuldscheine) vorzunehmende angemessene Verzinsung der
Fremdmittel einschlieBlich der Darlehen aus 6ffentlichen Mitteln;

c) die angemessene Verzinsung der Eigenmittel gem. § 14 Abs. 1 Z 3 WGG, wobei die Zinsen grundsdétzlich
3,5 v.H. nicht Ubersteigen durfen; dieser Hundertsatz erhbht sich im AusmaB in dem der um einen Pro-
zentpunkt verminderte Periodenschritt der Sekund&rmarktrendite aller Bundesanleihen des jeweiligen
vorausgegangenen Kalenderjahres diesen Hundertsatz Ubersteigt, betrégt jedoch héchstens 5 v.H.;

d) ein Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag gem. § 14d WGG;
e) einiS.d. Grundsaize des § 23 WGG gerechtfertigter Beitrag zur Deckung der Verwaltungskosten; diese

Verwaltungskosten werden in Hohe des gemdB § 6 Abs. 1 Z 1 lit. a Entgeltrichtlinienverordnung (ERVO)
hochstzuldssigen, gemdB § 6 Abs. 2 ERVO wertgesicherten Befrags vorgeschrieben;
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f)  ein Beitrag zur Deckung der sonstigen Betriebskosten i.5.d. Miefrechtsgesetzes, der Kosten fur den Be-
trieb gemeinschaftlicher Anlagen sowie zur Deckung der von der Liegenschaft laufend entrichteten
offentlichen Abgaben;

g) RUcklagen gem. § 14 Abs. 1 Z 8 WGG; im AusmaB von héchstens 2% der Betréige aus den Punkten a—-d
und

h) die Umsatzsteuer gem. dem Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663.

Ungeachtet der Verdnderlichkeit des Entgelts gemdaB § 14 Abs. 1 WGG sagt die Vermieterin in Entsprechung des
§ 6 Abs. 2 7 4 KSchG zu, die Entgeltposition d) (Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag) innerhalb der ersten zwei
Monate nach Vertragsabschluss nicht zu erhéhen.

Der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfalligen Eigenmitteleinsatzes der
Vermieterin (allerdings ohne jene Eigenmittel fUr die anteiligen Grundkosten It. V.3.) gemdB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG betragt fUr den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4,26 je m? (Wohn-)Nutzfldche fir die SMART-Wohnungen.
Der auf diese Wohnungen entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge im Verhdlinis der Nutzwerte dieser
Mietobjekte aufgeteilt.

FUr die Berechnung des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zundchst die Summe der Erhaltungs-
und Verbesserungsbeitrdge fur die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzfldichen s&mtlicher Wohnun-
gen, Geschdftslokale und des Heims ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhdltnis deren Nutzwerte
aufgeteilt wird. FUr die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage wird jedoch lediglich ein abgesenk-
ter Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag gemaB § 14 Abs. 1Z 5i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG in Hohe von € 0,23911
je Nutzwert und Monat vorgeschrieben. Danach - spétestens ab 01.07.2027 - wird auf den gesetzlichen Hochst-
wert angehoben. Dieser Hochstwert ist gemdaB § 14d Abs. 2 WGG wertgesichert und erhdht sich ab dem sechs-
ten Jahr nach Erstbezug der Wohnhausanlage jéhrlich.

Die Zinsen der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG fur Grundkosten werden
derzeit lediglich mit einer Verzinsung von 2,06 % eingehoben. Die Vermieterin ist allerdings in weiterer Folge be-
rechtigt die Zinsenvorschreibung auf den gesetzlichen Hochstwert gemaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG (derzeit 3,5 %) -
in der jeweils aktuell geltenden Fassung des WGG - anzuheben (dies sowohl sukzessive (z.B. auch durch lau-
fende, jahrliche Anhebungen) bis der Hochstwert erreicht ist, als auch durch eine einmalige Anhebung auf den

Hochstwert).

Nach génzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel,
ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelt verrechneten Betréige gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschrdnkungen des WGG in der dann jeweils gel-
tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berUcksichtigen sind. GemdaB § 14 Abs. 7a
WGG darf nach vollsténdiger Tilgung der Fremd- und Eigenmittel nur der gesetzlich vorgeschriebene Héchstbe-
frag vorgeschrieben werden. Dieser verrechenbare Hochstbetrag ist gemas § 14 Abs 7a WGG gesetzlich wert-
gesichert.

Der Betrag fUr die RUckzahlung (Tilgung) des Darlehens gemdB § 6 Neubau-VO 2007 gelangt zusatzlich zur Vor-
schreibung und wird nicht auf séimtliche Mietgegensténde aufgeteilt, sondern lediglich auf die Smart-Wohnun-
gen im Verhdlinis deren Nutzwerte. Die Einhebung erfolgt in Hohe der, von der Forderungswurdigkeit der jeweils
betroffenen Mieter, abhdngigen Abstattungsbetréige:
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e FUr die Tlgung des Darlehens ist ein RUckzahlungsbetrag von € 0,70 je Nutzwert und Monat vorgesehen.

e Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung Gber die Gewdhrung
von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBI 22/1998 fUr ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaB von 7.5 % der an-
gemessenen Gesamtbaukosten nicht Uberschritten, reduziert sich dieser RUckzahlungsbetrag fUr die be-
troffenen Mieter auf die Halfte und betrdgt dem gemdB € 0,35 je Nutzwert und Monat.

e Der RUckzahlungsbetrag entfdllt, solange die betroffenen Mieter die Einkommensgrenzen fir ein Eigenmit-
telersatzdarlehen im AusmaB von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht Uberschreiten.

Die Forderungswurdigkeit (Familieneinkommen und HaushaltsgréBe) sind alle 5 Jahre ab Gewdhrung des Darle-
hens zu Uberprufen. Die Mieterin verpflichtet sich zur Erbringung der notwendigen Nachweise nach Aufforde-
rung durch die Vermieterin bzw. durch das Amt der Wiener Landesregierung (MA 50). Die Mieterin nimmt zustim-
mend zur Kenntnis, dass sich im Falle einer Anderung des Einkommens der Betrag fUr die Abstattung entspre-
chend den férderungsrechtlichen Bestimmungen verdndert. Die Zinsen fUr den aushaftenden Darlehensbetrag
sind zusd@tzlich zum RUckzahlungsbetrag zu leisten.

Ergeben sich anlésslich der Kosten- und Fl&ichenprifung der MA 25 und der endgultigen Nutzwertberechnung
fUr die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorldufigen Berechnungsdaten wie vorstehend
ausgefihrt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrags (V. 3. vorletzter Absatz) auch
der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen und eines allfdlligen Eigenmitte-
leinsatzes der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet
bzw. berichtigt. Allfallige - fUr den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhdlinisses und Endabrechnung - daraus
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. RUckzahlungen an die Mieterin haben innerhallb von
1 Monat ab der diesbeziglichen Rechnungslegung zu erfolgen.

FUr die laufenden Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des
Hauses gegen Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zdhlen), die Verwaltungskosten in Hohe des jeweiligen
hoéchstzuldssigen Betrags gemdB § 6 ERVO zum WGG und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschafts-
anlagen sowie anteilige &ffentliche Abgaben gemdaB § 14 Abs. 1Z6und 7i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG wird eine
Aufteilung im Verhdltnis des Nutzwerts des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten sémilicher
Wohnungen, Geschdftslokale und des Heims vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden monatliche Akonti
gegen jaéhrliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemas § 21 Abs. 3 MRG) vorgeschrieben.

Sofern sich die Nutzwerte fUr die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die
anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige éffentliche Abgaben nach Baufertig-
stellung noch gemd&B der endgUltigen, auf den bauordnungsgemdBen Bestandspldnen basierenden Nutzwert-
berechnung verdndern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen
NutzwertschlUssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberUhrt.

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin Uber die oben erwdhnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-
erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des Hauseigentimers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung
gegen Leitungswasserschdden einschlieBlich Korrosionsschdden) hinausgehende angemessene Versicherun-
gen des Hauses gegen Sturmschdden abgeschlossen und die diesbeziUglichen Versicherungsprémien der Mie-
terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-
rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenst@nde - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfélle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mietferin
aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden
Anteil der verkehrsUblichen Prdmienvorschreibungen fUr die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmschd-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses -
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berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstdnde - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat.

Die Beheizung und Wassererwdrmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwdrmestation. Die
Temperierung (Versorgung mit Kélte) erfolgt durch eine im Nachbarobjekt der Gemeinnitzige Siedlungs-Genos-
senschaft Altmannsdorf und Hetzendorf befindliche, zentrale Kdaltestation. Die Vermieterin gliedert die Lieferung
von Wdarme fUr Raumheizung und Warmwasser, Kalt-/Abwasser, die Lieferung von Kdlte, die Verrechnung und
Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser), die Verrechnung und Bezahlung der Kalte,
sowie die damit verbundenen Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien
Energie genannt) aus. Die Lieferpflichten und die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Tragung, Verre-
chenbarkeit und Verrechnung sowie die Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten,
Art der Messung, etc. erfolgen gemdB der , Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrech-
nung von Wdarme fUr Raumheizung und Wérme fir Warmwasser" und der ,,Einzelkundenvereinbarung betreffend
Kalt-/Abwasser" sowie der , Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Kdalte"
jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin und der Wien Energie. FUr gegebenenfalls von der Wien Energie
nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Kosten (Wé&rme fir
Raumheizung und Wé&rme fur Warmwasser, Kalt-/ Abwasser und Kalte) fir Gemeinschaftseinrichtungen und All-
gemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf die Mieter im Verhdlinis der
Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen, der Geschéftslokale und des Heims.

5. Zum laufenden Entgelt gehort Uberdies die, auf die Verwohnung der Finanzierungsbetrdge gemaB V.3.
entfallende Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Héhe.

6. Das laufende Entgelt fUr das Mietobjekt samt Zubehdr betragt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des
Entgelts zugrunde liegenden Betrége, bis zu einer Anderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-
tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die &ffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer:

Betrag fUr die Abstattung (Tilgung und

Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV
(§ 14 Abs. 17 1 bis 3 WGG)

Tilgung Landesdarlehen Superférderung

Verzinsung Landesdarlehen Superférderung

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 175 WGG)

M A M AN N

2 % RUcklage (§ 14 Abs. 178 WGG)
Betriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen
und offentliche Abgaben (§14 Abs. 177 WGG)
Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 17 6 WGG)

Umsatzsteuer

Mmoo MM

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug:

Andern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Betréige, so &ndert sich unter Be-
rGcksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende
Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese -
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpldne oder einer neuerlichen Nutzwertermittiung noch entsprechend zu korrigieren sein.

11 von 18, 41530 - 1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6 - SMART-Wohnungen



Die Mieterin wird darGber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-
bauférderung wéhrend des Nutzungsverhdltnisses zu Ver@nderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen kénnen sich beispielsweise ergeben aus:

. Anderungen der Zinssétze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes

. Anderungen der Annuitét gemdB Darlehensvertrdgen (z.B. vereinbarte Annuitétenspringe)
. Anderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags

»  Anderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten

»  Anderung der gesetzlichen Umsatzsteuer

. Anderung von Gesetzen oder Verordnungen

. Anderung der Nutzfldchen oder der Nutzwerte

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhdlinisses (lll. dieses Vertrags), jeweils am
FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-
bene Konto einzuzahlen. Die verspdtete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-
bUhr von einem Zwélftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erkl&rungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfdllige derartige Mitteilungen sind daher nicht
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen
die Vermieterin ist zahlungsunfahig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang
mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-
terin anerkannt - ausdricklich ausgeschlossen.

VI. Zustand, Erhaltung und Veranderungen des Mietobjekts

1. Das Mietobjekt wird anl@sslich Ubergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfélige
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Mangel werden in einem Ubergabeprotokoll festgehalten.

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesefztes - BGStG) zugdnglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die
fehlende Barrierefreineit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-
freineit des Mietobjektes gemdaB BGStG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert.

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im
Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitdr- und (Be-)LUftungsanlagen)
vertragsgemdB und schonend zu benUtzen sowie auf Vertragsdauer und auf ihre eigenen Kosten so zu warten
und, soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schdden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom
Mietgegenstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefdhrdung handelt, so instand zu halten, dass der
Vermieterin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwdchst.

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs.
2 WGG) beschrdnkt. Schéden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverziglich anzuzeigen.
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Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derarfiger Schdden notwendig wird, ist die Mieterin
bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin Uber diesbezUgliche Sché&den unverziglich in Kenntnis

zZU setzen.

Das Mietobjekt ist regelmdaBig zu [Uften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner fUr alle
Schéden, die aus einem unsachgemdBen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder inr sonst zurechenbarer Perso-
nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Besch&digungen trotz Aufforderung innerhalb gesetzter Frist nicht,
ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter BerUcksichtigung der berechtigten Interessen
der Mieterin gemdB § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchfUhren zu lassen.

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche MaBnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-
der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebd&udebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser MaBnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeintr&chtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der AusUbung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die DurchfGhrung derartiger Arbeiten der
Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftich anzuzeigen.

3. Alifallige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veré&nderungen des Mietobjekts bzw. An-
derungen oder Ergénzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren
Zustimmung (dies gilt auch fUr allfélige Anderungen der beheizbaren Nutzfldche) abzuwarten. Lehnt die Ver-
mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedUrftig sind Anderungen, die geringfigig, nicht erheblich und leicht
wieder zu beseitigen, schutzwirdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das &u-
Bere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-
sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeintrdchfigen kénnen (wie etwa das Ausmalen der
Wande in Ublichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Anderung der Boden- oder Wandbeldge oder die
Montage von handelsublichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind s&émtliche Verénde-
rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des frUheren Zustands bei Be-
endigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfGhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der
Baubehdrde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehdrdlichen Auflagen aus-
zufUhren bzw. dirfen diese nicht durchgefUhrt werden, wenn die Baubehdrde eine bauliche Verdnderung un-
tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehdrde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung von der
Mieterin bei der Baubehodrde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehdrde
anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehérdlichen Auflagen sowie fUr sémtliche Schdden, die durch nicht fach- und sach-
gerechte Abdnderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen
Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-
terin.
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4. Die BenUtzung der AuBenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-
fangsanlage) bzw. die Beeintrdchtigung des duBeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die
Anbringung von Werbeaufschriffen oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemaB § 9
MRG - nicht gestattet.

FUr den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche fur jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der
DurchfUhrung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen
und, sofern an eine behdordliche Bewiligung gebunden, diesbezigliche Bewiligungen vor Beginn der Arbeiten
einzuholen und die darin aufgetragenen behodrdlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-
standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nUtzlichen Verbesserun-
gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegenstande auf eigene
Kosten und ohne Schédigung der Substanz des Gebdudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat.

5. Vorhandene Regensinkkdsten bzw. Regenwassereinléufe sind von der Mieterin regelmaBig zu reinigen bzw.

zu warten.
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VIl. Rickstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-
lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende AbnUtzung verschlechterten,
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit
allen SchlUsseln zurUckzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-
fobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung méglich ist.

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand Ubergeben bzw. sollten auch an den sons-
figen Ausstattungsgegenstédnden (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schéaden festgestellt werden, ist die Vermieterin
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchfUhren zu lassen. Die Kosten
werden von dem zu leistenden RUckzahlungsbetrag gemdB § 17 WGG in Abzug gebracht, der bzw. die fUr die
notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurGckbehalten wird. Ebenso von diesem RUckzahlungsbetrag in Abzug
gebracht werden allenfalls ausstdndige Mietzinse und / oder BenUtzungsentgelte.

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Gegen-
st&dnde Ubernommen wird und erkldrt die Mieterin, dass bei Beschddigung oder Wegnahme der Gegenstdnde
gegenuber der Vermieterin keinerlei Ersatzanspriche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten.

Bis zur vollstandigen ErfUllung dieser Verpflichtung der RUckstellung des Mietobjekts im vertragsgemdBen Zustand
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemdBen Zustands hat die Mieterin ein BenUtzungsentgelt in der Héhe des
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen.

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusdtzliche Ausstattungen oder An-
derungen der urspringlichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbeldge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbaukichen, efc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemaB § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei
Beendigung des Mietverhdltnisses von der Vermieterin nicht abgeldst.

VIII.Rucktritt vor Bezug

Der Mieterin steht ein gesetzliches RUcktrittsrecht gemdaBs § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche
vor Abgabe der Verfragserklarung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen Uber den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der RUcktritt ist binnen 14 Tagen zu erkl@ren. Die RUcktrittsfrist beginnt mit
dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserkldrung mit den wesentlichen Informationen und die
Belehrung Uber das RUckfrittsrecht schriftlich erhdélt. Das RUckirittsrecht erlischt jedoch unabhé&ngig davon spaé-
testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserkl@rung der Mieterin.

Unabhdangig von diesem gesetzlichen Rucktrittsrecht gilt folgendes:

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich

des Mietobjekts zurickzutreten, wenn

) das FldchenmaB des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenUber der in 1.3. dieses Vertrags genannten Wohn-
nutzfldche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen
Grinden vorbehalten muss, oder

. sich die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat Uber den gemdB IV.1. dieses
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Vertrags garantierten, spatesten Termin hinaus verzégen sollte.

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurickzutreten, wenn

o die Mieterin, vor Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten -
entsprechend den Bestimmungen gemaB 1.4.i.V.m. V.3. fdlligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und
Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen nicht fristgerecht bezahlt,

o die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht
Ubernimmt,

. die Mieterin die Voraussetzungen fur die Wohnbaufdrderung nicht erfullt.

o die Mieterin die fUr die Wohnbauférderung (MA 50) allenfalls notwendigen ErklGrungen (inslbesondere Uber
die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-
sténdig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt.

3. Die RUckfrittserklarung ist dem Vertragspartner schriftlich zu Ubermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt
das Vertragsverhdltnis als aufgeldst.

4.  Falls eine Vertragspartei vor Ubergabe oder Ubernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurlckiritt, ist die

Mieterin verpflichtet,

o unverziglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgefUhrte Ausstattungssonderwunschauftrége wiederum
zu stornieren und

o so ferne der RUcktritt aus Grinden erfolgt, die in der Sphdre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits
ausgeflhrte Ausstattungssonderwinsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-
springlichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen.

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden RUckiritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Hohe von derzeit € 269,40 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen.
Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelt sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Grinden, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Ubergabe vom Vertrag zuricktritt bzw. wenn die Mieterin
trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht Gbernimmt.

6. Im Falle des RUckiritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen fUr den Finanzierungsbeitrag nach
den Bestimmungen des § 17 WGG zurUckzuzahlen. Im Falle eines RUcktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die RUckzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeifrdgen nur dann, wenn
dieser RUckiritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei RUckiritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-
rungsbeitrége bis zu einem etwaigen Rucktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann
an den zweiten Mieter ausbezahli.
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IX. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Enegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese fUr die Einhaltung séimtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkin-
digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die RUckzahlung von Beitrdgen gemdB § 17
WGG nur dann, wenn die Kindigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei AufkUndigung nur eines Mieters, die
ausschlieBlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflésung des Mietverhdlinisses mit dem verbleibenden Mieter bei der
Vermieterin und wird sodann an Letzteren ausbezahilt.

2. Die Mieterin erklart ausdricklich, eine férderungswirdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich
den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Férderungszusicherungen des Landes Wien (siehe
I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehdrt auch die Verpflichtung nach Bezug des geférderten Mietobjekts samtliche
Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus
beruflichen Grinden dringend bendtigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres
dringenden Wohnbedurfnisses regelmdaBig verwendet werden und eine Abfretung des Mietrechts an diese Per-
sonen nicht in Betracht kommt. Uber diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin
einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu Gbermitteln.

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten fUr dieses Mietverhdlinis die gesetzlichen
Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989.

4. Ab dem Zeitpunkt der Ubergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschlieBlich als Zustelladresse.

Anl@sslich Beendigung des Mietverhdltnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin inre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten.

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Nicht unter dieses Verbot fallen artgerecht in Be-
hdaltnissen gehaltene wohnungsibliche ungefahrliche Kleintiere (wie etwa Ziervogel, Zierfische, Hamster, Meer-
schweinchen und kleine Schildkréten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Grinden an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde).

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten RGumen (wie etwa Stiegenhdusern, WaschkU-

chen, Aufzigen oder Garagen) zu rauchen.

6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

7. Ium Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mindlichen Nebenabreden.

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-
trégliche Ubertfragung in das Wohnungseigentum geméB § 15c¢ lit a) WGG besteht.
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X. Mitgliedschaft

Die Vermieterin kann Wohnungen, sowie Reihen- oder Siedlungsh&user nur Mitgliedern Uberlassen. Die Mieterin
verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach der Satzung vorgeschriebenen vier
Geschdftsanteile & € 21,80 bei Unterfertigung der BeitrittserklGrung zu erwerben und zu bezahlen. AuBerdem ist
eine einmalige BeitrittsgebUhr, welche derzeit € 87,20 betragt, anlé@sslich des Beitritts zu bezahlen. Nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft sind die Geschdaftsanteile nach den Bestimmungen der Satzung zurGckzuzahlen, nicht
jedoch die BeitrittsgebUhr.

Eine Safzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin Ubergeben.

Wien, 21.09.2023

heimbau L

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.

die Vermieterin die Mieterin
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mietvertrag

Die gemeinnUtzige Bauvereinigung

heimbau &

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.
1120 Wien, EichenstraBe 2

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

Mitgliedsnummern

in der Folge (auch bei ménnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbicherliche Eigentimerin der Liegenschaft EZ 10071, Grundbuch 01801 Atzgers-
dorf, mit der vorldufigen Adresse

1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 16.09.2022,
17.11.2022 und 02.03.2023, MA 50 - NF 1219181/20 - 118 Standard-Wohnungen, 119 Smart-Wohnungen, 19 Ge-
schdftslokale, ein Heim und 161 Garagenpldtze.

Das vertragsgegenstdndliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Férderungszusicherung MA 50 - NF 1219181/20
mit einem Darlehen gemadB § 12 WWFESG 1989 i.V.m. § 3 Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007 sowie mit einem
Zuschuss nach § 7 Abs. 3 Neubau-VO 2007 geférdert.

2. Die vorlaufigen Nutzwerte (und Nutzfldchen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen:

Wohnungen Geschdftslokale Heim Garagenpldtze  insgesamt

e  Standard (vorl. 9.646,25m?) 9.289 - - 492 9.781
e Smart (vorl. 7.343,96m?) 7.046 - - 372 7.418
o Geschdaftslokale (vorl. 3.035,97m2) - 2.919 - 102 3.021
e  Heim (vorl. 278,22m?) - - 277 - 277
insgesamt sohin 16.335 2.919 277 966 20.497

Die vorl@ufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.03.2023 des Ziviltechnikers Dipl.Ing. Arch. Baumeister
Egon Grdller, MSc, LiechtensteinstraBe 24, 2344 Maria Enzersdorf, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufer-
tigstellung auf Basis der Bestandspléne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein.



3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angefuhrten Liegenschaft be-
findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemdB dem derzeitigen Planungsstand, vorldufigen
Fi&chen:

. Wohnnutzfldche

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehodr hat - gemdB dem unter 1.2. genannten vorldufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorlédufigen Nutzwert von .

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-
unterzeichnung Ubergebenen Unterlagen:

) Férderungszusicherungen des Landes Wien,

o ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeitrége und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A),

o Plan des vertragsgegenstandlichen Mietobjekts (Beilage ./B),

o Pladne der gewohnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (AllgemeinrGume und -flédchen),

) Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 23.05.2023,

o Vertrag ,,Dienstleistungspaket Versorgung des Einzelkunden mit Warme fir Raumheizung, Wérme for Warm-
wasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser* vom 16.12.2022, samt Muster
»Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Warme fir Raumheizung und
Warme fir Warmwasser" sowie ,,Einzelkundenvereinbarung betreffend Kalt-/ Abwasser”,

o Vertrag ,Dienstleistungspaket Versorgung des Einzelkunden mit Kdlte und Kostenaufteilung” vom
16.12.2022, samt Muster ,,Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Kalte*

e  Servitutsvertrdge vom 04.08.2022 (2 x) und Entwurf vom 21.09.2023,

) Energieausweis,

o Saftzung (Stand: Juni 2018)

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemdB den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung).

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupl@ne, BauausfGhrung und sonstige Ausgestaltung
des Gebdudes und der Wohnhausanlage sowie der AuBenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Grinden zu dndern, sofern

o die &ffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden,

. betfreffend das Mietobjekt und die fUr die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugange,
noch die Nutzung unzumutbar beeintrachtigt werden und die zugesagten Qualitdten und Funktfionen er-
halten bleiben,

. die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und

° die Anderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders, weil sie geringfiigig und sachlich ge-
rechtfertigt sind.

6. GemdB den Dienstbarkeitsvertrdgen vom 04.08.2022 mit der Stadt Wien werden nachstehende Dienstbar-
keiten eingeréiumt und den Mieterinnen und Mietern zur Kenntnis gebracht:
- Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer (Fenster- und Terrassenbelichtungsrechte) an
der im Dienstbarkeitsvertrag angefUhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 15.02.2022 grin dar-
gestellten Teilfldche des dienenden GrundstUcks Nr. 855/3 (Stadt Wien),
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- Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer (Fenster- und Terrassenbelichtungsrechte) an
der im Dienstbarkeitsvertrag angefUhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 14.02.2022 lila darge-
stellfen Teilfldche des dienenden Grundsticks Nr. 843/8 (,Heimbau' Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschré&nkter Haftung (FN 97431g)) und

- Dienstbarkeit der Duldung des Gehens fur jedermann Uber den Fluchtweg an der im Dienstbarkeitsver-
frag angefuhrten, im Planausschnitt der Stadt Wien vom 14.02.2022 grin umrandet dargestellten Teil-
fldche des dienenden Grundsticks Nr. 843/3 (,,Heimbau" Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs- und Sied-

lungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung (FN 974319g)).

Gemd&B dem Dienstbarkeitsvertrag (Entwurf vom 21.09.2023; GemeinnuUtzige Siedlungs-Genossenschaft Alt-
mannsdorf und Hetzendorf registrierte Genossenschaft mit beschrénkter Haffung (FN 95706éw), ,Heimbau* Ge-
meinnutzige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haf-
fung (FN 97431g) und SOZIALBAU gemeinnUtzige Wohnungsaktiengesellschaft (FN 52836a)) steht die BenUtzung
des Kinder- und Jugendspielplatzes, sowie des Gemeinschaftsraumes (beides auf dem Grundstick 843/3 der
Vermieterin) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GemeinnUtzigen
Siedlungs-Genossenschaft Altmannsdorf und Hetzendorf zu.

Der Mieterin steht in gleicher Weise die Benitzung des Kleinkinderspielplatzes, sowie des Gemeinschaftsraumes
der benachbarten Wohnhausanlage (beides auf dem Grundstick 843/6 der GemeinnUtzigen Siedlungs-Genos-

senschaft Altmannsdorf und Hetzendorf) zu.

7. Durch den o6ffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen
(Schallimmissionen, ErschiUtterung, etc.), die der Bahn- und StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringt (auch
nach sténdiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind.

8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegensténdliche Wohnhausanlage
als ,offene"” Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen
Teilen der Wohnhausanlage und dem &ffentlichen Gut errichtet.

9. Die Mieterin hat weiters zustimmend zur Kenntnis genommen, dass das Nutzungsobjekt direkt an eine 6f-
fentliche Schule, aber auch an eine Veranstaltungshalle angrenzt. Immissionen, die von diesen Einrichtungen
ausgehen (insbesondere aber auch jene Immissionen, die von der in der Wohnhausanlage befindlichen Veran-
staltungseinrichtungen ausgehen kénnen) gelten (auch nach sténdiger Rechtsprechung) als ortstblich und sind
daher von der Mieterin zu dulden.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des WohnbeduUrfnisses der Mieterin und ihrer allfaligen naheste-
henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschdftlichen Zwecken. Nahestehende
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in
gerader Linie einschlieBlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwdgerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht &hnlich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Anderung des Verwendungszwecks ist verboten.

Jede Anderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauférderung auch der
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vorherigen ausdrucklichen Zustimmung der Forderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-
gung der Baubehérde (MA 37).

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sémtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des
laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer Widmungsdnderung erwachsen, und
haftet fur sdmiliche Anspriche Dritter (wie etwa von Mietern der vertragsgegenstandlichen Wohnhausanlage),
die gegenUber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungs&nderung geltend gemacht werden.

2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten.
Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschrénkt durch die
zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin
lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte
gemdaB § 12 MRG.

Die Mieterin hat, auch aufgrund férderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu
geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhdltnisses an die Vermieterin zurick-

zustellen.

3.  Neben dem mietvertragsgegenstdndlichen Mietobjekt samt Zubehér ist die Mieterin berechtigt, all jene
Teile bzw. Einrichtungen der gegensténdlichen Anlage, die zur gemeinsamen BenUtzung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenUtzen. Die Hausverwaltung ist berechtigt fur GemeinschaftsrGume bzw. -einrichtungen, an-
gemessene BenUtzungszeiten festzusetzen.

4. Die Mieterin hat dafUr zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt
gestattet oder ermdglicht, keine ungebUhrliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten
stérende Ladrmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Larmentwicklung zu

verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen.

5. Die BenUtzung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
frags voraus.

lll. Mietdauver und Kindigung

1. Das Mietverhdltnis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit NichtUbernahme trotz bestehender
Ubernahmeverpflichtung gemdB IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten
eines Kalendermonats aufgekindigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten
wichtigen Grinden.

2. Als weiterer wichtiger Kindigungsgrund gemanB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-
ten Finanzierungsbeitrags trotz Falligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart. Ebenso
wird die Nichtzahlung einer vereinbarten Kaution als wichtiger Kindigungsgrund geméB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG

vereinbart.

3.  GemdB § 28 Wohnbauférderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein KUndigungsgrund vor, wenn die Mieterin
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ihre bisher zur Befriedigung ihres Wohnbedurfnisses regelmdBig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der geférderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-
mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemadB § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zuldssig, wenn
der Mieter die Wohnung aus beruflichen Grinden fUr sich selbst dringend bendtigt oder wenn Verwandte in
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden WohnbeduUrfnisses regelmdBig verwenden und
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemdaB § 12 MRG nicht in Betracht kommt).

4. Die Vermieterin ist weiters (wichfige Kindigungsgrunde gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender
Nachteile fUr die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Forderung infolge von VerstéBen gegen die
Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Férderungszusicherung der MA 50) berech-
tigt das Mietverhdlinis aufzukUndigen:

o Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwirbt, die Kindigung der Mieterin
schriftich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der
anderen gefdrderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeférderten oder
geférdert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstdtte der Mieterin auf
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedurfnisses regelmaBig verwen-
det zu werden, mussen nicht aufgegeben werden.

o Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2
Z 1 WWESG 1989) oder von inren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regel-
mdaBig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorUbergehende Abwesenheit wegen Krank-
heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

o Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Férderungswurdigkeit unvollstdndige oder unrichtige An-
gaben Uber ihr Einkommen, ihre persdnlichen Verhdltnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen
gemacht hat und sie nach den wahren Verhdltnissen die Férderung nicht erhalten hétte bzw. nicht férde-

rungswUrdig gewesen wdare.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.01.2024 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubernahme zu verweigern. Geringfigige und unbehebbare Méngel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spé&tester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 BautrGgervertragsgesetz (BTVG) der 30.04.2024.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung samtlicher falligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten

Finanzierungsbeitrags sowie einer gegebenenfalls vereinbarten Kaution voraus.
3. Uber die Ubergabe des Mietobjekis ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Mé&ngel
der, von der Vermieterin zu erbringenden AusfGhrung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Man-

gel wird die Vermieterin baldméglichst veranlassen.

4.  Die Mieterin wird anl@sslich Ubergabe finf idente Wohnungsschlissel und zwei Chipkarten erhalten (s&mt-
liche in der Folge kurz SchlUssel genannt). Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fur etwaige verlo-
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rengegangene SchlUssel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. SGmtliche (auch weitere an-
gefertigte) SchlUssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurlckzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-

benen Schiisseln wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

5. FUhrt die Mieterin die Ubernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-
tretenden Grund nicht durch oder ist die Ubergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrags und/oder der
Kaution nicht durchfihrbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Ubergabe durch die
Vermieterin als erfolgt und beginnt das Mietverhdltnis mit dem auf den, der angebotenen Ubergabe folgenden

Tag und nicht erst mit dem Tag der tatséchlichen Ubergabe (Punkt il. 1.).
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V. Aufteilungsschlussel, Finanzierungsbeitrag, laufendes Entgelt und Kaution
1. Zu den vorlaufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter 1.2. und I.3..

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des
WohnungsgemeinnuUtzigkeitsgesetzes (WGG) und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das
gegenstandliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. AufschlieBungskosten
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese fur
die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs-
und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die
Aufwendungen fur die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter BerUcksichtigung ordnungsmdaBiger Wirt-
schaftsfGhrung der Bauvereinigung, auf Basis der Grundsdtze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Bei-
frag zur Deckung deren Kosten und zur Bildung von RUcklagen zu tragen.

3. Die Grundkosten werden im Verhdltnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten
sdmilicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten (Wohnungen, Geschdaftslokale, Heim
und Garagenpldtze) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungsgrundlagen vom
04.05.2023 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebe-
nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. Die Mieterin hat
keinen Finanzierungsbeitrag fir Grundkosten zu leisten — der Kapitaldienst gemdaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG fUr die
anteiligen Grundkosten ist im laufenden Entgelt enthalten.

Hinsichtlich der Baukosten erfolgt eine Vorabaufteilung zwischen dem Heim und den restlichen, von der Vermie-
terin auf dieser Liegenschaft errichteten Wohnungen, Geschdéftslokalen und Garagenplétzen. Die Aufteilung
dieser Baukosten wird auf Basis der férderungstragenden Fl&ichen des Heims einerseits und der Wohnungen und
Geschdaftslokale andererseits vorgenommen.

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgulfigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzfldchenermittlung und endgultigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der, auf die Wohnungen und die Geschdftsfldichen samt zugehdrigen

Garagenpldizen entfallenden Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner Einheiten - wie-

derum im Verhdlinis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sGmtlicher, von der Ver-

mieterin auf der Liegenschaft errichteten Wohnungen, Geschdftslokale und zugehdrigen Garagenpldtze. Fir

die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten folgende Ausnahmen von diesem AufteilungsschlUssel:

o die geleisteten Baukostenbeitréige kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, fUr die diese Finanzie-
rungsbeifrdge auch geleistet wurden,

o das Darlehen des Landes Wien gemdaB § 6 Neubau-VO 2007 (Superférderung) dient ausschlieBlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen,

o das Darlehen des Landes Wien gemdB § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschlieBlich der Finanzierung von
Smart-Wohnungen,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdB § éa Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen
aufgeteilt,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdaB § 7 Abs. 3 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen
(Standard und Smart) und die Geschéftslokale aufgeteilt.
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Die Mieterin hat vor Ubernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A)
bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG
werden folgende Daten festgehalten:

o Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.).

o Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts sind zu leisten:

e ein vorlaufiger Grundkostenbeitragi.H.v. €
e ein vorlaufiger Baukostenbeitrag i.H.v. €
e insgesamt daher fir das Mietobjekt €

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und
wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-
chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezlig-
liche Nach- oder RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung
der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen.

Im Falle der Aufldsung dieses Mietvertrags erfolgt eine RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeifrags nach
MaBgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG.

4. Vereinbart wird, dass die Entgeltbildung nach den Bestimmungen des WGG Uber das kostendeckende
Nutzungsentgelt (§ 13 Abs. 1i.V.m. § 14 WGG) erfolgt. Demnach wird ein angemessenes Entgelt vereinbart, das
nicht héher, aber auch nicht niedriger ist, als es zur Deckung der Aufwendungen fUr die Bewirtschaftfung der
Baulichkeiten und unter BerlGcksichtigung eines im Sinne der Grundsétze des § 23 WGG gerechtfertigten Beitra-
ges zur Deckung der Kosten der WirtschaftsfUhrung der Bauvereinigung sowie nach den Grundsatzen einer ord-
nungsgemdaBen  WirtschaftsfOhrung zur Bildung von RUcklagen erforderlich ist (kostendeckendes
Entgelt gem. § 14 Abs. 1 WGG).

Festgehalten und vereinbart wird, dass sich das kostendeckende Entgelt gem. WGG wie folgt zusammensetzt:

a) ein Betrag fUr die Absetzung fur AbnUfzung, deren AusmaB sich nach den Grundsatzen einer ordnungs-
gemdaBen WirtschaftsfOhrung bestimmt; weicht die Tilgung der Fremdmittel einschlieBlich der Darlehen
aus offentlichen Mitteln von der Absetzung fir AbnUtzung ab, ist diese Tilgung anstelle der Absetzung
fUr AbnUtzung anzurechnen;

b) aufgrund des Schuldscheines (der Schuldscheine) vorzunehmende angemessene Verzinsung der
Fremdmittel einschlieBlich der Darlehen aus 6ffentlichen Mitteln;

c) die angemessene Verzinsung der Eigenmittel gem. § 14 Abs. 1 Z 3 WGG, wobei die Zinsen grundsétzlich
3,5 v.H. nicht Ubersteigen dirfen; dieser Hundertsatz erhéht sich im AusmaB in dem der um einen Pro-
zentpunkt verminderte Periodenschritt der Sekund&rmarktrendite aller Bundesanleihen des jeweiligen
vorausgegangenen Kalenderjahres diesen Hundertsatz Ubersteigt, befréagt jedoch héchstens 5 v.H.;

d) ein Erhalfungs- und Verbesserungsbeitrag gem. § 14d WGG;
e) einiS.d. Grundsatze des § 23 WGG gerechtfertigter Beitrag zur Deckung der Verwaltungskosten; diese

Verwaltungskosten werden in Hohe des gemdaB § 6 Abs. 1 Z 1 lit. a Entgelirichtlinienverordnung (ERVO)
hoéchstzuldssigen, gemdB § 6 Abs. 2 ERVO wertgesicherten Betrags vorgeschrieben;
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f)  ein Beitrag zur Deckung der sonstigen Betriebskosten i.5.d. Miefrechtsgesetzes, der Kosten fur den Be-
trieb gemeinschaftlicher Anlagen sowie zur Deckung der von der Liegenschaft laufend entrichteten

offentlichen Abgaben;

g) RUcklagen gem. § 14 Abs. 1 Z 8 WGG; im AusmaB von héchstens 2% der Betréige aus den Punkten a—-d
und

h) die Umsatzsteuer gem. dem Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663.

Ungeachtet der Verdnderlichkeit des Entgelts gemdaB § 14 Abs. 1 WGG sagt die Vermieterin in Entsprechung des
§ 6 Abs. 2 7 4 KSchG zu, die Entgeltposition d) (Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag) innerhalb der ersten zwei
Monate nach Vertragsabschluss nicht zu erhéhen.

Der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfalligen Eigenmitteleinsatzes der
Vermieterin (allerdings ohne jene Eigenmittel fUr die anteiligen Grundkosten It. V.3.) gemdB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG betragt fUr den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 5,14 je m? (Wohn-)Nutzfléche fUr die Standard-Wohnun-
gen und Geschdftslokale. Der auf diese Wohnungen und Geschdftslokale entfallende Anteil wird sodann in
weiterer Folge im Verhdltnis der Nutzwerte dieser Mietobjekte aufgeteilt.

FUr die Berechnung des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zundchst die Summe der Erhaltungs-
und Verbesserungsbeitrdge fur die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzfldichen s&mtlicher Wohnun-
gen, Geschdftslokale und des Heims ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhdltnis deren Nutzwerte
aufgeteilt wird. FUr die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage wird jedoch lediglich ein abgesenk-
ter Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag gemdaB § 14 Abs. 1 Z 5i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG in Hohe von € 0,23911
je Nutzwert und Monat vorgeschrieben. Danach - spétestens ab 01.07.2027 - wird auf den gesetzlichen Hochst-
wert angehoben. Dieser Hochstwert ist gemdB § 14d Abs. 2 WGG wertgesichert und erhdht sich ab dem sechs-
ten Jahr nach Erstbezug der Wohnhausanlage jéhrlich.

Die Zinsen der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG fur Grundkosten werden
derzeit lediglich mit einer Verzinsung von 2,06 % eingehoben. Die Vermieterin ist allerdings in weiterer Folge be-
rechtigt die Zinsenvorschreibung auf den gesetzlichen Hochstwert gemaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG (derzeit 3,5 %) -
in der jeweils aktuell geltenden Fassung des WGG - anzuheben (dies sowohl sukzessive (z.B. auch durch lau-
fende, jdhrliche Anhebungen) bis der Hochstwert erreicht ist, als auch durch eine einmalige Anhebung auf den

Hochstwert).

Nach génzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel,
ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelt verrechneten Betrdge gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschrdnkungen des WGG in der dann jeweils gel-
tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berUcksichtigen sind. GemdaB § 14 Abs. 7a
WGG darf nach vollstandiger Tilgung der Fremd- und Eigenmittel nur der gesetzlich vorgeschriebene Hochstbe-
frag vorgeschrieben werden. Dieser verrechenbare Hochstbetrag ist gemaB § 14 Abs 7a WGG gesetzlich wert-
gesichert.

Ergeben sich anlésslich der Kosten- und Flichenprifung der MA 25 und der endgultigen Nutzwertberechnung

fUr die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorlédufigen Berechnungsdaten wie vorstehend
ausgefthrt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrags (V. 3. vorletzter Absatz) auch
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der Betrag fur die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen und eines allfdligen Eigenmitte-
leinsatzes der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet
bzw. berichtigt. Allfallige - fUr den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhdltnisses und Endabrechnung - daraus
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. RUckzahlungen an die Mieterin haben innerhallb von
1 Monat ab der diesbeziglichen Rechnungslegung zu erfolgen.

FUr die laufenden Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des
Hauses gegen Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zdhlen), die Verwaltungskosten in Hohe des jeweiligen
hochstzuldssigen Betfrags gemdaB § 6 ERVO zum WGG und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschafts-
anlagen sowie anteilige &ffentliche Abgaben gemd&B § 14 Abs. 1Zé6und 7i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG wird eine
Aufteilung im Verhdlinis des Nutzwerts des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten sémtlicher
Wohnungen, Geschéftslokale und des Heims vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden monatliche Akonti
gegen jahrliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemans § 21 Abs. 3 MRG) vorgeschrieben.

Sofern sich die Nutzwerte fUr die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die
anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige &ffentliche Abgaben nach Baufertig-
stellung noch gemd&B der endgultigen, auf den bauordnungsgemdaBen Bestandspldnen basierenden Nutzwert-
berechnung verdndern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen
NutzwertschlUssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberhrt.

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin Uber die oben erwdhnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-
erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des HauseigentUmers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung
gegen Leitungswasserschdden einschlieBlich Korrosionsschdden) hinausgehende angemessene Versicherun-
gen des Hauses gegen Sturmschdden abgeschlossen und die diesbeziglichen Versicherungsprdmien der Mie-
terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-
rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfdlle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mietferin
aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden
Anteil der verkehrsUblichen Prémienvorschreibungen fUr die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmschdé-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses -
berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat.

Die Beheizung und Wassererwdrmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwdrmestation. Die
Temperierung (Versorgung mit Kélte) erfolgt durch eine im Nachbarobjekt der Gemeinnitzige Siedlungs-Genos-
senschaft Altmannsdorf und Hetzendorf befindliche, zentrale Kdltestation. Die Vermieterin gliedert die Lieferung
von Wdrme fUr Raumheizung und Warmwasser, Kalt-/Abwasser, die Lieferung von Kdlte, die Verrechnung und
Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser), die Verrechnung und Bezahlung der Kélte,
sowie die damit verbundenen Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien
Energie genannt) aus. Die Lieferpflichten und die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Tragung, Verre-
chenbarkeit und Verrechnung sowie die Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten,
Art der Messung, etc. erfolgen gemdB der , Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrech-
nung von Wdarme fUr Raumheizung und Wérme fir Warmwasser" und der ,,Einzelkundenvereinbarung betreffend
Kalt-/Abwasser" sowie der ,Einzelkundenvereinbarung betreffend die Lieferung und Verrechnung von Kdalte"
jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin und der Wien Energie. FUr gegebenenfalls von der Wien Energie
nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Kosten (Wé&rme fir
Raumheizung und Wé&rme fur Warmwasser, Kalt-/ Abwasser und Kdlte) fir Gemeinschaftseinrichtungen und All-
gemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf die Mieter im Verhdlinis der

10 von 18, 41530 - 1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6 - Standard-Wohnungen



Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen, der Geschdéftslokale und des Heims.

5. Zum laufenden Entgelt gehdrt Gberdies die, auf die Verwohnung der Finanzierungsbetrdge gemas V.3.
entfallende Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Hohe.

6. Das laufende Entgelt fUr das Mietobjekt samt Zubehér betrégt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des
Entgelts zugrundeliegenden Betréige, bis zu einer Anderung dieser Berechnungsgrundiage, inklusive eines Akon-
tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die &ffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer:

Betfrag fur die Abstattung (Tilgung und
Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV
(§ 14 Abs. 121 bis 3 WGG)

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 17 5 WGG)

m

2 % RUcklage (§ 14 Abs. 178 WGG)
Betriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen
und offentliche Abgaben (§14 Abs. 177 WGG)
Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 17 6 WGG)

Umsatzsteuer

Mmoo MM

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug:

Andern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Betrage, so &ndert sich unter Be-
rGcksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende
Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese -
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpldne oder einer neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein.

Die Mieterin wird darGber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-
bauférderung wéhrend des Nutzungsverhdltnisses zu Ver@nderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen kénnen sich beispielsweise ergeben aus:

. Anderungen der Zinsséitze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes

. Anderungen der Annuitét gemd&B Darlehensvertrdgen (z.B. vereinbarte Annuitétenspringe)
. Anderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags

. Anderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten

»  Anderung der gesetzlichen Umsatzsteuer

. Anderung von Gesetzen oder Verordnungen

. Anderung der Nutzfldchen oder der Nutzwerte

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhdltnisses (lll. dieses Vertrags), jeweils am
FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-
bene Konto einzuzahlen. Die verspdtete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-
bUhr von einem Zwoélftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erkl&rungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-

neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfdllige derartige Mitteilungen sind daher nicht
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.
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Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen
die Vermieterin ist zahlungsunfahig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang
mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-
terin anerkannt - ausdricklich ausgeschlossen.

9. Sollte ein zu geringes monatliches Einkommen nachgewiesen werden (Mindesteinkommen entspricht den
Richtsatzen fUr Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), vermindert um
den Krankenversicherungsbeitrag von 5,1 %), ist die Vermieterin berechtigt, von der Mieterin eine Barkaution in
H&he von sechs laufenden monatlichen Gesamtentgelten gemdaB V.é. erster Absatz abgerundet auf ganze 10

EURO zu verlangen.

Ebenso ist die Vermieterin berechtigt, vom Mieter Zug um Zug mit Bezahlung des Finanzierungsbeitrags eine
Barkaution in Hohe von sechs Monatsmieten gemdaB V.é. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 EURO zu ver-
langen, sofern der Finanzierungsbeitrag gemdaB V.3. von der Mieterin zum Uberwiegenden Teil oder zur Génze
durch Eigenmittelersatzdarlehen finanziert wird.

Diese Kaution ist einen Monat nach Mietvertragsunterzeichnung (sollte der Mietvertragsbeginn jedoch bereits
davor liegen, spatestens vor Mietvertragsbeginn) zu zahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, aber wdhrend des
aufrechten Mietverhdltnisses nicht verpflichtet, den Kautionsbetrag zur Abdeckung der aus dem Mietverhdltnis
entstehenden Anspriche gegenlber der Mieterin zu verwenden. Der Kautionsbetrag ist an die Mieterin nach
Beendigung des Mietverhdltnisses und ErfGllung smtlicher Verpflichtungen aus diesem Mietvertrag samt Zinsen

auszufolgen.

VI. Zustand, Erhaltung und Veranderungen des Mietobjekis

1. Das Mietobjekt wird anldsslich Ubergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfallige
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Méngel werden in einem Ubergabeprotokoll festgehalten.

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesetztes - BGStG) zugdinglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die
fehlende Barrierefreineit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-
freiheit des Mietobjektes gemdaB BGSIG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert.

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im
Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitdr- und (Be-)LUftungsanlagen)
vertragsgemdB und schonend zu benUtzen sowie auf Vertragsdauer und auf inre eigenen Kosten so zu warten
und, soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schdden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom
Mietgegenstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefdhrdung handelt, so instand zu halten, dass der
Vermieterin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwdchst.

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs.
2 WGG) beschréankt. Schaden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverziglich anzuzeigen.
Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schdden notwendig wird, ist die Mieterin
bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin Uber diesbezigliche Schéaden unverziglich in Kenntnis

zZuU setzen.
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Das Mietobjekt ist regelmdaBig zu [Uften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner fUr alle
Schéden, die aus einem unsachgemdaBen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder inr sonst zurechenbarer Perso-
nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschddigungen trotz Aufforderung innerhallb gesetzter Frist nicht,
ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter BerUcksichtigung der berechtigten Interessen
der Mieterin gemdB § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchfUhren zu lassen.

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche MaBnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-
der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebd&udebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser MaBnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeintr&chtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der AusUbung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die DurchfUhrung derartiger Arbeiten der
Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftich anzuzeigen.

3. Alifallige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Ver&nderungen des Mietobjekts bzw. An-
derungen oder Ergénzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren
Zustimmung (dies gilt auch fur allfélige Anderungen der beheizbaren Nutzfldche) abzuwarten. Lehnt die Ver-
mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedUrftig sind Anderungen, die geringfigig, nicht erneblich und leicht
wieder zu beseitigen, schutzwUrdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das &u-
Bere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-
sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeintrdchfigen kénnen (wie etwa das Ausmalen der
Wande in Ublichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Anderung der Boden- oder Wandbeldge oder die
Montage von handelsUblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfullt sind, sind sémtliche Verdnde-
rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des frGheren Zustands bei Be-
endigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfGhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der
Baubehdrde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehérdlichen Auflagen aus-
zufGhren bzw. durfen diese nicht durchgefuhrt werden, wenn die Baubehdrde eine bauliche Verédnderung un-
tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehdrde zu erstatten bzw. ist die Baubewiligung von der
Mieterin bei der Baubehdrde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehdérde
anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehérdlichen Auflagen sowie fur sémtliche Schdden, die durch nicht fach- und sach-
gerechte Abdnderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen
Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-
terin.

4. Die BenUtzung der AuBenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-
fangsanlage) bzw. die Beeintrdchtigung des duBeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die
Anbringung von Werbeaufschriffen oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemaB § 9
MRG - nicht gestattet.
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FOr den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche fUr jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der
DurchfUhrung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen
und, sofern an eine behdérdliche Bewilligung gebunden, diesbezigliche Bewiligungen vor Beginn der Arbeiten
einzuholen und die darin aufgetragenen behdrdlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-
standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nutzlichen Verbesserun-
gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegenstdnde auf eigene
Kosten und ohne Schéadigung der Substanz des Gebdudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung

bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat.

5. Vorhandene Regensinkkdsten bzw. Regenwassereinldufe sind von der Mieterin regelmaBig zu reinigen bzw.

Zu warten.
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VIl. Rickstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-
lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende AbnUtzung verschlechterten,
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit
allen SchlUsseln zurGckzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-
tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung méglich ist.

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand Ubergeben bzw. sollten auch an den sons-
figen Ausstattungsgegenstédnden (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schéaden festgestellt werden, ist die Vermieterin
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchfUhren zu lassen. Die Kosten
werden von dem zu leistenden RUckzahlungsbetrag gemdaB § 17 WGG bzw. einer allfdlligen Kaution in Abzug
gebracht, der bzw. die fUr die notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurickbehalten wird. Ebenso von diesem
RUckzahlungsbetrag in Abzug gebracht werden allenfalls aussténdige Mietzinse und / oder BenUtzungsentgelte.

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Gegen-
stéinde Ubernommen wird und erklért die Mieterin, dass bei Beschddigung oder Wegnahme der Gegenstdnde
gegenuber der Vermieterin keinerlei Ersatzanspriche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten.

Bis zur vollstandigen ErfUllung dieser Verpflichtung der RUckstellung des Mietobjekts im verfragsgemdaBen Zustand
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemdaBen Zustands hat die Mieterin ein BenUtzungsentgelt in der Hohe des
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen.

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusdtzliche Ausstattungen oder An-
derungen der urspringlichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbel&ge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbaukichen, efc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemaB § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei
Beendigung des Mietverhdltnisses von der Vermieterin nicht abgeldst.

VIII.Rucktritt vor Bezug

Der Mieterin steht ein gesetzliches RUcktrittsrecht gemdaBs § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche
vor Abgabe der Verfragserklarung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen Uber den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der RUcktritt ist binnen 14 Tagen zu erkl@ren. Die RUcktrittsfrist beginnt mit
dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserkldrung mit den wesentlichen Informationen und die
Belehrung Uber das RUckfrittsrecht schriftlich erhdélt. Das RUckirittsrecht erlischt jedoch unabhé&ngig davon spdé-
testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserkldrung der Mieterin.

Unabhdangig von diesem gesetzlichen Ruckfrittsrecht gilt folgendes:

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich

des Mietobjekts zurlckzutreten, wenn

) das FldachenmaB des Mietobjekts um mehr als 3 % gegeniber der in 1.3. dieses Verfrags genannten Wohn-
nutzfldche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen
Grinden vorbehalten muss, oder

. sich die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat Uber den gemdB IV.1. dieses
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Vertrags garantierten, spatesten Termin hinaus verzégen sollte.

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurickzutreten, wenn

o die Mieterin, vor Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten -
entsprechend den Bestimmungen gemdB 1.4.i.V.m. V.3. fdlligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und
Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen nicht fristgerecht bezahlt,

o die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht
Ubernimmt,

. die Mieterin die Voraussetzungen fur die Wohnbaufdrderung nicht erfullf.

o die Mieterin die fUr die Wohnbauférderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erkl&rungen (insbesondere Uber
die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-
sténdig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt.

3. Die RUckfrittserklarung ist dem Vertragspartner schriftlich zu Ubermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt
das Vertragsverhdltnis als aufgeldst.

4.  Falls eine Vertragspartei vor Ubergabe oder Ubernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurckiritt, ist die

Mieterin verpflichtet,

o unverziglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgefUhrte Ausstattungssonderwunschauftrége wiederum
zu stornieren und

o so ferne der RUcktritt aus Grinden erfolgt, die in der Sphére der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits
ausgeflhrte Ausstattungssonderwinsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-
springlichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen.

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden RUckiritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Hohe von derzeit € 269,40 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen.
Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelt sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu verfretenden Grinden, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Ubergabe vom Vertrag zuricktritt bzw. wenn die Mieterin
trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht Ubernimmt.

6. Im Falle des RUckiritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen fUr den Finanzierungsbeitrag nach
den Bestimmungen des § 17 WGG zurUckzuzahlen. Im Falle eines RUcktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die Rickzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeitrdgen nur dann, wenn
dieser RUckiritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei RUckiritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-
rungsbeitrdge bis zu einem etwaigen RUckiritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann
an den zweiten Mieter ausbezahli.
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IX. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Enegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkin-
digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die RUckzahlung von Beitrdgen gemdB § 17
WGG nur dann, wenn die Kindigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei AufkUndigung nur eines Mieters, die
ausschlieBlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflésung des Mietverhdlinisses mit dem verbleibenden Mieter bei der
Vermieterin und wird sodann an Letzteren ausbezahilt.

2. Die Mieterin erklart ausdricklich, eine férderungswirdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich
den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Férderungszusicherungen des Landes Wien (siehe
I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehdrt auch die Verpflichtung nach Bezug des geférderten Mietobjekts samtliche
Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus
beruflichen Grinden dringend bendtigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres
dringenden Wohnbedurfnisses regelmdaBig verwendet werden und eine Abfretung des Mietrechts an diese Per-
sonen nicht in Betracht kommt. Uber diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin
einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu Gbermitteln.

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten fUr dieses Mietverhdlinis die gesetzlichen
Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989.

4. Ab dem Zeitpunkt der Ubergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschlieBlich als Zustelladresse.

Anl@sslich Beendigung des Mietverhdltnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin inre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten.

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Nicht unter dieses Verbot fallen artgerecht in Be-
hdaltnissen gehaltene wohnungstbliche ungefdhrliche Kleintiere (wie etwa Ziervogel, Zierfische, Hamster, Meer-
schweinchen und kleine Schildkréten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Grinden an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde).

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten RGumen (wie etwa Stiegenhdusern, WaschkU-

chen, Aufzigen oder Garagen) zu rauchen.

6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

7. Ium Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mindlichen Nebenabreden.

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-
trégliche Ubertfragung in das Wohnungseigentum geméB § 15c¢ lit a) WGG besteht.
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X. Mitgliedschaft

Die Vermieterin kann Wohnungen, sowie Reihen- oder Siedlungsh&user nur Mitgliedern Uberlassen. Die Mieterin
verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach der Satzung vorgeschriebenen vier
Geschdftsanteile & € 21,80 bei Unterfertigung der BeitrittserklGrung zu erwerben und zu bezahlen. AuBerdem ist
eine einmalige BeitrittsgebUhr, welche derzeit € 87,20 betragt, anlé@sslich des Beitritts zu bezahlen. Nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft sind die Geschdaftsanteile nach den Bestimmungen der Satzung zurGckzuzahlen, nicht
jedoch die BeitrittsgebUhr.

Eine Safzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin Ubergeben.

Wien, 21.09.2023

heimbau L

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m. b. H.

die Vermieterin die Mieterin

18 von 18, 41530 - 1230 Wien, Gastgebgasse 4, 6 - Standard-Wohnungen



heimbau

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft mbH.

SATZUNG

Ausgabe Juni 2018




Il.
.
V.

VI.
VIL.

VIII.

IX.

XI.
XIl.
Xil.

XIV.

XV.

Inhaltsverzeichnis

Firma und Sitz der Genossenschaft (8 1) oo 3
Gegenstand und Zweck des Unternehmens (8 2) ..o, 3
(V1o 1= (ot o = Nl R I ) R 4
Rechte und Pflichten der Mitglieder (§ 12 - 15) ..o 6
Geschaftsanteil, Geschaftsguthaben und Haftung (8 16 und 17)  ............. 8
Organe der Genossenschaft (8 18 und 19) ..o, 8
VOrstand (8 20 - 22) e 9
AUFSICNESIAt (8 23 - 27) oottt 11
Generalversammiung (8 28 - 33) i s 14
Jahresabschluss (8 34 UNd 35) oo s 17
Rucklagen, Gewinnverteilung und Verlustdeckung (8§ 36 -38)  .....cccceeens 18
Bekanntmachungen (8 39) i 19
Prifung der Genossenschaft, Prifungsverband (8 40)  ...occocieiiiiieiiiiieeens 19
Auflosung und Liquidation (8 41) oo 20
Abkurzungsverzeichnis der angesprochenen Gesetzesquellen  ................. 20



[. FIRMA UND SITZ DER GENOSSENSCHAFT
§1
Die Genossenschaft fuhrt die Firma
.HEIMBAU*
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m.b.H.
Sie ist eine Genossenschaft im Sinne des Genossenschaftsgesetzes (GenG) und hat ihren Sitz in
Wien.

II. GEGENSTAND UND ZWECK DES UNTERNEHMENS

§2

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und Verwaltung von Wohnungen im
eigenen und fremden Namen sowie die Schaffung von Wohnungseigentum. Dartber hinaus
durfen alle im 8§ 7 Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz (WGG) bezeichneten Geschafte
betrieben werden, sowie die verzinsliche Anlage von Kapitalvermdgen und die entgeltliche
Uberlassung unbeweglichen Vermogens gemaR § 5 Z 10 Korperschaftsteuergesetz 1988 (KSTG
1988). Der Gegenstand des Unternehmens ist auf den Geschéftsbetrieb innerhalb Osterreichs

beschrankt.

(2) Der Zweck des Unternehmens ist darauf gerichtet, den Mitgliedern Wohnungen in normaler
Ausstattung im Sinne des WGG zu angemessenen Preisen zu verschaffen, diese Wohnungen

zu verwalten und auch Wohnungseigentum an ihnen zu begrinden.

Zweckgeschéafte mit Nichtmitgliedern dirfen nur mit den sich aus 8 1 Abs. 1 des GenG

ergebenden Beschrankungen abgeschlossen werden.

(3) Darltber hinaus darf sich das Unternehmen auch gemall § 1 Abs. 2 GenG an juristischen
Personen des Unternehmens-, des Genossenschafts- und des Vereinsrechts, soweit dies nach
den Bestimmmungen des WGG zulassig ist, beteiligen. Zur Erfullung der satzungsméaigen
Aufgaben durfen personenbezogene Daten entsprechend der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und dem Datenschutzgesetz (DSG) EDV-unterstiitzt verarbeitet

werden.



[ll. MITGLIEDSCHAFT
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§3

Mitglieder kbnnen werden:

a) natirliche Personen,

b) juristische Personen und

C) unternehmerisch tatige eingetragene Personengesellschaften.

Die Mitglieder dirfen nicht Gberwiegend aus Angehdérigen des Baugewerbes im Sinne des § 9
WGG bestehen.

§4

Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist eine, von dem (der) Beitretenden zu unterzeichnende,
unbedingte Erklarung des Beitrittes erforderlich. In der Beitrittserklarung muss sich das Mitglied
ausdrucklich verpflichten, die Satzung der Genossenschaft einzuhalten, die in der Satzung
bestimmten Einzahlungen auf den Geschéaftsanteil zu leisten, die von der
Generalversammlung festzusetzende Beitrittsgebiihr und die laufenden Beitrage zu leisten
und der Genossenschaft zur Befriedigung ihrer Glaubiger Nachschisse bis zu der in der
Satzung festgesetzten Haftsumme nach dem GenG zu leisten.

Uber die Aufnahme beschlieRt der Vorstand. Lehnt dieser die Aufnahme ab, kann der (die)
Abgewiesene binnen vierzehn Tagen Berufung einbringen, tber die der Aufsichtsrat endgultig
entscheidet.

§5

Jedes Mitglied hat sogleich bei seinem Eintritt seinen Geschaftsanteil zu leisten und eine Bei-
trittsgebuhr zu entrichten, deren Hohe durch Beschluss der Generalversammlung festgesetzt wird.
Erst durch den Vorstandsbeschluss (8 4 Abs. 2) und mit Leistung des Geschaftsanteils und
Entrichtung der Beitrittsgebuhren wird die Mitgliedschaft erworben.

Die Generalversammlung kann auch die Einhebung eines laufenden Beitrages und dessen H6he
beschliellen.

1)

§6

Die Mitgliedschaft erlischt:
a) durch Austritt,
b) durch Ubertragung des Geschéaftsguthabens,
c) durch Ausschlieung,
d) durch Tod,
e) durch Auflésung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tatigen
eingetragenen Personengesellschaft.
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§7

Ein Mitglied kann zum Schluss eines Geschéaftsjahres durch Aufkindigung aus der Genos-
senschaft austreten.

Die Aufkiindigung muss mindestens ein halbes Jahr vorher schriftich an den Vorstand gelangt
sein.

§8

Ein Mitglied kann mit Zustimmung des Vorstandes seinen Geschéaftsanteil Ubertragen. Es haftet
jedoch neben dem Erwerber subsidiar geman § 17.

1)

&)

1)

@
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§9

Stirbt ein Mitglied vor dem 30. September, erlischt die Mitgliedschaft fur Zwecke der Aus-
einandersetzung am Ende des laufenden Jahres, sonst am Ende des folgenden Jahres. Bis zu
diesem Zeitpunkt haben die Erben eine Person namhaft zu machen, welche an Stelle des
Erblassers dessen Geschaftsanteil Ubernimmt und Mitglied wird. Dieser von den Erben
bezeichnete Ubernehmer tritt, wenn er eintrittsberechtigt geman § 14 Mietrechtsgesetz (MRG)
ist und eine schriftiche Ubernahmserklarung abgegeben hat, in die Rechte und Pflichten des
Erblassers an dessen Stelle als Mitglied in die Genossenschaft ein, wenn der Vorstand ihn (sie)
als Mitglied aufnimmt. Die gesetzliche Haftung des Nachlasses beziehungsweise der Erben
wird jedoch hiedurch nicht beruhrt.

Bei der Aufldsung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tatigen eingetragenen
Personengesellschaft erlischt die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschaftsjahres, in dem
die Aufldsung erfolgt ist. Spatestens mit der Loschung im Firmenbuch.

§10

Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden:

a) wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung unter Androhung der Ausschlielung
nicht innerhalb von drei Monaten die ihm nach Gesetz, Satzung, Vertrag oder
Generalversammlungsbeschlussen der Genossenschaft gegenuber obliegenden
Verpflichtungen erfullt. Dies gilt insbesondere dann, wenn dadurch die Gefahr einer
wesentlichen Beeintrachtigung des Ansehens der Genossenschaft, inrer Leistungsfahigkeit
oder der Belange ihrer Mitglieder herbeigefuhrt wird,

b) wenn es durch ein genossenschaftswidriges Verhalten das Ansehen oder die wirt-
schaftlichen Belange der Genossenschaft oder ihrer Mitglieder schadigt oder zu
schadigen versucht,

c) wenn Uber sein Vermodgen ein Insolvenzverfahren er6ffnet oder ein Insolvenzverfahren
mangels kostendeckenden Vermdgens abgewiesen oder nicht eréffnet wurde,

d) wenn das Mitglied das ihm Uberlassene Nutzungsobjekt nicht selbst mit seiner Familie
bewohnt. Dies gilt nicht fur Mitglieder nach 8 3, Abs. 1, lit. b und c.

Die Ausschliefung erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Der AusschlieBungsbeschluss ist
dem (der) Ausgeschlossenen schriftich ohne Verzug mitzuteilen.

Uber die Berufung des (der) Ausgeschlossenen, die innerhalb eines Monats nach Empfang
der schriftichen Mitteilung tUber die AusschlieBung beim Vorstand mittels eingeschriebenen

5
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Briefes eingegangen sein muss, entscheidet der Aufsichtsrat endglltig. Zur gultigen
Beschlussfassung ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Dem (Der) Ausgeschlossenen ist die
Moglichkeit zu geben, sich zu der Ausschliefung zu auliern.

Die Mitgliedschaft des (der) Ausgeschlossenen erlischt mit dem Tage, an dem der Vorstand
die AusschlieBung beschlossen hat, im Falle der Berufung, mit dem Tage der Bestatigung der
Ausschliefung in der Sitzung des Aufsichtsrates. Die Aufhebung der Mitgliedschaft zur
Genossenschaft durch diese bewirkt die Auflosung des Nutzungsvertrages nur dann, wenn
der Grund der Aufhebung der Mitgliedschaft einen wichtigen Grund im Sinne des § 30 MRG
gleichzuhalten ist, der durch gerichtliche Kiindigung geltend gemacht wurde.

§11

Die ausgeschiedenen Mitglieder oder ihre Erben kbnnen - unbeschadet der Bestimmungen
des 8 17 - nur jenen Betrag des Geschaftsguthabens nach MalRgabe des § 10 WGG fordern,
der sich nach der Bilanz des Ausscheidungsjahres ergibt, sonst aber keinen Anteil am
Genossenschaftsvermdgen fordern.

Die Klage des ausgeschiedenen Mitgliedes auf Auszahlung des nicht abgehobenen
Geschaftsguthabens verjahrt nach Ablauf von zwei Jahren nach Erléschen der Haftung.

Nach Ablauf der Verjahrungsfrist verfallen derartige Guthaben zugunsten der Genossen-
schaft.

IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER

1)

)

©)

§12

Die Rechte, die den Mitgliedern in den Angelegenheiten der Genossenschaft nach Gesetz
und Satzung zustehen, werden in der Generalversammlung durch Beschluss der erschienen
und vertretenen Mitglieder ausgeubt.

Die Mitglieder sind berechtigt:

a) an der Generalversammlung teilzunehmen und dabei ihr Stimmrecht auszutiben,

b) am Gewinn gemal 8§ 37 der Satzung teilzunehmen,

c) sich um ein Baurecht, um die Nutzung oder die kaufliche Uberlassung einer Genossen-
schaftswohnung oder eines Siedlungs- oder Reihenhauses der Genossenschaft zu den vom
Vorstand und Aufsichtsrat aufgestellten Bedingungen zu bewerben.

Soweit Zweckgeschafte mit Nichtmitgliedern abgeschlossen werden dirfen, steht ihnen das
Recht gem. Abs. 2, lit. c zu.



§13

Das Recht zur Nutzung oder zum Erwerb einer Genossenschaftswohnung oder eines Siedlungs-
oder Reihenhauses oder eines Baurechtes der Genossenschaft ist, unbeschadet des § 2 Abs. 2
zweiter Satz, durch die Mitgliedschaft bedingt.

§14

An ein Mitglied (auch Ehepaar) darf nur eine geférderte Wohnung oder ein Siedlungs- oder
Reihenhaus zur Nutzung Uubergeben, oder durch Kauf, ins Eigentum oder im Baurecht Ubertragen
werden. Das gilt nicht, wenn das Mitglied eine juristische Person oder ein unter einer
protokollierten Firma gefuhrtes Unternehmen ist, die Finanzierungsbeihilfe geleistet hat. Der Inhalt
des abzuschlieBenden Nutzungsvertrages wird nach den von der Genossenschaft
anzuwendenden Verwaltungsgrundsatzen unter Beachtung der Vorschriften des WGG von
Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung festgesetzt.

§15
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet:

a) fur die Nutzung oder den Erwerb einer Genossenschaftswohnung, oder eines Siedlungs-
oder Reihenhauses oder die Inanspruchnahme der Gemeinschaftseinrichtungen der
Genossenschaft die dafir festgesetzten Entgelte (Preise) zu entrichten,

b) die Beitrage und Eintrittsgebihren gemal 8§ 5 zu zahlen,

c)den in der Satzung begrindeten Anordnungen des Vorstands und den
Generalversammlungsbeschliissen Folge zu leisten,

d) die Einzahlungen auf den ersten Geschaftsanteil oder die Ubernommenen weiteren
Geschaftsanteile gemal § 16 der Satzung fristgemal zu leisten,

e) erforderlichenfalls am Verlust geman § 38 der Satzung teilzunehmen,

f) fur die Erfullung der Verbindlichkeiten der Genossenschaft nach den Bestimmungen des
Genossenschaftsgesetzes mit der Haftsumme (8 17 der Satzung) einzustehen,

g) die ihnen von der Genossenschaft Uberlassenen Wohnungen oder Siedlungs- oder
Reihenhauser (Eigenheim) selbst oder mit ihren Familienangehoérigen zu bewohnen. Wird
diese Verpflichtung nicht eingehalten, kann das Mitglied gemal § 10 ausgeschlossen und,
vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen (vgl. § 10 Abs. 4), die ihm zur Nutzung
Uberlassene Wohnung oder das Siedlungs- oder Reihenhaus gekiindigt werden.

(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1, lit. @) hinsichtlich des Nutzungsentgelts und nach Abs. 1, lit.
g) erster Satz und zweiter Halbsatz des zweiten Satzes gelten auch fir Nichtmitglieder, mit
denen ein Nutzungsvertrag besteht.



V. GESCHAFTSANTEIL, GESCHAFTSGUTHABEN UND HAFTUNG
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Der Geschaftsanteil wird auf € 21,80 festgesetzt; er ist beim Eintritt voll einzuzahlen.

Der Vorstand bestimmt die Anzahl der Geschéaftsanteile, die ein Mitglied zum Erwerb eines
Rechtes nach § 13 ibernehmen muss.

Die auf die Geschaftsanteile geleisteten Zahlungen zuziglich der Zuschreibungen von
bilanzmagRigen Gewinnen und abziglich etwaiger Abschreibungen von bilanzméagigen
Verlusten bilden nach MalRgabe des 8 10 WGG das Geschaftsguthaben eines Mitgliedes.

Das Geschaftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der
Genossenschaft nicht zurlickgezahlt oder im geschaftlichen Betrieb zum Pfande genommen,
auch von dem Mitglied ohne Zustimmung des Vorstandes weder abgetreten noch
verpfandet werden.

§17

Die Haftung der Mitglieder fur die Verbindlichkeiten der Genossenschaft ist beschrankt. Jedes
Mitglied haftet im Falle eines Konkurses oder der Liquidation nicht nur mit seinen
Geschaftsanteilen, sondern auch noch mit einem weiteren Betrag in der Hohe der Uber-
nommenen Geschaftsanteile.

Die Forderungen an ein Mitglied aus seiner Deckungspflicht verjahren in drei Jahren ab dem
im § 78 GenG bestimmten Zeitpunkt.

Die Haftung eines ausgeschiedenen Mitgliedes oder seiner Erben endet erst 3 Jahre nach
Ablauf des Geschéaftsjahres, in dem das Mitglied ausgeschieden ist.

Das Geschaftsguthaben des ausgeschiedenen Mitgliedes darf erst 1 Jahr nach Ablauf des
Geschaftsjahres ausgezahlt werden, in dem das Mitglied ausgeschieden ist.

VI. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§18

Die Genossenschaft hat folgende Organe:

a) den Vorstand,
b) den Aufsichtsrat und
c) die Generalversammlung
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§19

Die Geschaftsfihrung und Verwaltung missen den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmé&gigkeit entsprechen. Die Mitglieder der Organe und die
Angestellten der Genossenschaft durfen nur Beziige und Entschadigungen erhalten, die in
einem angemessenen Verhaltnis zur finanziellen Leistungskraft der Genossenschaft und auch
im Verhaltnis zu marktiblichen angemessenen Bedingungen stehen.

Angehdrige des Baugewerbes im Sinne des § 9 WGG dirfen keinen tberwiegenden Einfluss
auf die Fihrung der Geschafte der Genossenschaft haben. Demgeman dirfen Angehorige
des Baugewerbes in der Generalversammlung, im Vorstand oder im Aufsichtsrat Gber nicht
mehr als ein Viertel der Stimmen verfigen.

Rechtsgeschafte, welche die Vermbdgensverwaltung betreffen oder welche nach § 7 WGG
zulassig sind, durfen

a) mit Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die Angehorige des Baugewerbes
im Sinne des § 9 WGG sind, sowie deren nahen Angehdrigen im Sinne des 8§ 9a Abs. 4 WGG
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nicht abgeschlossen werden;

b) mit anderen Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates bei sonstiger
Rechtsunwirksamkeit nur abgeschlossen werden, wenn der Aufsichtsrat dem
Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt hat; dies gilt auch bei Rechtsgeschaften mit deren
nahen Angehdrigen im Sinne des 8 9a Abs. 4 WGG.

Hat der Aufsichtsrat dem Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt, dirfen Rechtsgeschafte
von Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die nicht Angehorige des
Baugewerbes im Sinne des 8§ 9 WGG sind, sowie von deren nahen Angehdérigen (89a Abs. 4
WGG) mit Beteiligungsgesellschaften der Genossenschaft gemal § 7 Abs. 4 und 4b WGG bei
sonstiger Rechtsunwirksamkeit abgeschlossen werden.

Die Genehmigung fir ein Rechtsgeschéaft tber die Vergabe von Wohnungen mit einer der in
8§ 9a Abs. 2 oder 2a WGG genannten Personen oder mit deren nahen Angehdérigen im Sinne
des 8§ 9a Abs. 4 WGG darf daruber hinaus nur bei Vorliegen eines geeigneten Nachweises,
dass der (die) Wohnungswerber(in) die Wohnung zur regelmaRigen Deckung seines (ihres)
Wohnbedirfnisses oder seiner (ihrer) nahen Angehorigen verwenden wird, erteilt werden.

Alle nach § 9a Abs. 2 und 2a WGG vom Aufsichtsrat genehmigten Rechtsgeschéafte sind dem
Revisionsverband anzuzeigen und ist Uber diese Rechtsgeschafte ein jahrlicher ,,Compliance-
Bericht* zu erstellen.

VIl. VORSTAND

(€]

§20

Der Vorstand besteht aus:
dem (der) Obmann (Obfrau), dem (der) Obmann(Obfrau)stellvertreter(in) und aus
mindestens einem weiteren Mitglied.



(2)

®3)

(4)

®)

(€]

&)

©)
C)

Er (Sie) wird durch die Generalversammlung aus den Mitgliedern gewahlt. Die Funktionsdauer
betragt drei Jahre. Nach Ablauf der Funktionsdauer sind Neuwahlen erforderlich, wobei auch
die Wiederwabhl zul&ssig ist.

Die Legitimation der Vorstandsmitglieder wird durch die Uber die Wahlhandlung aufzu-
nehmende Niederschrift der Generalversammlung nachgewiesen.

Der Aufsichtsrat ist befugt, Mitglieder des Vorstandes vorlaufig, bis zur Entscheidung der
Generalversammlung, von ihren Geschéaften zu entheben und wegen der einstweiligen
Fortfihrung der Geschafte das Erforderliche zu veranlassen. Ein Beschluss tber die vorlaufige
Enthebung von der Geschaftsfihrung bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden
Aufsichtsratsmitglieder. Die Generalversammlung ist unverziglich einzuberufen. Den
abberufenen Vorstandsmitgliedern ist Geh6r zu geben.

Anstellungsvertrage mit einem Vorstandsmitglied sollen nur mit einem beiderseitigen
Kindigungsrecht unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von hochstens sechs Monaten
abgeschlossen werden.

§21

Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auRergerichtlich. Er hat die ihm
obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu erflllen und die
Beschrankungen einzuhalten, die durch Gesetz, Satzung und eine von der
Generalversammlung zu genehmigende Geschaftsanweisung festgesetzt sind.

Der Vorstand ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mindestens der Halfte der Mitglieder.
Unter diesen muissen jedenfalls der (die) Obmann (Obfrau) oder sein(e) (ihr(e))
Stellvertreter(in) sein. Die Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die)
Vorsitzende stimmt mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende
beigetreten ist. Niederschriften tiber Beschlisse sind in ein Buch einzutragen oder einzukleben
oder auf eine andere Art gesichert und nummeriert aufzubewahren und von den dabei
mitwirkenden Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben.

Prokuristen(innen) werden vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates bestellt.
Die Zeichnung der Firma der Genossenschaft geschieht in der Weise, dass der (die) Obmann
(Obfrau) und sein(e) (ihr(e)) Stellvertreter(in) gemeinsam oder eine(r) von ihnen mit einem

anderen Vorstandsmitglied oder einem(r) Prokuristen(in) der Firma ihre Unterschrift hinzufugen.

§ 22

Der Vorstand kann folgende Geschafte nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen:

a)

b)

den Erwerb  und die VerauBRerung von Beteiligungen im  Sinne  des
§ 228 Unternehmensgesetzbuch (UGB) sowie den Erwerb, die Veraullerung und die
Stilllegung von Unternehmen und Betrieben,

den Erwerb, die Veraulierung und die Belastung von Liegenschaften und Baurechten,
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9)
h)
i)
)

die Errichtung und die SchlieBung von Zweigniederlassungen,

Investitionen, die bestimmte Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in
einem Geschaftsjahr Ubersteigen,

die Aufnahme von Darlehen und Krediten, die einen bestimmten Betrag im Einzelnen und
insgesamt in einem Geschaftsjahr Gbersteigen,

die Gewéahrung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht zum gewdhnlichen
Geschaftsbetrieb gehort,

die Gewahrung von Krediten, die ein Monatsgehalt Ubersteigen und die Gewahrung von
Pensionszusagen an leitende Angestellte,

die Aufnahme und Aufgabe von Geschaftszweigen und Produktionsarten,

die Festlegung allgemeiner Grundsatze der Geschéaftspolitik,

die Erteilung der Prokura und

die Ubernahme einer leitenden Stellung in der Genossenschaft innerhalb von zwei Jahren
nach Zeichnung des Bestatigungsvermerks durch den Abschlussprifer (Revisor), durch den
Konzernabschlussprifer (Revisor), durch den Abschlussprifer (Revisor) eines bedeutenden
verbundenen Unternehmens oder durch den, den jeweiligen Bestatigungsvermerk
unterzeichnenden Wirtschaftspriufer sowie eine fur ihn tatige Person, die eine maligebliche
leitende Funktion bei der Prifung ausgelbt hat, soweit dies nicht gemaR 8§ 271c UGB
untersagt ist.

Zu den in a) und b) genannten Geschaften kann der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festsetzen; zu
den in d), e) und f) genannten Geschéaften hat der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festzusetzen.

VIII. AUFSICHTSRAT

1)

)

3

(4)

§23

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern, die
persdnlich der Genossenschaft als Mitglieder angehdren mussen. Die Ersatzmitglieder tben
inre Funktion erst ab dem Zeitpunkt aus, in welchem ein gewahltes Aufsichtsratsmitglied
austritt oder selbst ausscheidet.

Durch Beschluss der Generalversammlung kann die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates
erh6ht werden. Sie muss durch drei teilbar sein.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Generalversammlung fur drei Jahre
gewahlt. Aufsichtsratsmitglieder durfen weder dem Vorstand angehéren noch dauernd
Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern, noch Geschaftsfihrer einer Tochtergesellschaft der
Genossenschaft sein. Sie durfen auch nicht als Angestellte der Genossenschaft oder einer
Tochtergesellschaft Geschafte der Genossenschaft oder einer Tochtergesellschaft fihren.
Ehemalige Vorstandsmitglieder dirfen erst nach ihrer Entlastung in den Aufsichtsrat gewahlt
werden.

Alljahrlich scheidet ein Drittel der Mitglieder aus und ist durch Neuwabhlen zu ersetzen. In den
beiden ersten Jahren entscheidet Uber den Austritt das Los, spater die Amtsdauer.
Wiederwahl ist zulassig. Scheiden Mitglieder des Aufsichtsrates vorzeitig aus, so erfolgt
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®)

6)

1)

)

®3)

(4)

M)

)

®3)

(4)

eine Ersatzwahl in der nachsten ordentlichen Generalversammlung nur fur die Amtsdauer der
ausgeschiedenen Mitglieder.

Sinkt die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates durch vorzeitiges Ausscheiden oder durch
dauernde Behinderung von Mitgliedern unter die zur Beschlussfahigkeit erforderliche Anzahl,
so muss zur Vornahme von Ersatzwahlen eine Generalversammlung ohne Verzug einberufen
werden. Ersatzwahlen erfolgen nur fur die Amtsdauer der ausgeschiedenen Mitglieder.

Der Aufsichtsrat wahlt nach Neuwahlen aus seiner Mitte einen (eine) Vorsitzende(n), eine(n)
Schriftfihrer(in) und deren Stellvertreter(innen).

§24

Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden durch das Gesetz, die Satzung und eine
von der Generalversammlung zu genehmigende Geschaftsanweisung bestimmt. Die Kosten
fur die Tatigkeit des Aufsichtsrates dirfen jahrlich 2 % der in der Gewinn- und Verlustrechnung
ausgewiesenen Verwaltungskosten nicht tberschreiten.

Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei seiner Geschaftsfuhrung in allen Zweigen der
Verwaltung dauernd zu Uberwachen. Er muss sich zu diesem Zweck Uber den Gang der
Angelegenheiten der Genossenschaft stets unterrichtet halten.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben die Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers
anzuwenden. Sie kdnnen ihre Obliegenheiten nicht anderen Personen Ubertragen.

Der Aufsichtsrat soll bei Verbandsprifungen vertreten sein; er hat nach Prifungen in der
nachsten Generalversammlung tber das Ergebnis zu berichten und sich Gber den Bericht des
Prufungsverbandes zu erklaren. Uber begriindetes Verlangen des Prifers ist der Aufsichtsrat
verpflichtet durch mindestens ein Mitglied an der Prifung teilzunehmen.

§25

Der Aufsichtsrat halt nach seiner Geschéaftsanweisung regelmalige, mindestens viertel-
jahrliche Sitzungen ab. Aullerordentliche Sitzungen finden nach Bedarf statt. Sie mussen
stattfinden, wenn der Vorstand oder ein Mitglied des Aufsichtsrates dies unter Angabe des
Zwecks und der Griinde beantragt.

Die Sitzungen werden vom (von der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet,
bei Verhinderung wird er (sie) durch seine(n) (ihre(n)) Stellvertreter(in), bei dessen (deren)
Verhinderung durch das an Lebensjahren alteste Mitglied vertreten.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mehr als der Halfte seiner Mitglieder.
Die Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die) Vorsitzende stimmt
mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende beigetreten ist.

Uber die Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen, die in ein Buch einzutragen oder
einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren ist und vom (von der)
Vorsitzenden und dem (der) Schriftfiihrer(in) zu unterschreiben ist.
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(5) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom (von der) Vorsizenden oder bei seiner
(ihrer) Verhinderung von seinem(r) (inrem(r)) Stellvertreter(in) vollzogen.

(6) Der Vorstand hat in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen und alle
gewdunschten Auskinfte zu erteilen. Er hat dabei kein Stimmrecht.

§ 26

Der Vorstand und der Aufsichtsrat beraten und beschlielen in gemeinsamer Sitzung auller Uber
die sonst in dieser Satzung (insbesondere § 22) genannten Angelegenheiten tber:

a) die Grundsatze fur die Zuteilung und die Nutzung der Genossenschaftswohnungen, die
Berechnung der Nutzungsgebihren sowie fir den Erwerb einer Eigentumswohnung,

b) die Grundsatze der Anlegung und Sicherstellung verfiigbarer Gelder,

c) den Abschluss von Vertragen mit wiederkehrenden Leistungen, insbesondere aber von
Anstellungsvertragen ab der Beschaftigungsgruppe V des Kollektivvertrages fur die
Angestellten der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft Osterreichs,

d) die Einleitung und Durchfiihrung von Prozessen und sonstigen Streitverfahren, die in erster
Instanz in die Zustandigkeit eines Gerichtshofes fallen,

e) die Vorbereitung der Vorlagen an die Generalversammlung, besonders soweit sie den
Lagebericht, den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), die
Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes, die Entnahme aus der
satzungsmagigen Rucklage, die Geschaftsanweisungen fur den Vorstand und den
Aufsichtsrat betreffen,

f) den Revisionsbericht.
§ 27

(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates sollen regelmagig, mindestens
vierteljahrlich, abgehalten werden. Die Sitzungen werden nach Anhodrung des Vorstandes
von dem (der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder bei seiner (ihrer) Verhinderung von
seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) einberufen und geleitet. Sie sind auf Verlangen des
Prafungsverbandes zur Erorterung der Lage der Genossenschaft einzuberufen.

(2) Zur Beschlussfahigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der Organe fir
sich beschlussfahig ist. Die Beschlussfassung muss von jedem Organ fur sich vorgenommen
werden. Antrdge, deren Annahme nicht jedes der beiden Organe satzungsgemaf
beschliel3t, gelten als abgelehnt.

(3) Uber die Beschlisse der gemeinsamen Sitzungen ist vom (von der) Schriftfihrer(in) des

Aufsichtsrates oder seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) eine Niederschrift anzufertigen, die in
ein Buch einzutragen oder einzukleben oder auf eine andere Art gesichert und
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)

@)
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nummeriert aufzubewahren und von dem (der) Vorsitzenden, dem (der) SchriftfGhrer(in) und
einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist.

GENERALVERSAMMLUNG
§28

In der Generalversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Das Stimmrecht kann persénlich
oder durch eine(n) schriftich Bevollmachtigte(n) ausgeubt werden.

Handlungsunfahige tben ihr Stimmrecht durch ihre gesetzlichen Vertreter, juristische Personen
und unternehmerisch tatige eingetragene Personengesellschaften sowie mehrere Erben
eines verstorbenen Mitgliedes durch eine mit einer schriftichen Vollmacht versehene Person
aus. Verhinderte Mitglieder kbnnen ein Genossenschaftsmitglied oder den Ehegatten (die
Ehegattin) durch schriftiche Vollmacht mit ihrer Vertretung betrauen. Ein(e)
Bevollmachtigte(r) kann nicht mehr als funf Mitglieder vertreten.

§29

Die ordentliche Generalversammlung muss in den ersten acht Monaten jedes Kalenderjahres
stattfinden.

Der Vorstand hat der ordentlichen Generalversammlung den Jahresabschluss (Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie einen Lagebericht mit den Anmerkungen
des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat vor Genehmigung des Jahresabschlusses
Uber die Prifung dieser Vorlagen der Generalversammlung Bericht zu erstatten.

AuRerordentliche Generalversammlungen sind, abgesehen von den im GenG oder in dieser
Satzung ausdricklich bestimmten Fallen, einzuberufen, sooft es erforderlich ist, insbesondere
wenn der Prifungsverband die Einberufung zur Besprechung des Prifungsberichtes oder zur
Erorterung der Lage der Genossenschatft fur erforderlich halt.

Eine aulRerordentliche Generalversammlung muss ohne Verzug einberufen werden,

a) wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder auf die Halfte sinkt,

b) wenn die Bestellung eines Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedes widerrufen werden soll,

c) wenn mindestens 400 Genossenschaftsmitglieder in einer von ihnen unterschriebenen
Eingabe unter Anfihrung des Zweckes und der Griinde die Einberufung verlangen; sinkt
die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5
% der Genossenschaftsmitglieder unterschrieben sein.

§30

Die Generalversammlungen werden in der Regel vom Vorstand, allenfalls durch den
Aufsichtsrat einberufen (§ 24 e des GenG).
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®3)

(4)

®)

1)

(2

®3)

Die Einladung zur Generalversammlung erfolgt unter Angabe der Gegenstande der
Tagesordnung durch eine an die Mitglieder, deren Anschrift in der ,Heimbau“ aufliegt,
abgesandte schriftiche Mitteilung - sowie durch einmalige Bekanntmachung in der ,,Wiener
Zeitung“. Die Einladung wird in der im § 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unterzeichnet.
Zwischen dem Tage der Generalversammlung und dem Tage der Absendung des die
Einladung enthaltenden Schreibens muss ein Zeitraum von mindestens zehn Tagen liegen.

Wabhlvorschlage fur die zur Wahl anstehenden Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder missen
spatestens 7 Tage vor der Generalversammlung schriftich bei der Genossenschaft
eingebracht werden.

Wenn mindestens 400 Mitglieder in einer von ihnen unterschriebenen Eingabe unter
Anfiuhrung des Zweckes und der Grinde die Beschlussfassung Uber bestimmte, zur
Zustandigkeit der Generalversammlung gehérende Gegenstande verlangen, so miussen
diese auf die Tagesordnung gesetzt werden. Sinkt die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder
unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5 % der Genossenschaftsmitglieder
unterschrieben sein.

Nur Uber Gegenstdnde der Tagesordnung kénnen Beschllsse gefasst werden. Ausge-
nommen hievon sind Beschllsse Uber die Leitung der Versammlung und Uber Antrage auf
Einberufung einer aullerordentlichen Generalversammlung.

Die Landesregierung (Aufsichtsbehoérde) ist so zeitgerecht von der Anberaumung einer
Generalversammlung zu verstandigen, dass sie zu dieser eine(n) Vertreter(in) ohne
Stimmrecht entsenden kann; der/die Vertreter(in) ist auf sein/ihr Verlangen zu horen.

§31

Die Generalversammlung wird, abgesehen von dem im § 24 e des GenG vorgesehenen Fall,
vom (von der) Obmann (Obfrau) oder bei seiner (ihrer) Verhinderung vom (von der)
Obmannstellvertreter(in) geleitet. Sind beide verhindert, so hat das an Jahren alteste
anwesende Mitglied des Aufsichtsrates die Versammlung zu erdffnen und eine(n)
Versammlungsleiter(in) wahlen zu lassen. Der (die) Versammlungsleiter(in) ernennt eine(n)
Schriftfihrer(in) sowie die erforderliche Anzahl von Stimmenz&ahlern.

Nach Ermessen des (der) Versammlungsleiters(in) wird geheim durch Stimmzettel oder offen,
durch Erheben der Hand oder Erheben der Stimmkarte oder Aufstehen und Sitzenbleiben
abgestimmt. Bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als angenommen, dem der
Versammlungsleiter beigetreten ist.

Bei Wahlen in den Vorstand und in den Aufsichtsrat wird Uber jede Funktion einzeln durch
Stimmzettel geheim abgestimmt. Das Wahlgeheimnis ist von den Mitgliedern zu wahren,
denen dafur auch Wahlzellen zur Verfugung gestellt werden. Die Generalversammlung hat
die Moglichkeit Uber Antrag eines Mitgliedes eine andere Abstimmungsart zu beschlielen.
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Eine Person gilt fur die beworbene Funktion bereits im ersten Wahlgang als gewahlt, wenn er
(sie) mehr als die Halfte aller abgegebenen Stimmen (absolute Mehrheit) erhalten hat. Hat
kein Bewerber die absolute Mehrheit erreicht, ist ein zweiter Wahlgang durchzufiuhren. Der
zweite Wahlgang wird als Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten
Stimmen aus dem ersten Wahlgang ausgetragen. Bei Stimmengleichheit im zweiten
Wahlgang entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los.

Die Tagesordnung und die Beschlisse der Generalversammlung sind in ein Protokollbuch
einzutragen oder einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren. Bei
Wahlen sind die Zahl und die Verteilung der abgegebenen Stimmen anzugeben. Die
Niederschrift ist vom/von der Versammlungsleiter(in), der/die die Versammlung zuletzt geleitet
hat, dem/der Schriftfthrer(in) und zwei weiteren gewahlten Teilnehmern der
Generalversammlung (Beglaubigern) zu unterschreiben.

§32
Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen nur:

der Bericht Uber die gesetzliche Prifung,

die Genehmigung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn und
Verlustrechnung und Anhang) und des Lageberichtes, die Verwendung des Gewinnes

oder die Deckung des Verlustes, die Verwendung der satzungsmaligen Rucklage sowie die
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

die Wahl von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern und der Widerruf der Bestellung von
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern,

die Genehmigung der Geschéaftsanweisungen fir den Vorstand und den Aufsichtsrat,

die Verfolgung von Rechtsanspriichen gegen Mitglieder des Vorstandes oder Aufsichtsrates
und die Wahl der Bevollméachtigten zur Filhrung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitglieder,
die Anderung der Satzung und die Aufldsung der Genossenschaft,

die Wahl der Niederschriftsbeglaubiger,

die Festsetzung der Hohe der einmaligen Beitrittsgebihr,

die Festsetzung eines laufenden Beitrages und dessen Hohe.

§33

Falls das Gesetz oder die Satzung nichts anderes bestimmen, ist jede Generalversammlung
beschlussfahig, wenn wenigstens der zehnte Teil der Mitglieder anwesend oder vertreten ist.

Die Beschlisse der Generalversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit der
erschienenen und vertretenen Mitglieder gefasst.

Die Anderung der Satzung sowie die Auflésung der Genossenschaft konnen nur mit einer
Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.
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(4) Ein Beschluss Uber die Auflosung der Genossenschaft kann nur gefasst werden, wenn
mindestens die Halfte aller Mitglieder in der Generalversammlung anwesend oder vertreten
ist. Trifft das in der ersten Versammlung nicht zu, so ist mit einem Zwischenraum von
mindestens zwei und hochstens vier Wochen eine zweite Generalversammlung anzube-
raumen, die ohne Ricksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder mit einer Mehrheit von
drei Viertel der Erschienenen die Auflosung gultig beschliefen kann.

(5) Im Fall der Beschlussunfahigkeit der Generalversammlung kann Uber die in der Tagesordnung
angekindigten Gegenstande, ausgenommen die Auflosung (Abs. 4), nach Abwarten einer
halben Stunde ohne Ricksicht auf die Anzahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder
beschlossen werden. Die Einladung zur Generalversammlung hat hierauf ausdricklich
hinzuweisen.

X. JAHRESABSCHLUSS
§34

(1) Das Geschaftsjahr fallt mit dem Kalenderjahr zusammen. Das erste Geschaftsjahr lauft von
dem Tag der Eintragung der Genossenschaft bis zum Ende desselben Kalenderjahres.

(2) Fur den Schluss eines jeden Geschéaftsjahres hat der Vorstand ein Inventar als eine Grundlage
fur die Bilanz aufzustellen und die Buicher abzuschlielRen.

(3) Nach Ablauf jedes Geschaftsjahres hat der Vorstand fur dieses einen Jahresabschluss (Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), nach MaRgabe der gesetzlichen Vorschriften
und der Verordnungen, die aufgrund des 8§ 23 Abs. 2 und Abs. 4 WGG erlassen wurden
(Gebarungsrichtlinienverordnung - GRVO, Bilanzgliederungsverordnung - BGVO,
Rechnungslegungsrichtlinien), aufzustellen und gleichzeitig einen Lagebericht Uber das
vergangene Geschéaftsjahr vorzulegen, in dem der Geschéaftsverlauf und die Lage der
Genossenschaft darzulegen und auch Uber die Vorgange von besonderer Bedeutung, die
nach dem Schluss des Geschéaftsjahres eingetreten sind sowie Uber die voraussichtliche
Entwicklung zu berichten ist. Im Anhang ist der Jahresabschluss zu erlautern, wobei auch
wesentliche Abweichungen vom vorherigen Jahresabschluss zu erlautern sind. Im
Jahresabschluss und Lagebericht sind auch die in § 22 Abs. 2 GenG vorgesehenen Angaben
zu bertcksichtigen.

(4) Das Inventar, der Jahresabschluss und der Lagebericht mit dem Vorschlag zur Verwendung
des Gewinnes oder zur Deckung des Verlustes missen bis zum 31. Mai jedes Jahres dem
Aufsichtsrat zur Prifung vorgelegt werden.

(5) FUr den Ansatz der einzelnen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung gelten
die Bestimmungen der 88 195 bis 211 UGB und der BGVO.
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§35

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und der Lagebericht sind
nach Prifung durch den Aufsichtsrat zusammen mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und der
Kurzfassung des Revisionsberichtes gemalR 8 5 Abs. 2 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997
(GenRevG 1997) spatestens zehn Tage vor der Generalversammlung in der Geschaftsstelle der
Genossenschaft zur Einsicht durch die Mitglieder aufzulegen; sie sollen méglichst jedem Mitglied
in Abdruck zugesandt oder im "Mitgliederbereich" der Homepage der "Heimbau" bereitgestellt
werden. Sodann werden sie mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und den Vorschlagen uber
die Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes der Generalversammlung zur
Beschlussfassung und Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates vorgelegt.

XI. RUCKLAGEN, GEWINNVERTEILUNG UND VERLUSTDECKUNG
§ 36

(1) Es sind die satzungsmalliige Riucklage und andere (freie) Rucklagen zu bilden. In die
satzungsmafige Ricklage fliekRen die Beitrittsgeblhren, Zuwendungen, soweit sie nicht
zweckgebunden sind, der Bilanzgewinn des ersten Geschéaftsiahres und fortlaufend
mindestens 10 % des jeweiligen Gewinnes, bis die satzungsmalliige Ricklage 50 % des
Gesamtbetrages der Haftsummen erreicht hat.

(2) Der nicht der satzungsmaligen Riucklage zugewiesene oder nach § 37 Abs. 1 verteilte
Bilanzgewinn ist den anderen (freien) Ricklagen zuzufuhren.

(3) Welche Betrage aus dem Bilanzgewinn den Ricklagen zugewiesen werden sollen, beschlief3t
die Generalversammlung unter Beriicksichtigung der Abs. 1 und 2.

(4) Zur Deckung eines sich aus der Bilanz ergebenden Verlustes dienen die gebildeten
Rucklagen.

(5) Uber die Verwendung der satzungsmaRigen Riicklage beschlielt die Generalversammlung.
Uber die Verwendung aller anderen Riicklagen beschlieRen Vorstand und Aufsichtsrat in
gemeinsamer Sitzung.

(6) Alle Rucklagen durfen nur fur den in 8 2 der Satzung bezeichneten gemeinnutzigen Zweck
verwendet werden.

§37

(1) Der Bilanzgewinn kann nach Abzug der Zuweisungen an die Rucklagen unter die Mitglieder
als Gewinn verteilt werden. Die Verteilung erfolgt nach dem Verhaltnis der
Geschaftsguthaben bei Beginn des Geschaftsjahres, fur das die Bilanz aufgestellt ist. Vom
jahrlichen Gewinn darf geméalR 8 10 WGG nur ein Betrag ausgeschuttet werden, der,
bezogen auf die Summe der eingezahlten Geschaftsanteile, den Zinssatz gemal 8 14 Abs. 1 Z
3 WGG nicht Ubersteigt.
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(2) Sonstige Vermogensvorteile, die nicht als angemessene Gegenleistung flur besondere
geldwerte Leistungen anzusehen sind, durfen den Mitgliedern nicht zugewendet werden.

(3) Uber die Form der Auszahlung falliger Gewinnanteile entscheidet die Generalversammlung,
die die Gewinnverwendung beschlielit.

§ 38

Ergibt sich am Schluss des Geschéaftsjahres ein Verlust, so hat die Generalversammlung zu
bestimmen, wie weit die Riicklagen oder nach Ausschopfung dieser die Geschaftsguthaben der
Mitglieder durch Abschreibung zur Deckung herangezogen werden sollen. Die Abschreibung von
den Geschaftsguthaben erfolgt im Verhaltnis zur Hohe der satzungsmaligen Mindestzahlungen.
Nach erfolgter Abschreibung wird bis zur Erreichung des vollen Geschaftsanteiles ein
Gewinnanteil nicht ausgezahlt.

XIl. BEKANNTMACHUNGEN
§39

(1) Von der Genossenschaft ausgehende Bekanntmachungen werden unter der Firma der
Genossenschaft veroffentlicht und in der im 8 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unter-
zeichnet. Die vom Aufsichtsrat ausgehenden Bekanntmachungen werden unter Nennung
des Aufsichtsrates vom (von der) Vorsitzenden oder bei Verhinderung von seinem(r) (ihrem(r))
Stellvertreter(in) gezeichnet.

(2) Die Bekanntmachungen werden, mit Ausnahme der Einladungen zur Generalversammliung,
in der Zeitschrift des Osterreichischen Verbandes gemeinnitziger Bauvereinigungen -
Revisionsverband in Wien und auf der Homepage der "Heimbau" veréffentlicht.

XlI. PRUFUNG DER GENOSSENSCHAFT, PRUFUNGSVERBAND
§ 40

(1) Zur Feststellung der wirtschaftichen Verhaltnisse und der Ordnungsmagigkeit der
Geschaftsfuhrung sind die Einrichtungen, die Vermdgenslage sowie die Geschaftsfuhrung der
Genossenschaft nach den Bestimmungen des GenRevG 1997 zu prufen. Die Genossenschaft
unterliegt der laufenden Aufsicht gemaR § 29 WGG.

(2) Die Genossenschaft ist zu diesem Zwecke Mitglied des Priifungsverbandes ,,Osterreichischer
Verband gemeinnitziger Bauvereinigungen - Revisionsverband* in Wien.

(3) Auf Verlangen der Landesregierung (Aufsichtsbehorde) oder des Prifungsverbandes hat sich
die Genossenschaft auch auBerordentlichen Prifungen zu unterziehen.

(4) Der Vorstand der Genossenschaft hat dem Prifer Einblick in alle Geschaftsvorgange und den
Betrieb des Unternehmens zu gewéahren. Er hat ihm die Einsicht der Bliicher und der Schriften
der Genossenschaft und die Untersuchung der Bestdnde zu gestatten; er hat die Prifung zu
erleichtern und jede gewunschte Auskunft zu erteilen.
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(5) Der Vorstand der Genossenschaft hat nach Ablauf jedes Geschaftsiahres binnen vier
Wochen nach Erstellung, spatestens bis zum 1. Juli jedes Jahres, der Landesregierung
(Aufsichtsbehodrde), der Finanzbehdrde und dem Prafungsverband den Jahresabschluss
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und einen Lagebericht vorzulegen.

(6) Die Organe der Genossenschaft haben den in den Prifungsberichten enthaltenen Bean-
standungen innerhalb angemessener Frist durch geeignete MalRnahmen Rechnung zu
tragen.

(7) Der Vorstand des Prufungsverbandes oder ein von ihm beauftragter Vertreter ist berechtigt,
den Generalversammlungen der Genossenschaft beizuwohnen und darin jederzeit das Wort
zu ergreifen.

XIV. AUFLOSUNG UND LIQUIDATION
§41
(1) Die Auflésung der Genossenschatft erfolgt durch:
a) Beschluss der Generalversammlung,
b) Er6ffnung des Konkursverfahrens,
c) Verfugung der Verwaltungsbehdorde.
(2) Fir die Liquidation gelten die Bestimmungen des GenG.
(3) Bei Auflésung der Genossenschaft erhalten die Mitglieder nicht eher als nach Ablauf eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Auflésung und nicht mehr als ihr Geschaftsguthaben

nach MaRgabe des § 10 WGG ausbezahlt.

(4) Ein etwa verbleibender Rest des Genossenschaftsvermégens ist ausschliellich fur den im § 2
der Satzung bezeichneten gemeinnitzigen Zweck zu verwenden.

XV. ABKURZUNGSVERZEICHNIS DER ANGESPROCHENEN GESETZESQUELLEN (in der jeweils geltenden
Fassung)

BGVO Bilanzgliederungsverordnung, BGBI. || Nr. 157/1997

DSG Datenschutzgesetz, BGBI. | Nr. 165/1999

DSGVO Datenschutz-Grundverordnung, VO (EU) 2016/679

GenG Genossenschaftsgesetz, RGBI. Nr. 70/1873

GenRevG 1997 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997, BGBI. | Nr. 127/1997
GRVO Gebarungsrichtlinienverordnung, BGBI. Nr. 523/1979
KSTG 1988 Korperschaftsteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 401/1988

MRG Mietrechtsgesetz, BGBI. Nr. 520/1981

UGB Unternehmensgesetzbuch, dRGBI. S 219/1897

WGG Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz, BGBI. Nr. 139/1979
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forderungswurdigkeit

Die gegenstdndliche Wohnhausanlage wird im Sinne der Bestimmungen des Wiener Wohn-
baufdérderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes WWFSG 1989, LGBI. 18/89 errichtet wer-
den. Somit darf die Vergabe der Smart- und Standard-Wohnungen nur an begunstigte - for-

derungswurdige - Personen erfolgen.

STANDARD Wohnungen

STANDARD-Wohnungen - geforderte Mietwohnungen

Eine begunstigte Person ist, wer die erweisliche oder aus den Umstdnden hervorgehende Ab-
sicht hat, ausschlieBlich die geférderte Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbe-
durfnisses regelmdadBig zu verwenden und deren Einkommen (gesamtes Familieneinkommen)

das héchstzuldssige Jahreseinkommen nicht Ubersteigt.

VORAUSSETZUNGEN
(geforderte Miet- und Genossenschaftswohnungen § 11 WWESG 1989):

Staatsbirgerschaft

Osterreichische StaatsbUrgerinnen

oder EU-BUrgerin bzw. Burgerin aus dem europdischen Wirtschaftraum (EWR)
(Arbeitsplatz in Wien, gultige Sozialversicherung)

oder Nicht-EU-BUrgerin mit Aufenthaltsgenehmigung

(Arbeitsplatz in Wien, gultige Sozialversicherung)

oder Flichtlinge nach Genfer Konvention

(Arbeitsplatz in Wien, gultige Sozialversicherung)

Altersgrenzen

Sie mUssen das 18. Lebensjahr vollendet haben.



Bestimmung des WGGs Uber den Personenkreis (Auszug aus dem Gesetz)

§ 8. (4) S&miliche Tatigkeiten einer gemeinnUtzigen Bauvereinigung gemdaB Abs. 3 sind
vorrangig zugunsten einer Wohnversorgung von osterreichischen Staatsbirgern, geman
Abs. 5 gleichgestellten Personen sowie Auslndern auszurichten, die sich seit mehr als fUnf
Jahren ununterbrochen und legal in Osterreich aufhalten und ein Prifungszeugnis des Os-

terreichischen Integrationsfonds (OIF) nachweisen.

(5) Osterreichischen Staatsbirgern sind gleichgestellt:

Auslander, die die &sterreichische StaatsbUrgerschaft nach dem 6. M&rz 1933 verloren
haben, aus politischen, rassischen oder religidsen Grinden aus Osterreich auswandermn
mussten, wieder nach Osterreich zurickgekehrt sind und beabsichtigen, sich standig in

Osterreich niederzulassen;

Personen, die &sterreichischen Staatsbirgern im Hinblick auf den Erhalt von Férderun-

gen durch Staatsvertrége gleichgestellt sind;

Personen, die durch das Abkommen Uber den Europdischen Wirtschaftsraum begins-

figt sind.

(6) Die Voraussetzung eines Prifungszeugnisses des Osterreichischen Integrationsfonds
(OIF) Uber die erfolgreiche Absolvierung einer Integrationsprifung gemdaB Abs. 4 mUssen

nicht erfUllt werden, wenn:

dies einer Person aufgrund eines physisch oder psychisch dauerhaft schlechten Ge-
1. sundheitszustandes nicht zugemutet werden kann, wobei der Nachweis durch ein

amtsarztliches Gutachten zu erfolgen hat, oder

es sich um Personen handelt, die nach Vollendung des 60. Lebensjahres erstmals ihren

Hauptwohnsitz in Osterreich begrindet haben.



Einkommensgrenzen
gultig ab 01.01.2023

Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen durfen nicht Uberschritten werden:

eine Person € 53.340,00 jahrlich € 3.810,00 monatlich 14 x
zwei Personen €79.490,00 €5.677,86
drei Personen € 89.950,00 € 6.425,00
vier Personen €100.410,00 €7.17214
fur jede weitere Person € 5.850,00 € 417,86

Als Stichtag fur den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei sémtliche
Nachweise aller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen fUr das dem Vertrags-
abschluss vorhergegangene Jahr (Jahreslohnzettel, Pensionsbescheid, Einkommensteuerbe-
scheid etfc.) vorgelegt werden mussen. Alimente werden zum Haushaltseinkommen hinzuge-

rechnet.

Neben diesen Hochstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich

Die Mindesteinkommensgrenzen werden jedes Jahr angepasst. FUr den Zeitraum vom
1. J&nner bis zum 31. Dezember 2023 gelten folgende Werte:

1 erwachsene Person: 1.053,64 Euro

2 erwachsene Personen: 1.577,02 Euro

Je Kind: 162,57 Euro

FUr jede weitere erwachsene Person betrégt das Mindesteinkommen zuséizlich 523,38 Euro.

Nicht zum Einkommen zdhlen:
Familienbeihilfen, Bezige des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschisse, Pflegegelder, Blin-
den- und Behindertenbeihilfen.
Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden
mussen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der Berech-

nung des Einkommens als Belastung anerkannt.

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von

6 Monaten nach Bezug der gefdrderten Wohnung erfolgen.




SMART Wohnungen

Um eine SMART-Wohnung zu bekommen, mussen folgende Voraussetzungen erflllt sein:

Nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung sechs Monate nach Bezug.

Weiters erfolgt bei den SMART Wohnungen folgende Zuteilung d.h.

1 Person erhdlt maximal 2 Zimmer, ab 2 Personen maximale Zuteilung von 3 Zimmern.

Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen diurfen nicht Uberschritten werden:

Siehe Punkt STANDARD WOHNUNGEN

Als Stichtag fir den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei sdmtliche
Nachweise aller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen fUr das dem Verfrags-
abschluss vorhergegangene Jahr (Jahreslohnzettel, Pensionsbescheid, Einkommensteuerbe-
scheid efc.) vorgelegt werden mussen. Alimente werden zum Haushaltseinkommen hinzuge-

rechnet.

Superforderung:

Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung Uber die
Gewdhrung von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBI 22/1998 fUr ein Eigenmittelersatzdarlehen im
AusmaB von 7,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht Gberschritten, reduziert sich
dieser RUckzahlungsbetrag fUr die betroffenen Mieter auf die Halfte und betradgt dem geman
€ 0,35 je Nutzwert und Monat.

Der RUckzahlungsbetrag entfdllt, solange die betroffenen Mieter die Einkommensgrenzen fir
ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaB von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten

nicht Gberschreiten.

Neben diesen Hochstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich

Siehe Punkt STANDARD WOHNUNGEN



Nicht zum Einkommen zdhlen:
Familienbeihilfen, Bezige des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschusse, Pflegegelder, Blin-
den- und Behindertenbeihilfen.
Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden
mussen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der Berech-

nung des Einkommens als Belastung anerkannt.

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von

6 Monaten nach Bezug der gefdrderten Wohnung erfolgen.



Erforderliche Unterlagen bei Mietvertragsunterzeichnung

1) Ausweis/e (Reisepass, FUhrerschein) von allen mitziehenden Personen

2) aktueller Meldezettel von allen mitziehenden Personen

mietvertragsunterzeichnung

3) Jahreseinkommensbestdatigung/en von allen mitziehenden Personen
(oei Dienstgeberwechsel auch die lefzten drei Monate) sowie die letzten drei Gehaltsnach-

weise

4) Staatsbirgerschaftsnachweis von allen mitziehenden Personen.

Anmerkung: Bei Unvolistandigkeit kann kein Mietverirag abgeschlossen werden. Wir ersuchen da-

her, um sorgfdltige Vorbereitung dieser Unterlagen.



finanzierungshilfe

Eigenmittelersatzdarlehen:

Zur Finanzierung des Baukostenbeitrags einer geférderten Genossenschaftswohnung im Ob-
jekt Gastgebgasse 4 und 6, 1230 Wien, unterstUtzt die Stadt Wien Haushalte mit einem gerin-

gen Einkommen mit dem Eigenmittelersatzdarlehen.

Sie kdnnen einen Antrag auf Baukostenférderung stellen, wenn ein Mindesteinkommen ein-
gehalten wird und das Jahresnettoeinkommen aller im Haushalt lebenden Personen unter
der H&chsteinkommensgrenze noch im Abhdngigkeit der HaushaltsgroBe liegt (siehe To-
belle).

Das Eigenmittelersatzdarlehen kann nur in unmittelbarer Folge nach Vertragsabschluss (d.h.
bei Unterfertigung des Mietvertrags) gewdhrt werden und muss somit in einem zeitlichen Zu-
sammenhang mit der Zahlung des Baukostenbeitrags erfolgen. Das Darlehen muss in einem

Zeitfraum von 5, 10, 20 Jahren halbjdhrig (April und Oktober) zurickbezahlt werden.

Jungfamilien, bei denen sdmtliche Mitglieder zum Zeitpunkt der Antragstellung das 40. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben oder bei denen ein Familienmitglied eine Minderung
der Erwerbsfdhigkeit von mindestens 45 % im Sinne des § 35 Einkommens-steuergesetz 1988
aufweist, sowie fur Familien mit mindestens 3 Kindern, fUr die Familienbeihilfe bezogen wird
und fOr Familien mit einem behinderten Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes

1967 gelten folgende Einkommenshdchstgrenzen:



zahlen gerundet!):

Eigenmittelersatzdarlehen (E M K ) - Einkommensgrenzen

fur geforderte Wohnungen 2023

Monatlich nachfolgende Nettoeinkommensgrenzen duirfen nicht Gberschritten werden (auf Ganz-

Torderbare
Haushaltsgrofe .
Flache in m2 der forderbaren Gesamtbaukosten
eine Person 50 22.860 30.2860 34.510 38.170
eine behinderte Person 50 24.760 33.420 37.380 41.340
wei Personen 70 34.060 45.980 51.430 56.880
Iweikopfige begonstigte Fam. 70
. 36.200 45,2310 55.710 61.620
oder Jungfamilie 85
drei Personen 85 38.550 52.040 58.210 64.370
dreikopfige begonstiate Fam. 85
- 41.760 56.370 63.050 69.730
oder Jungfamilie 100
vier Personen 100 43.030 58.090 54.970 71.860
vierkopfige beganstiate Fam. 100 46.610 £2.920 70.380 77.830
oder Jungfamilie 115
fonf Personen 115 45.530 61.460 B68.340 75.230
fonfkopfige begonstigte Fam. 115
oder Jungfamilie 130 49.320 B6.570 74.030 B1.480
sechs Personen 130 48.030 64.830 71.710 78.600
sechskopfige begonstigte Fam. 130
oder Jungfamilie 145 52.030 70.220 77.680 B5.130
sieben Personen 145 50.530 68.200 75.080 B1.970
siebenkopfige begunstigte Fam. 15 54.740 73.870 81.330 88.730
oder Jungfamilie 150
acht Personen 150 53.030 71.570 78.450 B85.340
achtkophige beganstigte Fam. 150 57.450 77.240 £4.700 92.150
oder Jungfamilie 150
jede weitere Person jeweils 15 2.500 3.370 3.370 3.370
beganstigte Person 15 2710 3.650 3.650 3.650
oder Jungfamilie
Bei mach § 15 WWF5G 19803 geforderten Miet- bow. 150 90 60 10
L Cicentumswohnungen Fixbetran pro me Nutzflache
Laufzeiten der Kredite 20 Jahre 15 Jahre 10 Jahre 5 Jahre




Sollte bei der Uberprifung des Haushaltseinkommens und der HaushaltsgréBe nach erstmals zehn
Jahren, dann alle fUnf Jahre, ab Gewdhrung des Kredites, diese Einkommensgrenzen Uberschrit-
tfen werden, wird der Zeitraum fUr die RGckzahlung des Kredites samt Verzinsung wie folgt verein-
bart:

10 Jahre bei Uberschreitung der fir die Gewdhrung eines Eigenmittelersatzdarlehens im AusmaB
von 12,5 Prozent der forderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden Einkommensgrenzen

5 Jahre bei Uberschreitung der fir die Gewdhrung eines Eigenmittelersatzkredites im AusmaB von
5,0 Prozent der férderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden Einkommensgrenzen

Der Kredit ist in 20 halbjahrlichen Pauschalraten in der Hohe von 5,27 Prozent des Kreditbetrages
bzw. in zehn halbjdhrlichen Pauschalraten in der Héhe von 10,28 Prozent des Kreditbetrages, be-

ginnend mit dem der Uberprifung folgenden RUckzahlungstermin, zurickzuzahlen.

Rickzahlung und Kosten des Darlehens:

Die RUckzahlung erfolgt in  halbjahrlichen Pauschalraten (April und Oktober) und wird mit

1 % p.a. kontokorrentmdaBig verzinst.

Einreichung:

die Einreichung findet fUr das Eigenmittelersatzdarlehen direkt bei der MA 50 statt,
nur ONLINE moglich!
Wo? Magistratsabteilung 50 — Referat Eigenmittelersatzdarlehen

1190 Wien, Muthgasse 62/1.0G/Riegel D

Tel: 01 4000 74904

Der Antrag soll online Uber die Amishelferseite https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-woh-

nen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.ntml gestellt werden.

Samiliche Angaben/Informationen betreffend Eigenmittelersatzdarlenen ohne Gewd&hr und mit
Vorbehalt!

N&here sowie aktuelle Informationen zum Eigenmittelersatzdarlehen erhalten Sie auch unter

www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/landesdarlehen/



https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html
https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html

wohnbeihilfe

GemdB WWFSG 1989 kann fUr aus Mitteln des WWFSG 1989 errichtete Mietwohnungen Wohn-

beihilfe beantragt werden.

Anfragsteller kann nur der Mieter, der den Mietvertrag abschlieBt, sein.

Voraussetzung - Hohe der Wohnbeihilfe ist abhdngig von FamiliengréBe, -einkommen. Dauer

- maximal ein Jahr

AuskUnfte und Antragstellung:

Zentrale:

1190 Wien, Heiligenstadter StraBe 31, Stiege 3

(zu erreichen mit U4 und U6 - Station Spittelau; mit der Linie 37 - Station Guneschgasse; mit der
Linie 38 - Station Glatzgasse; mit der Linie D - Station Radelmayergasse; mit der Buslinie 35 A -

Station Spittelau; mit der Buslinie 37 A - Stafion Spittelau)

Ebene 2 fur Einreichungen aus den Bezirken 1.-15.

Ebene 3 fur Einreichungen aus den Bezirken 16.-23.

Telefon 01 4000 74880

E-Mail: wohnbeihilfe@ma50.wien.gv.at

Parteienverkehr:
Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag 8-13 Uhr
Zus&tzlich: Donnerstag 15.30-17.30 Uhr

Sé&mtliche Informationen zur Wohnbeihilfe mit Vorbehalt und ohne Gewdhr.
Ndhere sowie aktuelle Informationen zum Wohnbeihilfe erhalten Sie auch unter

https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/



http://www.wien.gv.at/stadtplan/link.asp?Cmd=link&Adr_Str=heiligenstädterstraße&Adr_Hnr=31&ResUser=640&WidthUser=1000&Layer4=1&Layer5=1&Layer2=1&Layer3=1&Layer6=1&Layer7=1&Layer8=1
mailto:wohnbeihilfe@ma50.wien.gv.at
https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/

AMT DER WIENER
Wohnbauférderung .
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wohnrechtliche Angelegenheiten

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- - und Eigenmittelersatzdarlehen
und Siedlungsgenossenschaft | =[N CGEL AN AN Referat Neubaufdrderung
reg. Gen.m.b.H. [ Zur Ei 1 , Muthgasse 62, 1. Stock,
Tannengasse 20 . A S ‘ Riegel F und G, 1190 Wien
1150 Wien | e i Telefon +43 1 4000 74840
o - Fax +43 1 4000 99 74840
neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at
wien.gv.at
MA 50 - NF 1219181/20/SR Wien, 16.9.2022
Bauvorhaben: 23, Gastgebgasse, Bpl. 3 - Heim
WWEFSG 1989

§ 3 NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.

ZUSICHERUNG
l.

Der Heimbau Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-und Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

(FN 97431g), im Folgenden kurz "Férderungswerberin” genannt, wird geméaR § 12 des Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG 1989, LGBL.Nr. 18/89, in der
geltenden Fassung, zur Errichtung einer Wohngemeinschaft als Heim mit 8 Heimplatzen (290,16 m2)

in Wien 23, Gastgebgasse 4+6
auf der Liegenschaft EZ 10071
KG 01801 Atzgersdorf

- ein Darlehen gemaR § 3 NeubauVO 2007 im Betrag von 207.676,22 EUR gegen die ausdriickliche
Zustimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fir die Darlehens-
forderung des Landes Wien samt Zinsen im Ausmal} von 0,5 % halbjshrlich, samt 6 % Verzugszinsen
zuziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebihrenkaution in der Hohe von

40 vH des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind 83.070,49 EUR,

durch die Wiener Landesregierung namens des Landes Wien zugesichert.

Die Tilgung und Verzinsung des Darlehens erfolgt gemaR Punkt 2 der im Abschnitt Il angefihrten
nachstehenden Bedingungen.
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Dieser Férderung liegt folgender Finanzierungsplan zugrunde:

Eigenmittel gem. § 69 WWFSG 1989 19.442,50 EUR
Eigenmittel gem. § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989 8.999,03 EUR
Hypothekardarlehen der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

(FN 286283f)

(vorrangiges Pfandrecht) 377.725,58 EUR
Darlehen des Landes Wien (§ 3 NeubauVO 2007) 207.676,22 EUR
Hypothekardarlehen der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

(FN 286283f) .

(nachrangiges Pfandrecht) 55.187,30EUR
angemessene Gesamtbaukosten (inkl. Garagenkosten) 669.030,62 EUR

Dieser Finanzierungsplan enthalt auch die Herstellungskosten sémtlicher baubehérdlich festgesetz-
ter Pflichtstellplitze der obgenannte Wohnhausanlage bzw. des obgenannten Wohnhausanlagen-
Anteils [§ 4 (1) Z. 3 WWFSG 1989].

Il
Darlehen geméR § 3 Neubauverordnung 2007

Fur die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschrénkungen und Auflagen:

1) Von der Férderungswerberin ist der beiliegende Originalschuldschein beglaubigt zu unterferti-
gen. Im Anschluss daran ist beim Grundbuchsgericht die Verbiicherung der Urkunde (mit gleichzeiti-
ger Zustellung der Originalurkunde und eines Grundbuchsauszuges ehestmdglich an das Amt der
Wiener Landesregierung) zu erwirken. Dem Pfandrecht zu Gunsten des Landes durfenim Rang
keine anderen Geldlasten als solche, die im Finanzierungsplan als vorrangig zu verbiichernd ausge-
wiesen sind, vorangehen.

Die Nebengebihrenkaution des Landesdarlehens haftet auch zur Sicherstellung der Anspriche, die
im Zwangsversteigerungsverfahren nicht kraft gesetzlicher Vorschrift den Rang des Kapitals genie-
Ren, insbesondere auch der ldnger als 3 Jahre ricksténdigen Zinsen, Verzugszinsen und Zinseszin-
sen vom Erstehungstage bis zum Tage der Meistbotsverteilung und der gerichtlichen Verwahrungs-
und Erfolglassungsgebihren. Mehrere Schuldnerinnen haften fir das Darlehen zur ungeteilten
Hand.

Das zur Finanzierung des Bauvorhabens laut Finanzierungsplan (Abschnitt |. der Zusicherung) aufge-
nommene Kapitalmarktdarlehen muss den Bestimmungen der Verordnung der Wiener Landesregie-
rung, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007, in der geltenden Fassung (oder der an deren Stelle tretenden
Verordnung), entsprechen.

Eine allfillige Umschuldung dieses Kapitalmarktdarlehens darf nurim Einvernehmen mit dem Amt
der Wiener Landesregierung vorgenommen werden.
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2) Die Laufzeit des Férderungsdarlehens des Landes beginnt nach Zuzahlung des Darlehens mit
dem dem Bezug der Heimeinheiten (Heimplatze) bzw. der Lokale, spatestens jedoch dem der Fertig-
stellungsanzeige gemaR § 128 der Bauordnung fir Wien néchstfolgenden 1. April bzw. 1. Oktober.

Das Férderungsdarlehen des Landes ist im Nachhinein mit 0,5 % (im Halbjahr) des aushaftenden Be-
trages zu verzinsen. Die Zinsen sind ab Beginn der Darlehenslaufzeit jeweils am 1. April und 1. Okto-
ber zu entrichten.

Die Ruckzahlung des Darlehens hat spatestens nach der ganzlichen Riickzahlung der gemaR § 3
Abs. 3 der Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007 in Anspruch ge-
nommenen Kapitalmarktdarlehen bzw. der Eigenmittel gemaR § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989 in halb-
jahrlichen Pauschalraten im Ausmal des hdchsten bis dahin geleisteten Betrages fur die halbjahrli-
che Abstattung der Kapitalmarktdarlehen gemaf? & 3 Abs. 3 leg.cit. bzw. der Eigenmittel gemal’ § 62
(1) Z. 2 WWFSG 1989, zumindest aber in einer solchen Hohe, die gewahrleistet, dass die Darlehens-
laufzeit nach 40 Jahren endet, zu erfolgen. Rickzahlungstermine sind der 1. April und der 1. Okto-
ber.

3) Die Férderungswerberin hat fir die im Finanzierungsplan (Abschnitt |.) angefUhrten Mittel bei ei-
nem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die Férderungswerberin (samt Adresse des
Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Uber die Kontoeréffnung ist dem vom Amt der Wiener
Landesregierung bestellten Bauvaufsichtsorgan (Magistratsabteilung 25) zu erbringen. Zahlungen,
die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht Uber dieses Konto abgewickelt werden. Samtli-
che das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschliel3lich Gber dieses Konto. Mit dem
Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen der MA 25 ein Gebarungsauszug
Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. Anforderungen von Landesmittel erfol-
gen grundsatzlich nur nach den in dieser Zusicherung festgelegten Bedingungen. Die Anforderung
von Hypothekardarlehen auf das Bausonderkonto erfolgt grundsétzlich nur mit Mitunterfertigung
durch das Bavaufsichtsorgan entsprechend dem Baufortschritt einschliefRlich eines 6-wdchigen
Vorlaufes zur Vermeidung von Uberziehungszinsen. Ein Gebarungsauszug ist in diesem Fall vorzule-
gen. Kontolberziehungen sind grundsatzlich zu vermeiden, aulRer sie erscheinen wirtschaftlich ver-
tretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrége sind nach MalRgabe der vertraglichen
Vereinbarungen unverziglich den berechtigten Professionist*innen zu Gberweisen und erfolgen in
Eigenverantwortung der Bautragerin. Von der Férderungswerberin ist grundsatzlich die giinstigste
Finanzierungsart fur das Bauvorhaben zu wéhlen. Auf dem Sonderkonto (bzw. allféllig eingerichte-
ten Subkonten) anfallende Zinsertrage sind in der Endabrechnung auszuweisen und gemaf den For-
derungsbestimmungen fiir das Bauvorhaben zu verwenden.

4) Durch Annahme der Zusicherung bringt die Férderungswerberin zum Ausdruck, dass sie sich ver-
pflichtet, die im Finanzierungsplan angefihrten Mittel ausschlieflich fir das obgenannte Bauvorha-
ben unter Anerkennung und genauer Einhaltung aller in dieser Zusicherung, im WWFSG 1989 in der
geltenden Fassung und in den dazu ergangenen Verordnungen der Wiener Landesregierung enthal-
tenen Beschrankungen und Auflagen zu verwenden. Das Bauvorhaben ist nach den baubehérdlich
genehmigten Planen und nach der dieser Férderung zugrunde gelegten Kostenberechnung auszu-
fihren. Es ist ohne Verzdgerung fertig zu stellen und der Benitzung zu Ubergeben. Abweichungen
vom genehmigten Bauplan und von der Kostenberechnung bediirfen unbeschadet der baupolizeili-
chen Vorschriften der vorherigen Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung. Die Fertig-
stellungsanzeige gemaR § 128 Bauordnung fir Wien ist zeitgerecht und ohne unnétigen Aufschub
zu erstatten.
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5) Fir die Uberwachung der bedungenen Bauausfilhrung, der ordnungs- bzw. widmungsgemaRen
Verwendung der im Finanzierungsplan ausgewiesenen Mittel sowie fiir die Uberpriffung der Endab-
rechnung wird vom Amt der Wiener Landesregierung fur die Dauer der Baufihrung auf Kosten des
Landes Wien ein Bauaufsichtsorgan bestellt. Dem bestellten Bavaufsichtsorgan sowie Organen des
Amtes der Wiener Landesregierung ist fUr die Dauer der FérderungsmaBnahmen im Sinne des
WWEFSG 1989 die Besichtigung der geférderten Baulichkeit jederzeit zu ermdglichen.

Wihrend der Baufihrung ist auf Kosten der Férderungswerberin eine mit dem Logo der Geschafts-
gruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen (abrufbar unter dem Link:
http://www.wien.qv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/logos.html) versehene, haltbare Tafel gut
sichtbar auf der Baustelle aufzustellen. Unter dem Logo, welches ein Mindestausmal} von 1,6m x
0,4m aufzuweisen hat ist folgender Text anzubringen: "Dieses Bauvorhaben wird unter Verwendung
von Férderungsmitteln des Landes Wien im Rahmen des WWFSG 1989 geférdert”.

Die Aufbringung des LOGOS kann entweder

- auf der BAUTAFEL selbst erfolgen, sofern gewshrleistet bleibt, dass Lesbarkeit und dsthetisches
Gesamtbild der BAUTAFEL dadurch nicht beeintrachtigt werden,

sie kann aber andernfalls auch

- in unmittelbarer értlicher N3he der BAUTAFEL erfolgen, unter der MalRgabe, dass einerseits der
visuelle Zusammenhang zwischen LOGO und BAUTAFEL sichergestellt wird und andererseits die
allgemeingtltigen Anforderungen an solche Tafeln (gute Lesbarkeit sowie ansprechende Asthe-
tik) gewahrt bleiben.

Am fertigen Objekt ist auf Kosten der Férderungswerberin an einer haltbaren Tafel (Metall, Stein) im
Format DIN A3 folgender Text anzubringen: "Diese Wohnhausanlage wurde unter Verwendung von
Férderungsmitteln des Landes Wien in den Jahren XXXX bis YYYY unter Birgermeister Dr. Michael
Ludwig und Frauen- und Wohnbaustadtratin Vizebirgermeisterin Kathrin Gaal errichtet".

6) Die Uberweisung des Landesdarlehens sowie der sonstigen im Finanzierungsplan angefihrten
Kapitalmarktdarlehen erfolgt nur Uber Antrag des Bauaufsichtsorganes. Die Verwendung der Eigen-
mittel fir den Bau ist dem Bauaufsichtsorgan jedenfalls nachzuweisen. Voraussetzung fir eine Aus-
zahlung des Landesdarlehens ist die Vorlage des Grundbuchsauszuges Uber die Einverleibung des
VerduBerungsverbotes sowie des Pfandrechtes, die Vorlage der Baubeginnsanzeige an die Magist-
ratsabteilung 50.

Die Flissigmachung des Landesdarlehens erfolgt nach folgendem vereinbarten Auszahlungsplan.
Sollte der Auszahlungsplan nicht eingehalten werden kdnnen, ist das Land Wien berechtigt die For-
derungszusicherung hinsichtlich der nicht rechtzeitig ausbezahlten Tranche(n) zu widerrufen.

Bei Vorliegen der o.a. Voraussetzungen wird das Landesdarlehen bei entsprechendem Baufortschritt
gegen Rechnungslegung tranchenweise zur Auszahlung gebracht:

Férderungsparagraph - Jahr Betrag
Landesdarlehen § 3 2023 197.292,41 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2025 10.383,81 EUR

Die letzten 5 % des Landesdarlehens werden erst nach Genehmigung der Endabrechnung ausbe-
zahlt. Eine Inanspruchnahme des Hypothekardarlehens laut Finanzierungsplan vor dem Landesdar-
lehen ist zuldssig.
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Vor Zuzahlung von Finanzierungsmitteln gemaR Finanzierungsplan kann die Zusicherung widerrufen
werden, wenn die Férderungswerberin nicht alle fUr die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen
(Bedingungen) erfullt.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.

7) Mit den Bauarbeiten ist ohne Verzug, sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, zu
beginnen. Die aus der Baubewilligung erwachsenden Fristen sind jedenfalls zu beachten. Der Baube-
ginn, jede Bauunterbrechung, die Baubeendigung und die Erstattung der Fertigstellungsanzeige ge-
mal § 128 Bauordnung fir Wien sowie eine allfdllige vorzeitige Benitzung der geférderten Objekte
sind dem Amt der Wiener Landesregierung (MA 50) unverziglich schriftlich bekannt zu geben.

7 a) Benachrichtiqungen ,

Baubeginn und Bauende, aber auch allfillige Unterbrechungen des Baugeschehens (sofern diese
nicht nur geringfigig sind) sind der Magistratsabteilung 50 Gruppe Neubauférderung in jedem Fall
mitzuteilen.

8) Nachtrégliche Anderungen der geférderten Objekte wihrend der Laufzeit der Férderung, insbe-
sondere die VergréRerung der Nutzflache Uber das vorgesehene Ausmal’ hinaus, Umwidmungen
usw. sind an die vorherige ausdrickliche schriftliche Zustimmung des Amtes der Wiener Landesre-
gierung gebunden.

9) Nach Abschluss der Baufihrung hat die Férderungswerberin ohne Verzug, nach der Fertigstel-
lungsanzeige gemaf & 128 Bauordnung fir Wien die Endabrechnung samt einer Flachenaufstellung,
in der die Heimeinheiten (Heimplatze), welche der Wohnungsdefinition gemaR § 119 Abs. 2 Bauord-
nung fir Wien entsprechen, gekennzeichnet sind dem Amt der Wiener Landesregierung zur Prifung
vorzulegen. Die Férderungswerberin hat dem Bauaufsichtsorgan alle fur die Kostenprifung notwen-
digen Unterlagen zur Verfigung zu stellen.

Diese Endabrechnung wird im Auftrag des Amtes der Wiener Landesregierung durch das Bauauf-
sichtsorgan Uberprift.

10) Sind aufgrund der Endabrechnung Férderungsmittel zu refundieren, ist der (sind die) zu viel in
Anspruch genommene(n) Betrag (Betrage) unverziglich, jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Auf-
forderung durch das Amt der Wiener Landesregierung, verzinst, rickzuiberweisen. (Die Verzugszin-
sen betragen 6 % p.a., die Stundungszinsen 6 % p.a.).

11) Die Férderungswerberin ist verpflichtet, Bestandsvertrage abzuschlieBen, die nicht als Nut-
zungs- oder Mietvertrage angesehen werden kdnnen, sondern der Wohnform eines Wohnheimes
bzw. eines Pensionist*innenheimes bzw. eines Pflegeheimes entsprechen und ausschlieflen, dass
Wohnbeihilfenanspriiche entstehen.

12) Fir die Heimeinheiten (Heimplatze) mit Wohnungsausstattung nach & 119 Abs. 2 Bauordnung
fir Wien hat die Férderungswerberin spatestens bis zum Benitzungsbeginn der geférderten Bau-
lichkeit dem Amt der Wiener Landesregierung in doppelter Ausfertigung eine Ubersichtstabelle vor-
zulegen, die wenigstens folgende Informationsparameter enthalt: Geschaftszahl der MA 50, Objekt-
sadresse (Bezirk, StralRe, Hausnummer, Stiegen-Nummer, TGr-Nummer), Quadratmeter, Vor- und
Familienname der Nutzungsberechtigten und aller mitziehenden Personen, Einkommen, sowie die
komplette Adresse der jeweiligen Vorwohnung bzw. der jeweiligen Vorwohnungen.
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Der Nachweis Uber das Jahres-Familieneinkommen gemaR § 11 Abs. 2 WWFSG 1989 ist von der
vergebenden Bauvereinigung bzw. von der heimbetreuenden Institution einer Prifung zu unterzie-
hen. Gleichzeitig mit der Bekanntgabe der kiinftigen BenUtzer*nnen der geférderten Baulichkeit ist
daher auch ein Begleitschreiben des Inhaltes, dass die Angaben hinsichtlich ihrer Richtigkeit geprift
wurden, dem Amt der Wiener Landesregierung vorzulegen.

Nach Bezug der geférderten Wohnung sind samtliche Rechte an Vorwohnungen in Wien und im
Wiener Umland innerhalb von 6 Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus be-
ruflichen Griinden dringend ben&tigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedi-
gung ihres dringenden Wohnbedurfnisses regelmaRig verwendet werden und eine Abtretung des
Mietrechtes an diese Personen nicht in Betracht kommt. Sind Vorwohnungen ihrerseits wohnbauge-
férdert, sind die Rechte daran in jedem Fall aufzugeben. Eine diesbezigliche schriftliche Verpflich-
tungserkldrung sowie die entsprechenden Nachweise sind von der Férderungswerberin bzw. von
der heimbetreuenden Institution dem Amt der Wiener Landesregierung unaufgefordert vorzulegen.

Dariber hinaus ist das Formblatt ,persénliche Angaben” der Nutzungsberechtigten sowie die Ko-
pien der Meldezettel von sdmtlichen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen anzuschlieen.

13) Von der Nutzung geférderter Lokale ausgenommen sind Zweigstellen von Kreditinstituten (inkl.
Bausparkassen) und Versicherungen, weiters Einrichtungen von Gebietskérperschaften (ausgenom-
men Polizeiwachzimmer und Einrichtungen der Stadt Wien).

14) Die Zusicherung kann bis zum Beginn der Zuzahlung von Finanzierungsmitteln widerrufen wer-
den, wenn die Férderungswerberin die Ubernommenen Verpflichtungen nicht einhalt oder der
Zweck der Férderung gefahrdet erscheint.

15) Das Landesdarlehen wird unter Einhaltung einer Frist von 6 Monaten rickgefordert, wenn die

Forderungswerberin und Schuldnerin

a) nach schriftlicher Mahnung trotz Gewiahrung einer angemessenen Frist ohne Vorliegen triftiger
Grinde ihren Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen Uber die zur Finanzierung des Bauvor-
habens aufgenommenen Darlehen nicht nachkommt,

b) die zur Errichtung des geférderten Objektes vorgesehenen Mittel laut Finanzierungsplan (Ab-
schnitt I.) nicht bestimmungsgemaR verwendet,

c) dieihr gesetzlich obliegende Erhaltung des Gebaudes unterlasst,

d) ohne die Zustimmung des Landes Heimrdume, Heimwohnungen oder Heimappartements oder
sonstige gefdrderte Bestandseinheiten zur Gdnze oder zum Teil in Rdume anderer Art umwan-
delt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder an Gebaude erhebliche wert-
mindernde Verdnderungen vornimmt bzw. derartiges zuldsst,

e) das Gebiude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert hilt,

f) das Eigentum am gefdrderten Objekt oder das Baurecht ohne Zustimmung des Landes durch
Rechtsgeschaft unter Lebenden Ubertragt,

g) den zur Uberwachung der bedungenen Bauausfilhrung oder der widmungsgemaBen Verwen-
dung bestellten Personen den Zutritt in das geférderte Objekt nicht ermdglicht,

h) das geférderte Objekt nicht innerhalb von sechs Monaten nach Erstattung der Fertigstellungsan-
zeige gemiR § 128 Bauordnung fir Wien oder nach Raumung durch Vorbenitzer*innen begins-
tigten Personen zur Beniitzung Ubergibt (bei Vorliegen wichtiger Griinde ist eine Erstreckung der
Frist mdglich),

i) Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder auch in sonstigen schriftlichen Erklarungen Uber-
nommene Verpflichtungen nicht erfillt.
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Bei Heimeinheiten (Heimplatzen) mit Wohnungsausstattung nach § 119 Abs. 2 der Bauordnung fir

Wien wird das Landesdarlehen unter Einhaltung einer Frist von 6 Monaten riickgefordert,

- wenn die zur BenUtzung durch (kinftige) Nutzungsberechtigte bestimmte Heimraume, Heim-
wohnungen oder Heimappartements weder von diesen noch von nahestehenden Personen zur
Befriedigung des dringenden Wohnbedirfnisses regelmafig verwendet wird (es sei denn, es
handelt sich um eine voribergehende Abwesenheit wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichts-
zwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

- wenn die Rechte an der bisher zur Befriedigung des dringenden Wohnbedirfnisses regelmaRig
verwendeten Wohnung entgegen den Bestimmungen des Punktes 12 dieser Zusicherung nicht
aufgegeben werden (Hierbei gilt, dass die Rickforderung nur ausgesprochen werden kann, so-
ferne innerhalb von 6 Monaten ab Androhung der Rickforderung des Landesdarlehens die nach-
weisliche Aufgabe der Vorwohnung oder die Aufkiindigung des Nutzungsverhaltnisses durch die
Férderungswerberin nicht erfolgt ist.) _

- wenn Nutzungsberechtigte, Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwerben.

16) Im Falle einer Rickforderung des Landesdarlehens gemaR den o.a. Punkten verzinst sich, gemaf
§ 13 Abs. 4 WWFSG 1989, der zugezahlte Betrag vom Eintritt des Kindigungsgrundes an. Die Ver-
zugszinsen betragen 6 % p.a., die Stundungszinsen 6 % p.a..

17) Das Landesdarlehen kann ganz oder teilweise sofort falliggestellt werden, wenn

a) Uber das Vermdgen der Férderungswerberin der Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eréffnet
wird,

b) die Férderungswerberin als juristische Person in Liquidation tritt oder aufgel6st wird,

c) ein allféllig verpfandetes Baurecht wahrend der Laufzeit der Férderung erlischt

d) hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft (bzw. hinsichtlich eines verpfandeten Liegenschafts-
teiles) die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewilligt wird,

e) hinsichtlich einer allfillig verpfandeten Baurechtseinlage (hinsichtlich eines allfallig verpfandeten
Anteiles an einer Baurechtseinlage) die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewil-
ligt wird.

Fur die Verzinsung gilt Punkt 16) sinngemalR.

18) Die Bestimmungen des WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und der dazu ergangenen
Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung bilden einen wesentlichen Bestandteil
dieser Zusicherung. :

19) Die Férderungswerberin ist verpflichtet, wahrend der Férderungsdauer die geférderten Objekte
zum Neubauwert zuziglich der Abbruchkosten gegen Brandschaden zu versichern und die Versi-
cherungspramien punktlich zu bezahlen.

20) Gebuihren und sonstige 6ffentliche Abgaben, die sich aus der Gewadhrung des Landesdarlehens
und der Aufnahme von anderen Kapitalmarktdarlehen laut Finanzierungsplan ergeben, hat die For-
derungswerberin zu tragen.

21) Férderbarkeit der Loggienflichen:

Samtliche Loggien sind nur dann férderbar, wenn sie zur Gdnze mit festem Material finfseitig um-
schlossen ausgefihrt werden: Die seitliche bauliche Begrenzung einer Loggia ins Freie oder gegen
eine angrenzende Loggia muss so beschaffen sein, dass deren vollflachige Bauelemente dauerhaft
und fugenlos mit dem Bauwerk verbunden sind und bis zur Decke reichen.
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22) Sollte das zur Realisierung gelangende Bauvorhaben in mehr als nur geringfigigem Ausmal3 von
dem Projekt abweichen, das im Bautragerwettbewerb juriert wurde, kann gegenstandliche ZUSI-
CHERUNG seitens des Landes Wien widerrufen werden.

23) Weiteres Zuzahlerfordernis:

Eine Zuzihlung von Férderungsmitteln erfolgt - unbeschadet der allfallig erfolgten Erfillung der Ub-

rigen Auszahlungserfordernisse - jedenfalls erst dann, wenn

e der Magistratsabteilung 50
- eine positive Beurteilung der projektierten Energieversorgung seitens der Magistratsabtei-

lung 20 vorgelegt wurde und
- ein rechtskriftiger Baubewilligungsbescheid zur Vorlage gebracht wurde;

e das der Baubewilligung zugrundeliegende (bewilligte) Planwerk seitens der Magistratsabtei-
lung 25 begutachtet wurde und wenn selbiges - auch hinsichtlich der Kostenaufstellung - in der
,DATENGEGENUBERSTELLUNG" der Magistratsabteilung 25 als dem im Bautrdgerwettbewerb
vorgelegten Datenkonvolut entsprechend beurteilt worden ist, und wenn Uberdies die nachfol-
gend angefiihrten Priifunterlagen dem Bauvaufsichtsorgan (der Magistratsabteilung 25) nachge-
reicht wurden und diese Nachreichungen seitens des Bavaufsichtsorganes als erfolgt bestatigt
wurden:

- Baubewilligungsbescheid mit Rechtskraft

- Baubehérdlich bewilligte Plane

- Kopie der Ankindigung des Bauvorhabens im Amtsblatt

- Ausschreibungsunterlagen

- Reihungsliste der auf Grund der &ffentlichen Ausschreibung eingelangten Anbote

- Auftragsschreiben der Baumeisterin bzw. des Baumeisters oder der Generalunternehmerin
bzw. des Generalunternehmers; falls nicht die Billigstbieterin bzw. der Billigstbieter mit den
Arbeiten beauftragt wird, ist diesbeziglich eine kurze Erlauterung abzugeben.

- Auftragsschreiben der Architekt*innen, der Statiker*innen oder sonstiger sachverstandiger
Personen

- Bauphysikalische Berechnung

- Zahlungsplan

24) GemiR § 9 Wiener Antidiskriminierungsgesetz darf die Vergabe von Férderungen des Landes
ausschlieBlich an natirliche oder juristische Personen erfolgen, die das Verbot der Diskriminierung
(& 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) beachten. Die férderungswerbenden Personen haben eine
diesbezigliche Erkldrung der Haftungsibernahme abzugeben.

25) Sollte vor Fertigstellung und Endabrechnung des Bauvorhabens eine Wohnungseigentumsbe-
griindung erfolgen, so verpflichtet sich die Férderungswerberin etwaige noch einzutragende Grund-
buchsurkunde(n) fir die Land Wien Férderung(en) [Schuldschein(e), Verpflichtungserklarung und
Pfandbestellungsurkunde] grundbuchsfihig vorzubereiten und dem Land Wien zur Priifung und
Unterfertigung vorzulegen. '

26) Fir alle aus diesem Rechtsgeschift etwa entspringenden Rechtsstreitigkeiten, die nicht kraft Ge-
setzes vor einen besonderen ausschlieRlichen Gerichtsstand gehdren, sind in erster Instanz die sach-
lich zustandigen Gerichte am Sitze der Wiener Landesregierung, Wien 1, Rathaus, ausschlieBlich zu-
standig.

27) Durch die Unterfertigung der Zweitschrift dieser Zusicherung erklart sich die Férderungswerbe-
rin unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherung, des WWFSG 1989 in der geltenden

Vorlage 506 W Zusicherung. Heim ) (guiltig ab 27.4.2022)



W | and Seite 9/9
W Wien

Fassung, sowie der dazu ergangenen Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung, als
fir sie rechtsverbindlich einverstanden.

Sachbearbeiter: T Mit freundlichen Grii3en
Hr. Schmelzer by Fir die Landesregierung:

e

ringer
Oberamtsrat
Nachrichtlich an:
1. Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
1100 Wien, Am Bevedere 1
2. MA 25 - Referat Bavaufsicht
3. MA6-BA1
4. WOHNFONDS WIEN (per E-Mail) M i
Fonds fir Wohnbau und Stadterneuverung s "%’-
5. MAS50- N - Frau Hawlicek
6. zum Akt

Wieu, 6.2 2012
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L nd Wohnbauférderung

B et

AMT DER WIENER
* \ | und Schlichtungsstelle fir LANDESREGIERUNG
Wien ke ik

wohnrechtliche Angelegenheiten

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauforderung

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- : und Eigenmittelersatzdarlehen
und Siedlungsgenossenschaft Referat Neubauférderung

reg. Gen.m.b.H. Muthgasse 62, 1. Stock,
Tannengasse 20 Riegel F und G, 1190 Wien
1150 Wien IEINGE! AN T ARA Telefon +43 1 4000 74840

Fax +43 1 4000 99 74840

neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50-NF 1219181/20/SR Wien, 16.9.2022
23, Gastgebgasse, Bpl. 3
WWEFSG 1989
& 3 NeubauVO 27/2007
& 6 NeubauVO 27/2007

& 6a NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
&7 (3) NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. LA-W&rmeruckg.

ZUSICHERUNG

Der Heimbau Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-und Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.
(FN 974319), im Folgenden kurz "Férderungswerberin" genannt, wird gemal} § 12 sowie gemal}
§ 14 des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG 1989,
LGBI.Nr. 18/89, in der geltenden Fassung, zur Errichtung einer Wohnhausanlage mit insgesamt
237 Wohnungen (17.243,46 m?) davon 121 Wohnungen gemalR SMART-Wohnbauprogramm
(7.511,63 m?) und 21 Lokale (3.044,13 m?) jeweils in Miete

in Wien 23, Gastgebgasse 4+6
auf der Liegenschaft EZ 10071
KG 01801 Atzgersdorf

- ein Darlehen gemé&R § 3 NeubauVO 2007 im Betrag von 14,520.436,79 EUR gegen die ausdrick-
liche Zustimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fir die Darle-
hensforderung des Landes Wien samt Zinsen im Ausmal von 0,5 % halbjahrlich, samt 6 % Verzugs-
zinsen zuziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebihrenkaution in der Hohe
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von 40 vH des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind 5,808.174,72 EUR, ob der obigen Liegen-
schaft und gem3R § 6 Abs. 4 das VeriuRerungsverbot zugunsten des Landes Wien einverleibt
werde, '

 ein zusitzliches Landesdarlehen gemaR § 6 NeubauVO 2007 (,Superforderung”), LGBI. fir Wien
Nr. 27/2007, im Betrag von 1,126.744,50 EUR, (150,-- EUR/m? Wohnungs—Wohnnutzfléche), for
121 Wohnungen gemif SMART-Wohnbauprogramm (7.511,63 m?) gegen die ausdriickliche Zu-
stimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fir die Darlehensfor-
derung des Landes Wien samt Zinsen im AusmaR von 0,5 % halbjéhrlich, samt 6 % Verzugszinsen zu-
ziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebihrenkaution in der Hhe von 40 vH
des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind 450.697,80 EUR, ob der obigen Liegenschaft und
gemaR § 6 Abs. 4 leg.cit. das VeriuRerungsverbot zu Gunsten des Landes Wien einverleibt werde,

- ein zusitzliches Landesdarlehen gemiaR § 6a Abs. 1 NeubauVO 2007, LGBI. fiir Wien

Nr. 27/2007, i.d.F. LGBI. for Wien Nr. 27/2019 im Betrag von 751.163,00 EUR, fir 121 Wohnun-
gen (7.511,63 m?) gegen die ausdrickliche Zustimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass
ohne weiteres ein Pfandrecht fur die Darlehensforderung des Landes Wien samt Zinsen im Ausmal}
von 0,5 % halbjahrlich, samt 6 % Verzugszinsen zuziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und
einer Nebengebihrenkaution in der Hshe von 40 vH des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind
300.465,20 EUR, ob der obigen Liegenschaft und gemaR § 6 Abs. 4 leg.cit. das VerauBerungsverbot
7u Gunsten des Landes Wien einverleibt werde,

 ein zusitzlicher Baukostenzuschuss (= nichtrijckzahlbarer Zuschuss gemé&R § 6a Abs. 1 Neu-
bauVO 2007 LGBI. fir Wien Nr. 27/2007 i.d.F. LGBI. fir Wien Nr. 27/2019 im Betrag von
1,126.744,50 EUR, fir 121 Wohnungen (7.511,63 m2) unter der Voraussetzung, dass ob der obi-
gen Liegenschaft gemaB § 6 Abs. 5 leg.cit..ein Héchstbetragspfandrecht in Hohe von 150 vH des
zugesicherten nichtrickzahlbaren Zuschusses (das sind 1,690.11 6,75 EUR) zugunsten des Landes
Wien intabuliert werde,

- ein zusitzlicher Baukostenzuschuss (= nichtriickzahlbarer Zuschuss gemaf § 7 (3) NeubauVO
2007, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007,i.d.g.F., LA-Wirmeriickg., im Betrag von 106.024,00 EUR, un-
ter der Voraussetzung, dass ob der obigen Liegenschaft gemaf § 6 Abs. 5 leg.cit. ein Hochstbetrags-
pfandrecht in Héhe von 150 vH des zugesicherten nichtriickzahlbaren Zuschusses (das sind
159.036,00 EUR) zugunsten des Landes Wien intabuliert werde und unter der Voraussetzung, dass
das Bauvorhaben mit einer Liftungsanlage mit Wirmeriickgewinnung ausgestattet wird, durch die
Wiener Landesregierung namens des Landes Wien zugesichert.

Die Tilgung und Verzinsung der Landesdarlehen (88 3, 6a und & 6 Verordnung 2007) erfolgt gemal

den im Abschnitt Il. (§8 3, 6a der VO) bzw. gemal derim Abschnitt Ill. (§ 6 der VO) angefihrten
nachstehenden Bedingungen.
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Dieser Forderung liegt folgender Finanzierungsplan zugrunde:

3,0 % Eigenmittel gem. § 69 (1) WWFSG 1989 (Norm MW/Lokale) 886.364,50 EUR
Eigenmittel gem. § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989 (Norm MW/Lokale) 403.523,09 EUR
2,6 % Eigenmittel gem. § 69 (1) WWFSG 1989

(SMART-Wohnungen) 447.346,80 EUR
Eigenmittel gem. § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989

(SMART-Wohnungen) 237.000,00 EUR
Hypothekardarlehen der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

(FN 286283f)

(vorrangiges Pfandrecht) A 23,299.378,99 EUR
Darlehen des Landes Wien (§ 3 NeubauVO 2007) 14,520.436,79 EUR
Darlehen des Landes Wien (,Superférderung")

(8 6 NeubauVO 2007) 1,126.744,50 EUR
Darlehen des Landes Wien (8§ 6a (1) NeubauVO 2007) 751.163,00 EUR
Baukostenzuschuss des Landes Wien (§ 6a (1) NeubauVO 2007)

(Hochstbetragspfandrecht) 1,126.744,50 EUR

Baukostenzuschuss des Landes Wien (§ 7 (3) NeubauVO 2007)
LA-Warmerickgewinnung

(Hochstbetragspfandrecht) 106.024,00 EUR
Hypothekardarlehen der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

(FN 286283f)

(nachrangiges Pfandrecht) 3,872.978,72 EUR
Gesamtbaukosten (inkl. Garagenkosten) 46,777.704,89 EUR

Dieser Finanzierungsplan enthélt auch die Herstellungskosten samtlicher baubehé&rdlich festge-
setzter Pflichtstellplidtze der obgenannte Wohnhausanlage bzw. des obgenannten Wohnhausan-
lagen-Anteils [§ 4 (1) Z. 3 WWFSG 1989].

Darlehen geméRB § 3 Neubauverordnung 2007
Baukostenzuschuss geméR § 6a Neubauverordnung 2007
Darlehen geméR § 6a Neubauverordnung 2007
Baukostenzuschuss gemiR § 7 Neubauverordnung 2007

FUr die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschrankungen und Auflagen:

1) Von der Férderungswerberin sind die beiliegenden Originalschuldscheine und die Verpflichtungs-
erklarungen und Pfandbestellungsurkunden beglaubigt zu unterfertigen. Im Anschluss daran ist
beim Grundbuchsgericht die Verbicherung der Schuldscheine und der Pfandbestellungsurkunden
(mit gleichzeitiger Zustellung der Originalurkunden und eines Grundbuchsauszuges ehestmdglich an
das Amt der Wiener Landesregierung) zu erwirken. Den Pfandrechten / Hochstbetragspfandrech-
ten zu Gunsten des Landes dirfen im Rang keine anderen Geldlasten als solche, die im Finanzie-
rungsplan als vorrangig zu verbichernd ausgewiesen sind, vorangehen.
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Die Nebengebihrenkaution der Landesdarlehen haftet auch zur Sicherstellung der Ansprijche, die
im Zwangsversteigerungsverfahren nicht kraft gesetzlicher Vorschrift den Rang des Kapitals genie-
Ren, insbesondere auch der linger als 3 Jahre riickstandigen Zinsen, Verzugszinsen und Zinseszin-
sen vom Erstehungstage bis zum Tage der Meistbotsverteilung und der gerichtlichen Verwahrungs-
und Erfolglassungsgebiihren. Mehrere Schuldnerlnnen haften fir die Darlehen zur ungeteilten
Hand.

Das zur Finanzierung des Bauvorhabens laut Finanzierungsplan (Abschnitt I. der Zusicherung) aufge-
nommene Kapitalmarktdarlehen muss den Bestimmungen der Verordnung der Wiener Landesregie-
rung, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007, in der geltenden Fassung (oder der an deren Stelle tretenden
Verordnung), entsprechen.

Eine allfsllige Umschuldung dieses Kapitalmarktdarlehens darf nur im Einvernehmen mit dem Amt
der Wiener Landesregierung vorgenommen werden.

2) Die Laufzeit der Férderungsdarlehen des Landes beginnt nach Zuzahlung der Darlehen mit dem
dem Bezug der Wohnungen (Geschiftsrdume), spatestens jedoch dem der Fertigstellungsanzeige
gemaR § 128 der Bauordnung fiir Wien nachstfolgenden 1. April bzw. 1. Oktober.

Die Férderungsdarlehen des Landes sind im Nachhinein mit 0,5 % (im Halbjahr) des aushaftenden
Betrages zu verzinsen. Die Zinsen sind ab Beginn der Darlehenslaufzeit jeweils am 1. April und 1. Ok-
tober zu entrichten.

Die Ruckzahlung der Darlehen beginnt nach der ganzlichen Riickzahlung der gemaR & 3 Abs. 3 der
Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBL. fir Wien Nr. 27/2007 i.g.d.F. in Anspruch genom-
menen Kapitalmarktdarlehen bzw. der Eigenmittel gemaR § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989 in halbjéhrli-
chen Pauschalraten im AusmaR des hdchsten bis dahin geleisteten Betrages fir die halbjahrliche Ab-
stattung der Kapitalmarktdarlehen gemaR § 3 Abs. 3 leg.cit. bzw. der Eigenmittel gemaR § 62 (1) Z. 2
WWFSG 1989 zumindest aber in einer Hohe, dass die Darlehenslaufzeit nach 40 Jahren endet.
Riickzahlungstermine sind der 1. April und der 1. Oktober.

3) Fir die Abstattung der eingesetzten Darlehen bzw. Eigenmittel gemaR § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989
fur die geférderten Wohnungen bzw. Geschiftsrdume darf unter Beriicksichtigung der Aufteilung
der Gesamtbaukosten im Sinne des § 2 Z 8 des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanie-
rungsgesetzes - WWFSG 1989 maximal der anlasslich der Vorlage des Projektes im Bautragerwett-
bewerb fiir den Zeitpunkt des Bezugs angebotene Betrag von 5,14 EUR (Norm-Wohnungen/Ge-
schiftsraume) bzw. 4,18 EUR (SMART-Wohnungen) fir die Annuitét Kapitalmarktdarlehen je Quad-
ratmeter Nutzfliche und Monat begehrt werden. Dieser Betrag erhdht sich bis zur héchstzulassigen
Grenze gemiR § 63 WWFSG 1989 jahrlich um den Verbraucherpreisindex 2015 (oder dem an seine
Stelle tretenden Index) mindestens aber jahrlich um 2 %.

3 a) Im Sinne des § 69 WWFSG 1989 darf fir die von gegenstandlicher Zusicherung erfasste
SMART-Wohnungen ein Finanzierungsbeitrag (fir Bau- und Grundkosten) von max. 60,-- Euro pro
m2 Wohnnutzfliche begehrt werden; dieser Betrag ist nicht zu indexieren.

3 b) Birgschaften (mit Ausnahme fiir Studierende sowie fir Lehrlinge) und Kautionen dirfen fir mit
Férderungsmitteln des Landes Wien neu errichtete SMART-Wohnungen im Zeitraum ab Férde-
rungszusicherung bis zum Auslaufen der Férderungsleistungen des Landes Wien nicht vereinbart
werden, widrigenfalls eine Konventionalstrafe bis zu 25 % der férderbaren Gesamtbaukosten der
betreffenden Wohnung vereinbart wird. AuBerdem kann ein wiederholter VerstoR gegen diese For-
derungsbedingung den Ausschluss von der Wiener Wohnbaufdrderung zur Folge haben.
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4) Die Forderungswerberin hat fir die im Finanzierungsplan (Abschnitt I.) angefiihrten Mittel bei ei-
nem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die Férderungswerberin (samt Adresse des
Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Gber die Kontoersffnung ist dem vom Amt der Wiener
Landesregierung bestellten Bavaufsichtsorgan (Magistratsabteilung 25) zu erbringen. Zahlungen,
die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht Gber dieses Konto abgewickelt werden. Samtli-
che das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschlieBlich iiber dieses Konto. Mit dem
Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen der MA 25 ein Gebarungsauszug
Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. Anforderungen von Landesmitteln er-
folgen grundsétzlich nur nach den in dieser Zusicherung festgelegten Bedingungen. Die Anforde-
rung von Hypothekardarlehen auf das Bausonderkonto erfolgt grundsatzlich nur mit Mitunterferti-
gung durch das Bavaufsichtsorgan entsprechend dem Baufortschritt einschlieBlich eines 6-wéchi-
gen Vorlaufes zur Vermeidung von Uberziehungszinsen. Ein Gebarungsauszug ist in diesem Fall vor-
zulegen. KontoiUberziehungen sind grundsitzlich zu vermeiden, auRer sie erscheinen wirtschaftlich
vertretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrége sind nach MaBgabe der vertragli-
chen Vereinbarungen unverziglich den berechtigten Professionist*innen zu ilberweisen und erfol-
gen in Eigenverantwortung der Bautrégerin. Von der Férderungswerberin ist grundsitzlich die
ginstigste Finanzierungsart fir das Bauvorhaben zu wihlen. Auf dem Sonderkonto (bzw. allfallig
eingerichteten Subkonten) anfallende Zinsertrége sind in der Endabrechnung auszuweisen und ge-
mal den Forderungsbestimmungen fijr das Bauvorhaben zu verwenden.

5) Durch Annahme der Zusicherung bringt die Férderungswerberin zum Ausdruck, dass sie sich ver-
pflichtet, die im Finanzierungsplan angefihrten Mittel ausschlieRlich fir das obgenannte Bauvorha-
ben unter Anerkennung und genauer Einhaltung aller in dieser Zusicherung, im WWFSG 1989 in der
geltenden Fassung und in den dazu ergangenen Verordnungen der Wiener Landesregierung enthal-
tenen Beschrankungen und Auflagen zu verwenden. Das Bauvorhaben ist nach den baubehérdlich
genehmigten Plénen und nach der dieser Férderung zugrunde gelegten Kostenberechnung auszu-
fGhren. Es ist ohne Verzgerung fertig zu stellen und der Beniitzung zu iibergeben. Abweichungen
vom genehmigten Bauplan und von der Kostenberechnung bediirfen (unbeschadet der baupolizeili-
chen Vorschriften) der vorherigen Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung. Die Fertig-
stellungsanzeige gemaR § 128 Bauordnung fiir Wien ist zeitgerecht und ohne unnétigen Aufschub
zu erstatten.

6) Fir die Uberwachung der bedungenen Bauausfihrung, der ordnungs- bzw. widmungsgemaRen
Verwendung der im Finanzierungsplan ausgewiesenen Mittel sowie fiir die Uberprifung der Endab-
rechnung wird vom Amt der Wiener Landesregierung fir die Dauer der Baufiihrung auf Kosten des
Landes Wien ein Bauaufsichtsorgan bestellt. Dem bestellten Bavaufsichtsorgan sowie Organen des
Amtes der Wiener Landesregierung ist fir die Dauer der FérderungsmaBnahmen im Sinne des
WWEFSG 1989 die Besichtigung der geférderten Baulichkeit jederzeit zu ermdglichen.

Wahrend der Baufihrung ist auf Kosten der Férderungswerberin eine mit dem Logo der Geschafts-
gruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen (abrufbar unter dem Link:
http://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/logos.html) versehene, haltbare Tafel gut
sichtbar auf der Baustelle aufzustellen. Unter dem Logo, welches ein Mindestausmal von 1,6 m x
0,4 m aufzuweisen hat, ist folgender Text anzubringen: "Dieses Bauvorhaben wird unter Verwen-
dung von Férderungsmitteln des Landes Wien im Rahmen des WWFSG 1989 gefordert".

Die Aufbringung des LOGOS kann entweder

- auf der BAUTAFEL selbst erfolgen, sofern gewihrleistet bleibt, dass Lesbarkeit und dsthetisches
Gesamtbild der BAUTAFEL dadurch nicht beeintrachtigt werden,

sie kann aber andernfalls auch
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- in unmittelbarer &rtlicher Ndhe der BAUTAFEL erfolgen, unter der MalRgabe, dass einerseits der
visuelle Zusammenhang zwischen LOGO und BAUTAFEL sichergestellt wird und andererseits die
allgemeingiltigen Anforderungen an solche Tafeln (gute Lesbarkeit sowie ansprechende Asthe-
tik) gewahrt bleiben.

Am fertigen Objekt ist auf Kosten der Férderungswerberin an einer haltbaren Tafel (Metall, Stein) im
Format DIN A3 folgender Text anzubringen: "Diese Wohnhausanlage wurde unter Verwendung von
Férderungsmitteln des Landes Wien in den Jahren XXXX bis YYYY unter Birgermeister Dr. Michael

Ludwig und Frauen- und Wohnbaustadtritin Vizebirgermeisterin Kathrin Gaal errichtet".

7) Die Uberweisung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse (der nichtriickzahlbaren Zu-
schiisse) sowie der im Finanzierungsplan angefijhrten Kapitalmarktdarlehen erfolgt nur Gber Antrag
des Bavaufsichtsorganes. Die Verwendung der Eigenmittel fir den Bau ist dem Bavaufsichtsorgan
jedenfalls nachzuweisen. Voraussetzung fir eine Auszahlung der Landesdarlehen und ebenso fir die
Auszahlung der Baukostenzuschisse sind die Vorlage des Grundbuchsauszuges Uber die Einverlei-
bung des VeriuRerungsverbotes sowie der Pfandrechte/Hdchstbetragspfandrechte und die Vor-
lage der Baubeginnsanzeige an die Magistratsabteilung 50.

Es hat die nachweisliche Information der bekannten Wohnungswerber*innen innerhalb einer Frist

von zwei Monaten nach Zustellung der Férderungszusicherung Gber

a) den Grundkostenanteil,

b) den Baukostenanteil unter Zugrundelegung des Finanzierungsplanes der Zusicherung sowie der
Preisbasis und der Ausstattung, auf welcher die Kalkulation aufgebaut wurde und unter Bedacht-
nahme auf aktuelle Mehrkosten (wie der Zwischenfinanzierung etc.)

¢) die monatliche Wohnungsaufwandbelastung (ohne Bewirtschaftungskosten) zu erfolgen.

Dariber hinaus sind alle spater bekannt werdenden Wohnungswerber*innen in gleicher Weise zu
informieren.

Die Flissigmachung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse erfolgt nach folgendem ver-
einbarten Auszahlungsplan. Sollte der Auszahlungsplan nicht eingehalten werden kdnnen, ist das
Land Wien berechtigt die Férderungszusicherung hinsichtlich der nicht rechtzeitig ausbezahlten
Tranche(n) zu widerrufen.

Bei Vorliegen der o.a. Voraussetzungen werden die Landesdarlehen bzw. die Baukostenzuschisse
(die nicht rickzahlbaren Zuschiisse) bei entsprechendem Baufortschritt gegen Rechnungslegung
tranchenweise zur Auszahlung gebracht:

Férderungsparagraph Jahr Betrag

Landesdarlehen § 3 2023 13,794.414,95 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2025 726.021,84 EUR
Baukostenzuschuss § 6a 2023 1,070.407,27 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2025 56.337,23 EUR
Landesdarlehen § 6a 2023 713.604,85 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2025 37.558,15 EUR
Baukostenzuschuss § 7 Abs. 3 2023 100.722,80 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2025 5.301,20 EUR

Die letzten 5 % der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse werden erst nach Genehmigung
der Endabrechnung ausbezahlt. Eine Inanspruchnahme des Hypothekardarlehens laut Finanzie-
rungsplan vor den Landesdarlehen ist zuldssig.
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8) Die Férderungswerberin hat der Stadt Wien im Wege der Wohnservice Wien Ges.m.b.H., Wien 3,
Guglgasse 7-9 folgende Vorschlagsrechte einzurdaumen:

a) fur so viel der geférderten NORM-Wohnungen wie einem Drittel der geférderten Nutzflache ent-
spricht; fir den Fall, dass die Férderungswerberin der gemal Beschluss der Wiener Landesregierung
vom 30. April 1991, Pr.ZI 1143/91, festgelegten Verpflichtung, 25 % der freiwerdenden geforder-
ten Mietwohnungen der Stadt Wien zur Vergabe anzubieten, zufolge eines den Mieter*innen (Nut-
zungsberechtigten) vertraglich zugesicherten Weitergaberechtes, nicht nachkommen kann, muss
bei gegenstandlichem Férderungsprojekt ein Vorschlagsrecht fir soviel der geférderten Wohnun-
gen eingeraumt werden, wie der Halfte der geférderten Nutzflache entspricht.

Weiters ist die Férderungswerberin verpflichtet, auf Férderungsdauer der Stadt Wien jede dritte
freiwerdende Wohnung zur Vergabe anzubieten.

b) fir so viele der geférderten SMART-Wohnungen wie der Halfte der geférderten Nutzfldche ent-
spricht.

Das Vorschlagsrecht der Wohnservice Wien GmbH gilt auf Férderungsdauer fir 50 % aller Wieder-
vermietungen.

An Unterlagen sind hierbei von der Férderungswerberin vorzulegen: Planparien (inkl. Ansichten, La-
geplan etc.) Wohnungsplane, Nutzwertfestsetzungsbescheid oder -gutachten, Baubeschreibungen,
Ausstattungslisten, Wohnungstabellen, Vertragsmuster.

Die Férderungswerberin wird bei Ubergabe, zumindest bei Anbotswohnungen, an die Mieter*innen
(Nutzungsberechtigten) die vom Wohnservice Wien erstellte, entgeltliche Willkommensmappe
,mein zuhause" nach Tunlichkeit Uberreichen. Der Férderwerberin wird die Méglichkeit eingerdaumt,
in Absprache mit dem Wohnservice Wien, der Willkommensmappe weitere objekt- und unterneh-
mensrelevante Materialien beizulegen.

Vor Zuzéhlung von Finanzierungsmitteln gemal Finanzierungsplan kann die Zusicherung widerrufen
werden, wenn die Férderungswerberin nicht alle fur die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen
(Bedingungen) erfullt. '

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfigt werden.

9) Die interne Aufteilung der zur Finanzierung des Bauvorhabens verwendeten Mittel laut Finanzie-
rungsplan ist - jedenfalls innerhalb desselben Verrechnungskreises (sieche Punkt 9b) - nach dem Ver-
héltnis der Nutzwerte im Sinne des § 2 Z. 8 WWFSG 1989 (§ 62 (2) WWFSG 1989) vorzunehmen.

9a) Wurden (im Zuge der Nutzwertfestsetzung) Einstellplitze in Garagen fur Kraftfahrzeuge einzeln
bewertet, so sind die Férderungsmittel gemaf § 3 NeubauVO 27/2007 und § 7 (1) NeubauVO
27/2007 jeweils i.d.g.F. dazu auch auf alle Ein- und Abstellplatze aufzuteilen. Wurde (im Zuge der
Nutzwertfestsetzung) der Corpus der Garage in seiner Gesamtheit (als eine einzige Bestandseinheit)
bewertet, so sind die Férderungsmittel gemaR & 3 NeubauVO 27/2007 und & 7 (1) NeubauVO
27/2007 jeweils i.d.g.F. auf den Nutzwert der Garage aufzuteilen.
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9b) Werden innerhalb einer Wohnhausanlage (bzw. innerhalb einer Anlage mit gemischter Nutzung)
Bauteile unterschiedlich geférdert (bzw. bleibt (bleiben) ein (oder mehrere) Bauteil(e) férderungs-
frei), so sind die jeweiligen Baukosten dieser unterschiedlich (oder nicht) geférderten Bauteile (im
Verhiltnis der Nutzflichen/Nutzwerte zueinander) gesondert zu ermitteln und, in weiterer Folge,
analog dazu, mehrere Verrechnungskreise zu bilden.

Die Flachen der sonstigen geférderten, der allgemeinen Benitzung dienenden Raume, wie etwa Ge-
meinschaftsrdume, Kinderwagenabstellrdume etc. werden bei dieser Aufteilung nicht herangezo-
gen.

Bei der Vorschreibung der Rickzahlungsraten hat die Férderungswerberin dafir Sorge zu tragen,
dass von Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten nur der entsprechende Annuitatenbetrag gemal
Abschnitt Il Pkt. 3) eingehoben wird. Die Hohe und Berechnung der von den Mieter*innen bzw. Nut-
zungsberechtigten zu bezahlenden Betrége sind dem Amt der Wiener Landesregierung (Magistrats-
abteilung 50) Gber Verlangen nachzuweisen.

10) Mit den Bauarbeiten ist ohne Verzug, sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, zu
beginnen. Die aus der Baubewilligung erwachsenden Fristen sind jedenfalls zu beachten. Der Baube-
ginn, jede Bauunterbrechung, die Baubeendigung und die Erstattung der Fertigstellungsanzeige ge-
mal § 128 Bauordnung fir Wien sowie eine allfillige vorzeitige Benitzung der geférderten Objekte
sind dem Amt der Wiener Landesregierung (MA 50 ) unverziglich schriftlich bekannt zu geben.

10 a) Benachrichtigungen 7
Baubeginn und Bauende, aber auch allfillige Unterbrechungen des Baugeschehens (sofern diese
nicht nur geringfiigig sind) sind
- der Magistratsabteilung 50 Gruppe Neubauférderung
- dem ,WSW" (Wohnservice Wien GmbH)
in jedem Fall mitzuteilen.

11) Nachtrégliche Anderungen der geférderten Objekte wihrend der Laufzeit der Férderung, ins-
besondere VergréRerung der Nutzfliche Uber das vorgesehene Ausmal3, Umwidmungen usw. sind
an die vorherige ausdrickliche schriftliche Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung ge-
bunden.

12) Bei zentralen Wirmeversorgungsanlagen, ausgenommen Etagenheizungen, ist die Férderungs-
werberin verpflichtet, zumindest nach Ablauf von zwei Jahren nach Bezug eine Aufteilung der ge-
samten Heizkosten zum Uberwiegenden Teil unter Beriicksichtigung der festgestellten individuellen
Verbrauchsanteile vorzusehen.

Die Férderungswerberin ist weiters verpflichtet, die Wartung einer solchen zentralen Warmeversor-
gungsanlage vertraglich sicherzustellen.

Weiters hat die Anlage besondere Vorrichtungen (Gerate) zu enthalten, durch die der Verbrauch
oder der Anteil am Gesamtverbrauch fir jede einzelne Wohnung bzw. jedes einzelne Lokal
festgestellt werden kann. .

13) Nach Abschluss der Baufiihrung hat die Férderungswerberin ohne Verzug, nach der Fertigstel-

lungsanzeige gemaR § 128 Bauordnung fir Wien die Endabrechnung dem Amt der Wiener Landes-
regierung zur Priifung vorzulegen. Die Férderungswerberin hat dem Bauaufsichtsorgan alle fir die

Kostenpriifung notwendigen Unterlagen zur Verfigung zu stellen.
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Den Endabrechnungsunterlagen ist eine Liste (zweifach) Uber die Aufteilung sowohl der Landesdar-
lehen als auch der Baukostenzuschisse (der nicht riickzahlbaren Zuschisse) anzuschlieRen.

Die Aufteilung des Landesdarlehens gemiR § 3 VO 2007 erfolgt auf alle parifizierten Bestandsein-
heiten (inklusive der Stellplitze), das Landesdarlehen sowie der Baukostenzuschuss gemal § 6a VO
2007 i.d.g.F. sind auf die von dieser Férderung umfassten Wohnungen (top Nrn.) und der gewshrte
Baukostenzuschuss (nichtriickzahlbarer Zuschuss) gemiR § 7 Abs. 3 NeubauVO 2007 i.d.g.F. ist auf
alle parifizierten Bestandseinheiten (exklusive Stellplitze) aufzuteilen.

Alle Férderungsmittel sind getrennt nach den Zusicherungen unter Einbeziehung noch folgender
Nachf&rderungen, in welchen der Nutzwertschliissel der riickzahlungspflichtigen Objekte enthalten
ist (siehe auch die Punkte 9, 9a und 9b der Zusicherung) in der Liste darzustellen.

Diese Endabrechnung wird im Auftrag des Amtes der Wiener Landesregierung durch das Bauauf-
sichtsorgan Uberprift.

14) Sind aufgrund der Endabrechnung Férderungsmittel zu refundieren, ist der (sind die) zu viel in
Anspruch genommene(n) Betrag (Betrage) unverziiglich, jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Auf-
forderung durch das Amt der Wiener Landesregierung und zwar verzinst riickzuiiberweisen. (Die
Verzugszinsen betragen 6 %, die Stundungszinsen 6 % p.a.)

15) Die Férderungswerberin hat spitestens bis zum Benitzungsbeginn der geférderten Baulichkeit
dem Amt der Wiener Landesregierung in doppelter Ausfertigung eine Ubersichtstabelle vorzulegen,
die wenigstens folgende Informationsparameter enthilt: Geschiftszahl der MA 50, Objektsadresse
(Bezirk, Stralle, Hausnummer, Stiegen-Nummer, Tir-Nummer), Quadratmeter, Nutzwert, Vor- und
Familienname der Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten und aller mitziehenden Personen, Ein-
kommen, sowie die komplette Adresse der jeweiligen Vorwohnung bzw. der jeweiligen Vorwohnun-
gen. AuBerdem ist anzugeben, ob ein Eigenmittelersatzdarlehen und/oder eine ,Superférderung*
gemal § 6 Neubauverordnung 2007 in Anspruch genommen wurde.

Die gemal SMART-Wohnbauprogramm errichteten Wohneinheiten sind auf der Ubersichtstabelle
extra zu kennzeichnen.

Der Nachweis Uber das Jahres-Familieneinkommen ist von der vergebenden Bauvereinigung einer
Prifung zu unterziehen. Gleichzeitig mit der Bekanntgabe der kiinftigen Benitzer*innen der gefér-
derten Baulichkeit ist daher auch ein Begleitschreiben der Bauvereinigung des Inhaltes, dass die An-
gaben hinsichtlich ihrer Richtigkeit gepriift wurden, dem Amt der Wiener Landesregierung vorzule-
gen.

Nach Bezug der geférderten Wohnung sind samtliche Rechte an Vorwohnungen in Wien und im
Wiener Umland innerhalb von 6 Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus be-
ruflichen Griinden dringend bené&tigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedi-
gung ihres dringenden Wohnbedurfnisses regelmiRig verwendet werden und eine Abtretung des
Mietrechtes an diese Personen nicht in Betracht kommt. Sind Vorwohnungen ihrerseits wohnbauge-
férdert, sind die Rechte daran in jedem Fall aufzugeben. Eine diesbeziigliche schriftliche Verpflich-
tungserkldrung sowie die entsprechenden Nachweise sind von der Férderungswerberin dem Amt
der Wiener Landesregierung unaufgefordert vorzulegen.

Dariber hinaus ist das Formblatt ,persénliche Angaben der Wohnungswerber*innen" sowie die Ko-
pien der Meldezettel von samtlichen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen anzuschlieRen.
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16) Die Férderungswerberin ist nicht berechtigt, Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten von ge-
férderten Wohnungen in irgendeiner Weise ein Weitergaberecht einzurdaumen. Sie hat Uberdies da-
rauf zu achten und in geeigneter Weise dafir Sorge zu tragen, dass im Falle der Wiedervermietung
aus dem Titel Investabldsen nur ein dem Zeitwert entsprechender Investitionsersatz geleistet wird.
Bestehen gesetzliche Vorschriften Uber die Ermittlung der Hohe des Investitionsersatzes, so ist auf
deren Einhaltung zu achten.

AuBRerdem ist dafiir Sorge zu tragen, dass bei Abschluss von Mietvertragen fir in Lebensgemein-
schaft lebende Personen selbige auf beide Partner*innen ausgefertigt werden.

Daruber hinaus ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die abgeschlossenen Mietvertrage den Bestim-
mungen des § 28 des Wohnbauférderungsgesetzes 1984 in der Fassung des 3. Wohnrechtsande-
rungsgesetzes BGBI. Nr. 800/1993 entsprechen.

Die voriibergehende Vermietung (Untervermietung) von geférderten Wohnungen im Falle einer be-
ruflich bedingten Abwesenheit der Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten ist an die vorherige Zu-
stimmung des Amtes der Wiener Landesregierung gebunden.

17) Die Vergabe der Wohnungen (Nutzung oder Miete) darf nur durch die Férderungswerberin
selbst und nicht im Wege von Realitdtenvermittlungen, Gebdudeverwaltungen oder anderen Ver-
mittlungsburos erfolgen.

18) Werden in der Wohnhausanlage nicht mehr Stellplatze als die baubehérdlich festgesetzten
Pflichtstellplatze errichtet, so gilt:

Von den vorhandenen Ein- und Abstellplatzen ist zundchst den Hausbewohner*innen ein Platz ein-
heitlich in Miete oder Nutzung anzubieten. Sind Uber die Zahl der auf diese Weise vergebenen noch
weitere Platze vorhanden, sind sie den Hausbewohner*innen primar anzubieten. Erst wenn diese
Versuche nachweislich erfolglos bleiben, kdnnen die restlichen Plétze an liegenschaftsfremde Be-
werber*innen vermietet werden.

18a) Werden in der Wohnhausanlage mehr als die baubehdrdlich festgesetzten Pflichtstellplétze er-
richtet, so gilt:

Von den vorhandenen Pflichtstellplitzen (Ein- und Abstellplatze gleichermaBen) ist zunachst den
Hausbewohner*innen ein Platz einheitlich in Miete oder Nutzung anzubieten. Sind Uber die Zahl der
auf diese Weise vergebenen noch weitere Platze vorhanden, sind sie den Hausbewohner*innen pri-
mar anzubieten. Erst wenn diese Versuche nachweislich erfolglos bleiben, kénnen die restlichen
Platze an liegenschaftsfremde Bewerber*innen vermietet werden.

19) Von der Nutzung gefdrderter Lokale ausgenommen sind Zweigstellen von Kreditinstituten (inkl.
Bausparkassen) und Versicherungen, weiters Einrichtungen von Gebietskdrperschaften (ausgenom-
men Polizeiwachzimmer und Einrichtungen der Stadt Wien).

20) Bei Nichtbeachtung der in den Punkten 16 und 17 festgelegten Vorschriften hat die Forde-
rungswerberin an das Land Wien eine Konventionalstrafe in der Hohe von derzeit 36.400,-- EUR
(Preisbasis Janner 2019) pro Mietwohnung, die entgegen den o.a. Vorschriften weitergegeben
wurde, zu entrichten.

21) Die Hohe der Konventionalstrafe dndert sich in dem Ausmal3, das sich aus der Anderung des
Verbraucherpreisindex 2015 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniber dem 1. Jan-
ner 2019 ergibt.
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22) Die Zusicherung kann bis zum Beginn der Zuzahlung von Finanzierungsmitteln widerrufen wer-
den, wenn die Férderungswerberin die Gbernommenen Verpflichtungen nicht einhalt oder der
Zweck der Férderung gefahrdet erscheint.

23) Vergebene Landesdarlehen und vergebene Baukostenzuschiisse werden unter Einhaltung einer

Frist von 6 Monaten rickgefordert, wenn die Férderungswerberin und Schuldnerin

a) nach schriftlicher Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist ohne Vorliegen triftiger
Griinde ihren Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen Gber die zur Finanzierung des Bauvor-
habens aufgenommenen Darlehen nicht nachkommen,

b) die zur Errichtung des geférderten Objektes vorgesehenen Mittel laut Finanzierungsplan (Ab-
schnitt |.) nicht bestimmungsgemaR verwendet,

c) die ihr gesetzlich obliegende Erhaltung des Geb3udes unterlasst,

d) ohne die Zustimmung des Landes Wohnungen zur Gnze oder zum Teil in Raume anderer Art
umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder am Gebaude erhebli-
che wertmindernde Verdanderungen vornimmt bzw. derartiges zuldsst,

e) das Gebaude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert hilt,

f) oder ihre Rechtsnachfolgerinnen das Eigentum (Baurechtseigentum) am geférderten Objekt
ohne Zustimmung des Landes durch Rechtsgeschéft unter Lebenden Ubertragt,

g) den zur Uberwachung der bedungenen Bauausfiihrung oder der widmungsgemaRen Verwen-
dung bestellten Personen den Zutritt in das geférderte Objekt nicht ermdglicht,

h) es zulasst, dass Geschaftsraume nicht regelmiBig zu geschéftlichen Zwecken verwendet werden,

i) das geférderte Objekt nicht innerhalb von sechs Monaten nach Erstattung der Fertigstellungsan-
zeige gemal § 128 Bauordnung fir Wien oder nach Rdumung durch Vorbenitzer*innen begins-
tigten Personen zur BenUtzung Ubergibt (bei Vorliegen wichtiger Grinde ist eine Erstreckung der
Frist méglich),

j) geférderte Wohnungen oder Geschiftsrdume zu einem hoheren als dem gesetzlich zuldssigen
Mietzins vermietet oder Handlungen zur Umgehung von Mietzinsbestimmungen setzt oder zu-
lasst,

k) befristete Mietvertrage abschlief3t,

[) Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder auch in sonstigen schriftlichen Erklirungen tber-
nommene Verpflichtungen nicht erfillt.

Vergebene Landesdarlehen und vergebene Baukostenzuschisse werden unter Einhaltung einer Frist

von 6 Monaten rickgefordert, _

- wenn die zur BenUtzung durch (kinftige) Wohnungsinhaber*innen bestimmte Wohnung weder
von diesen noch von nahestehenden Personen oder von Dienstnehmer*innen zur Befriedigung
des dringenden Wohnbedurfnisses regelmaRig verwendet wird (es sei denn, es handelt sich um
eine vorlbergehende Abwesenheit wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus
zwingenden beruflichen Griinden. Belassen Wohnungsinhaber*innen nach Beendigung des
Dienstverhaltnisses ehemalige Dienstnehmer*innen oder deren Hinterbliebene in der Wohnung,
weil die Raumung eine soziale Harte bedeuten wiirde, ist die Férderung nicht zu kiindigen)

- wenn die Rechte an der bisher zur Befriedigung des dringenden Wohnbedirfnisses regelmaBig
verwendeten Wohnung entgegen den Bestimmungen des Punktes 15 dieser Zusicherung nicht
aufgegeben werden. (Hierbei gilt, dass die Riickforderung nur ausgesprochen werden kann, so-
fern innerhalb von 6 Monaten ab Androhung der Rickforderung der Landesdarlehen und der
Baukostenzuschisse die nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung oder die Aufkiindigung des
Mietverhaltnisses durch die Férderungswerberin nicht erfolgt ist.)

- wenn Wohnungsinhaber*innen Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwerben.
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Im Falle einer Rickforderung der Landesdarlehen bzw. der Baukostenzuschiisse gemald den o.a.
Punkten verzinst sich, gemaR § 13 Abs. 4 WWFSG 1989, der zugezahlte Betrag vom Eintritt des Kin-
digungsgrundes an mit jahrlich 6 % Verzugszinsen. Die Stundungszinsen betragen 6 % p.a.

Bei Rickforderung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse ist die Rickforderung nur fir
den Teilbetrag auszusprechen, der dem Anteil der geférderten Wohnung (des geférderten Ge-
schéftsraumes) an den Landesdarlehen und Baukostenzuschissen laut Aufteilung gemaf Punkt 9,
9a und 9b dieser Zusicherung entspricht.

24) Die Landesdarlehen und die Baukostenzuschisse kénnen ganz oder teilweise sofort falliggestellt

werden, wenn

a) Uber das Vermdgen der Férderungswerberin der Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eréffnet
wird,

b) die Férderungswerberin als juristische Person in Liquidation tritt oder aufgelSst wird,

c) hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft (bzw. hinsichtlich eines verpfandeten Liegenschafts-
teiles) die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewilligt wird,

Fir die Verzinsung gilt Punkt 23) sinngemaR.

25) Die Bestimmungen des WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und der dazu ergangenen
Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung bilden einen wesentlichen Bestandteil
dieser Zusicherung.

26) Die Férderungswerberin ist verpflichtet, wahrend der Férderungsdauer die geforderten Objekte
zum Neubauwert zuziglich der Abbruchkosten gegen Brandschaden zu versichern und die Versi-
cherungspramien pUnktlich zu bezahlen.

27) GebUhren und sonstige &ffentliche Abgaben, die sich aus der Gewahrung der Landesdarlehen,
der Gewahrung der Baukostenzuschisse und der Aufnahme von anderen Kapitalmarktdarlehen laut
Finanzierungsplan ergeben, hat die Férderungswerberin zu tragen.

28) Die Zusicherung von BAUKOSTENZUSCHUSSEN gemiR § 7 (2) bzw. § 7 (3) Neubauverordnung
2007 (LGBI. fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) wird widerrufen, wenn festgestellt wird, dass der Férde-
rungszweck, also der in Aussicht genommene Skologische Standard bzw. die in Aussicht genom-
mene Skologische MalRnahme (siehe Abschnitt |. dieser Zusicherung) nicht oder nur ungeniigend
erreicht (werden) wird. In allen Zweifelsfallen ist das Einvernehmen mit dem Bauaufsichtsorgan her-
zustellen.

29) Zugesicherte und bereits ausbezahlte BAUKOSTENZUSCHUSSE gemaR § 7 (2) bzw. § 7 (3) Neu-
bauverordnung 2007 (LGBI. fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) sind ohne Verzug seitens der Férderungs-
werberin zur Riickzahlung zu bringen, wenn der Férderungszweck, also das Erreichen des im § 7 (2)
bzw. § 7 (3) Neubauverordnung 2007 (LGBI. fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) definierten ckologischen
Standards (siehe Abschnitt I. dieser Zusicherung) nicht oder nur ungeniigend erreicht (worden) ist. In
allen Zweifelsfillen ist das Einvernehmen mit dem Bauvaufsichtsorgan herzustellen.

30) Das Nicht-Erreichen des oben genannten 6kologischen Standards stellt in jedem Fall einen Wi-

derrufsgrund fur die gemaR § 7 (2) bzw. § 7 (3) Neubauverordnung 2007 i.d.g.F. zugesicherten
Wohnbauférderungsmittel dar.
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31) Fir nicht zeitgerecht zur Rickzahlung gebrachte Baukostenzuschiisse gemaR § 7 (2) bzw. § 7 (3)
Neubauverordnung 2007 i.d.g.F. sind Verzugszinsen in der Hhe von 6 % p.a., gerechnet vom Ein-
tritt des Wegfalls des férderungsspezifischen kologischen Standards (der férderungsspezifischen
6kologischen MaRnahme), an das Land Wien zu bezahlen.

Darlehen gemiB § 6 Neubauverordnung 2007
(.Superférderung”)

1) Die Laufzeit des Férderungsdarlehens beginnt nach Zuzshlung mit dem dem Bezug der Woh-
nung(en), spatestens jedoch dem der Fertigstellungsanzeige gemiR § 128 der Bauordnung fir Wien
néchstfolgenden 1. Mai bzw. 1. November. Das Férderungsdarlehen ist halbjshrlich im Nachhinein
mit 0,5 vH des aushaftenden Betrages zu verzinsen. Die Zinsen sind ab Beginn der Darlehenslaufzeit
jeweils am 1. Mai und 1. November zu entrichten.

Das Forderungsdarlehen ist ab der Vermietung der Wohnungen mit 0,70 EUR je Nutzwert und Mo-
nat einzuheben und dem Land Wien im Wege der Buchhaltungsabteilung 1 in halbjshrlichen Pau-
schalraten zu den Riickzahlungsterminen 1. Mai und 1. November zuriickzuzahlen.

Der anteilige, auf die jeweilige Wohnung entfallende monatliche Riickzahlungsbetrag ist nicht zu
leisten, solange die betroffenen Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten die Einkommensgrenzen
nach der Verordnung der Wiener Landesregierung iiber die Gewéhrung von Eigenmittelersatzdarle-
hen, LGBI. fir Wien Nr. 22/1998, in der Fassung des Gesetzes LGBI. fir Wien Nr. 32/2006 fir ein
Eigenmittelersatzdarlehen im Ausmal von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht iiber-
schreiten. Werden die Einkommensgrenzen fir ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaR von 7,5 %
der angemessenen Gesamtbaukosten nicht berschritten, betrégt der monatliche Riickzahlungsbe-
trag 0,35 EUR je Nutzwert.

Die Férderungswirdigkeit der jeweiligen Mieter*innen bzw. Nutzungsberechtigten muss periodisch
alle finf Jahre Uberpriift werden. Die Férderungswerberin nimmt zur Kenntnis, dass bei einem ganz-
lichen Wegfall der Férderungswiirdigkeit unverziiglich fir die Rickzahlung der Landesdarlehensan-
nuitat ein Betrag in der H6he von 0,70 EUR pro Nutzwert und Monat mit dem Mietzins einzuheben
ist; bei einem nur teilweisen Wegfall der Férderungswiirdigkeit (das Eigenmittelersatzdarlehen wird
auf ein Ausmal von 7,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten eingeschrénkt) ist ein Betrag in der
H&he von 0,35 EUR pro Nutzwert und Monat mit dem Mietzins einzuheben.

2) Von der Forderungswerberin ist der beiliegende Originalschuldschein beglaubigt zu unterferti-
gen. Im Anschluss daran ist beim Grundbuchsgericht ehestmdglich die Verbicherung des Schuld-
scheines [samt anschlieRender Zustellung des Schuldscheines, des Grundbuchsbeschlusses und des
aktuellen Grundbuchsauszuges an das Amt der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 50)]
zu erwirken. Dem zugehérigen Darlehenspfandrecht dirfen im Rang keine anderen Geldlasten als
solche, die im Finanzierungsplan dieser Zusicherung als vorrangig ausgewiesen sind, vorangehen.

Die Nebengebiihrenkaution haftet auch zur Sicherstellung der Anspriche, die im Zwangsversteige-

rungsverfahren nicht kraft gesetzlicher Vorschrift den Rang des Kapitals geniel3en, insbesondere
auch der langer als 3 Jahre riicksténdigen Verzugs- und Zinseszinsen vom Erstehungstage bis zum
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Tage der Meistbotsverteilung und der gerichtlichen Verwahrungs- und ErfolglassungsgebUhren.
Mehrere Schuldnerinnen haften fir das Darlehen zur ungeteilten Hand.

3) Die Férderungswerberin hat fir die im Finanzierungsplan (Abschnitt |.) angefihrten Mittel bei ei-
nem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die Férderungswerberin (samt Adresse des
Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Uber die Kontoerdffnung ist dem vom Amt der Wiener
Landesregierung bestellten Bauaufsichtsorgan (Magistratsabteilung 25) zu erbringen. Zahlungen,
die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht Gber dieses Konto abgewickelt werden. Samtli-
che das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschlief3lich Gber dieses Konto. Mit dem
Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen der MA 25 ein Gebarungsauszug
Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. Anforderungen von Landesmittel erfol-
gen grundsitzlich nur nach den in dieser Zusicherung festgelegten Bedingungen. Die Anforderung
von Hypothekardarlehen auf das Bausonderkonto erfolgt grundsétzlich nur mit Mitunterfertigung
durch das Bavaufsichtsorgan entsprechend dem Baufortschritt einschlieBlich eines 6-wdchigen
Vorlaufes zur Vermeidung von Uberziehungszinsen. Ein Gebarungsauszug ist in diesem Fall vorzule-
gen. KontoUberziehungen sind grundsitzlich zu vermeiden, auBer sie erscheinen wirtschaftlich ver-
tretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrage sind nach MaRgabe der vertraglichen
Vereinbarungen unverziglich den berechtbigten Professionist*innen zu Uberweisen und erfolgen in
Eigenverantwortung der Férderungswerberin. Von der Férderungswerberin ist grundsatzlich die
ginstigste Finanzierungsart fir das Bauvorhaben zu wahlen. Auf dem Sonderkonto (bzw. allféllig
eingerichteten Sub-konten) anfallende Zinsertrége sind in der Endabrechnung auszuweisen und ge-
mal den Férderungsbestimmungen fir das Bauvorhaben zu verwenden.

4) Die Férderungswerberin hat sich ausdriicklich zu verpflichten, das Darlehen ausschlieBlich fir das
obgenannte Bauvorhaben unter Anerkennung und genauer Einhaltung aller in dieser Zusicherung,
im Schuldschein, im WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und in den dazu ergangenen Verord-
nungen der Wiener Landesregierung enthaltenen Beschrankungen und Auflagen zu verwenden.

5) Die Flissigmachung der Landesdarlehen erfolgt nur Uber Antrag des Bavaufsichtsorganes und
nach folgendem vereinbarten Auszahlungsplan. Sollte der Auszahlungsplan nicht eingehalten wer-
den kdnnen, ist das Land Wien berechtigt die Férderungszusicherung hinsichtlich der nicht rechtzei-
tig ausbezahlten Tranche(n) zu widerrufen.

Bei Vorliegen der o.a. Voraussetzungen werden die Landesdarlehen bei entsprechendem Baufort-
schritt gegen Rechnungslegung tranchenweise zur Auszahlung gebracht:

Férderungsparagraph Jahr Betrag
Landesdarlehen § 6 2023 1,126.744,50 EUR

Eine Inanspruchnahme des Hypothekardarlehens laut Finanzierungsplan vor dem Landesdarlehen
ist zuldssig.

6) Vor Zuzihlung von Darlehensbetrigen kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die For-
derungswerberin die ibernommenen Verpflichtungen nicht einhalt oder der Zweck der Férderung

gefahrdet erscheint.

7) Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung
oder Verpfiandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.
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8) Anlasslich der Endabrechnung ist eine Liste (zweifach) Uber die Aufteilung des Landesdarlehens

auf die einzelnen Wohnungen (top Nrn.), getrennt nach Zusicherungen, vorzulegen, in welcher die

Nutzflichen auf Basis des (geméR Fertigstellungsanzeige) letztgiltigen Planstandes samt dem Auf-
teilungsschlUssel enthalten sind.

Sind Darlehensbetrage zu refundieren, ist der zu viel in Anspruch genommene Betrag unverziglich,
jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Aufforderung durch das Amt der Wiener Landesregierung
und zwar verzinst rickzuiUberweisen. (Die Verzugszinsen betragen 6 %, die Stundungszinsen 6 %

p.a.)

9) Das Darlehen wird unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von 6 Monaten aufgekindigt, wenn die

Férderungswerberin und Schuldnerin

a) nach schriftlicher Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist ohne Vorliegen triftiger
Grinde ihren Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen Gber das Férderungsdarlehen oder
Uber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommene Darlehen nicht nachkommt
oder

b) das Férderungsdarlehen nicht bestimmungsgemaf verwendet oder

c) die ihr gesetzlich obliegende Erhaltung des Geb3udes unterldsst oder

d) ihre Verpflichtungen gemal’ § 12 (3) WWFSG 1989 oder die Bedingungen (Auflagen) dieser Zusi-
cherung nicht erfillt, oder

e) ohne Zustimmung des Landes Wohnungen zur Génze oder zum Teil in Rdume anderer Art um-
wandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder am Gebaude erhebliche
wertvermindernde Anderungen vornimmt oder zuldsst oder

f) das Gebaude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert hilt oder

g) den zur Uberwachung der bedungenen Bauausfiihrung oder der widmungsgeméaRen Verwen-
dung bestellten Personen den Zutritt in das geférderte Objekt nicht ermdglicht oder

h) die zur Benitzung durch (kiinftige) Wohnungsinhaber*innen bestimmte Wohnung weder von
diesen noch von nahe stehenden Personen oder von Dienstnehmer*innen zur Befriedigung des
dringenden Wohnbedurfnisses regelmaRig verwendet wird (es sei denn, es handelt sich um eine
voribergehende Abwesenheit wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwin-
genden beruflichen Griinden.) oder

i) gegen in dieser Zusicherung formulierte Férderungsauflagen verstdf3t.

Im Falle einer Darlehenskindigung gemaR den o.a. Punkten verzinst sich, gemaf3 § 13 Abs. 4
WWEFSG 1989, das zugezéhlte Darlehen vom Eintritt des Kindigungsgrundes an mit 6 % p.a. Die
Stundungszinsen betragen 6 % p.a..

10) Unbeschadet der obzitierten Kindigungsgriinde wird das Darlehen aliquot fir Wohnungen, hin-
sichtlich derer nachtréglich Wohnungseigentum begrindet wird, gekindigt werden.

11) Das Darlehen kann ohne vorangegangene Kindigung sofort fallig gestellt und zuriickgefordert

werden, wenn

a) Uber das Vermdgen der Férderungswerberin und Darlehensschuldnerin der Konkurs oder ein
Ausgleichsverfahren erdffnet wird,

b) die Férderungswerberin als juristische Person in Liquidation tritt oder aufgel&st wird,

c) hinsichtlich der verpfindeten Liegenschaft (oder eines verpfindeten Liegenschaftsanteiles) die
Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewilligt wird.

FUr die Verzinsung gilt Punkt 9) sinngemaR.
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12) Die Bestimmungen des WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und der dazu ergangenen
Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung bilden einen wesentlichen Bestandteil
dieser Zusicherung.

13) Gebuhren und sonstige 6ffentliche Abgaben, die sich aus der Gewahrung des Landesdarlehen
und der Aufnahme von anderen Kapitalmarktdarlehen laut Finanzierungsplan ergeben, hat die For-
derungswerberin zu tragen.

.
Allgemeine Bestimmungen

1) Férderbarkeit der Loggienflachen:

Samtliche Loggien sind - als Loggien - nur dann forderbar, wenn sie zur Ganze mit festem Material
funfseitig umschlossen ausgefihrt werden: Die seitliche bauliche Begrenzung einer Loggia ins Freie
oder gegen eine angrenzende Loggia muss so beschaffen sein, dass deren vollflachige Bauelemente
dauverhaft und fugenlos mit dem Bauwerk verbunden sind und bis zur Decke reichen.

2) Sollte das zur Realisierung gelangende Bauvorhaben in mehr als nur geringfigigem Ausmal3 von
dem Projekt abweichen, das im Bautrdagerwettbewerb juriert wurde, kann gegenstéandliche ZUSI-
CHERUNG seitens des Landes Wien widerrufen werden.

3) Weiteres Zuzihlerfordernis:

Eine Zuzadhlung von Férderungsmitteln erfolgt - unbeschadet der allfallig erfolgten Erfillung der Gb-

rigen Auszahlungserfordernisse - jedenfalls erst dann, wenn

o der Magistratsabteilung 50 eine positive Beurteilung der projektierten Energieversorgung sei-
tens der Magistratsabteilung 20 vorgelegt wurde;

¢ der Magistratsabteilung 50 ein rechtskraftiger Baubewilligungsbescheid zur Vorlage gebracht
wurde;

e das der Baubewilligung zugrundeliegende (bewilligte) Planwerk seitens der Magistratsabtei-
lung 25 begutachtet wurde und wenn selbiges - auch hinsichtlich der Kostenaufstellung - in der
,DATENGEGENUBERSTELLUNG" der Magistratsabteilung 25 als dem im Bautrigerwettbewerb
vorgelegten Datenkonvolut entsprechend beurteilt worden ist, und wenn Uberdies die nachfol-
gend angefihrten Prifunterlagen dem Bauaufsichtsorgan (der Magistratsabteilung 25) nachge-
reicht wurden und diese Nachreichungen seitens des Bauaufsichtsorganes als erfolgt bestatigt
wurden:

- Baubewilligungsbescheid mit Rechtskraft

- Baubehdrdlich bewilligte Plane

- Kopie der Ankiindigung des Bauvorhabens im Amtsblatt

- Ausschreibungsunterlagen

- Reihungsliste der auf Grund der &ffentlichen Ausschreibung eingelangten Anbote

- Auftragsschreiben der Baumeisterin bzw. des Baumeisters oder der Generalunternehmerin
bzw. des Generalunternehmers; falls nicht die Billigstbieterin bzw. der Billigstbieter mit den
Arbeiten beauftragt wird, ist diesbeziglich eine kurze Erlauterung abzugeben.

- Auftragsschreiben der Architekt*innen, der Statiker*innen oder sonstiger sachverstandiger
Personen

- Bauphysikalische Berechnung

- Zahlungsplan

4) GemaR & 9 Wiener Antidiskriminierungs.gesetz darf die Vergabe von Férderungen des Landes
ausschlieBlich an naturliche oder juristische Personen erfolgen, die das Verbot der Diskriminierung
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(8 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) beachten. Die Férderungswerberin hat eine diesbeziigliche
Erklarung der Haftungsiibernahme abzugeben.

5) Sollte vor Fertigstellung und Endabrechnung des Bauvorhabens eine Wohnungseigentumsbe-
grindung erfolgen, so verpflichtet sich die Férderungswerberin etwaige noch einzutragende Grund-
buchsurkunde(n) fir die Land Wien Férderung(en) [Schuldschein(e), Verpflichtungserklarung und
Pfandbestellungsurkunde] grundbuchsfihig vorzubereiten und dem Land Wien zur Prijffung und
Unterfertigung vorzulegen.

6) Fir alle aus diesem Rechtsgeschift etwa entspringenden Rechtsstreitigkeiten, die nicht kraft Ge-
setzes vor einen besonderen ausschlieBlichen Gerichtsstand gehéren, sind, in erster Instanz, die
sachlich zusténdigen Gerichte am Sitz der Wiener Landesregierung, Wien 1, Rathaus, ausschlieBlich
zustandig.

7) Durch die Unterfertigung der Zweitschrift dieser Zusicherung erklért sich die Férderungswerberin
unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherung, des WWFSG 1989 in der geltenden Fas-
sung, sowie der dazu ergangenen Durchfiihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung, als fir
sie rechtsverbindlich einverstanden.

Mit freundlichen GriiRen
FUr die Landesregierung:

Sachbearbeiter:
Hr. Schmelzer

Uringer
Oberamtsrat

Nachrichtlich an:
1. Erste Bank d. &st. Sparkassen AG
10., Am Belvedere 1

2. MA 25 - Referat Bavaufsicht
3. MA6-BA1 neigpitugsfian-, e
4.  MA 50 - Gruppe Eigenmittelersatzdarlehen /W‘/a“‘ Bileads
5. WOHNFONDS WIEN (per E-Mail)
Fonds fir Wohnbau und Stadterneuerung
6. Wohnservice Wien GmbH (per E-Mail) I As S TP
7. MAS50-N - Frau Hawlicek E‘O\QM [ A(') ‘M“‘ Loz
8. zum Akt
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und Schlichtungsstelle fiir LANDESREGIERUNG

AMT DER WIENER

La d Wohnbauférderung
®

Wl n wohnrechtliche Angelegenheiten e

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und Eigenmittelersatzdarlehen
und Siedlungsgenossenschaft Referat Neubauférderung

reg. Gen.m.b.H. Muthgasse 62, 1. Stock,
Tannengasse 20 Riegel F und G, 1190 Wien

1150 Wien Telefon +43 14000 74840

Fax +43 14000 99 74840

neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50-NF 1219181/20/SR Wien, 17.11.2022
23, Gastgebgasse, Bpl. 3
WWFSG 1989
& 3 NeubauVO 27/2007
§ 6 NeubauVO 27/2007

§ 6a NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
§ 7 (3) NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. LA-Wa&rmerickg.

*

ZUSICHERUNGSANDERUNG

Sehr geehrte Damen und Herren!

In Ab3dnderung der ha. Férderungszusicherung vom 16.09.2022 teilt die Magistratsabteilung 50 mit,
dass Pkt 3) im Abschnitt Il wie folgt lautet:

3) Fur die Abstattung der eingesetzten Darlehen bzw. Eigenmittel gemi3R § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989
fir die geforderten Wohnungen bzw. Geschiftsraume darf unter Bericksichtigung der Aufteilung
der Gesamtbaukosten im Sinne des § 2 Z 8 des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanie-
rungsgesetzes - WWFSG 1989 maximal der anlasslich der Vorlage des Projektes im Bautrdgerwett-
bewerb fir den Zeitpunkt des Bezugs angebotene Betrag von 5,14 EUR (Norm-Wohnungen/Ge-
schaftsraume) bzw. 4,26 EUR (SMART-Wohnungen) fiir die Annuitdt Kapitalmarktdarlehen je Quad-
ratmeter Nutzfldche und Monat begehrt werden. Dieser Betrag erh&ht sich bis zur héchstzuldssigen
Grenze gemal’ 8 63 WWFSG 1989 jahrlich um den Verbraucherpreisindex 2015 (oder dem an seine
Stelle tretenden Index) mindestens aber jdhrlich um 2 %.

3 a) Im Sinne des § 69 WWFSG 1989 darf fir die von gegenstandlicher Zusicherung erfasste
SMART-Wohnungen ein Finanzierungsbeitrag (fir Bau- und Grundkosten) von max. 60,-- Euro pro
m? Wohnnutzfldche begehrt werden; dieser Betrag ist nicht zu indexieren.
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3 b) Burgschaften (mit Ausnahme fir Studierende sowie fir Lehrlinge) und Kautionen durfen fir mit
FSrderungsmitteln des Landes Wien neu errichtete SMART-Wohnungen im Zeitraum ab Forde-
rungszusicherung bis zum Auslaufen der Férderungsleistungen des Landes Wien nicht vereinbart
werden, widrigenfalls eine Konventionalstrafe bis zu 25 % der férderbaren Gesamtbaukosten der
betreffenden Wohnung vereinbart wird. AuRerdem kann ein wiederholter Verstof gegen diese For-
derungsbedingung den Ausschluss von der Wiener Wohnbauférderung zur Folge haben.

Alle Gbrigen Punkte der ha. Férderungszusicherung vom 16.09.2022 bleiben vollinhaltlich aufrecht.

Mit freundlichen GriRen
Fir die Landesregierung:

Sachbearbeiter:
Hr. Schmelzer

—
™

) ,\_,-«_--“—"
44
Uringer

Oberamtsrat

Iou Ab A2 2022

Nachrichtlich an:
1. Erste Bank d. 6st. Sparkassen AG

10., Am Belvedere 1
2. MA50 - Gruppe Eigenmittelersatzdarlehen
3. WOHNFONDS WIEN (per E-Mail)

Fonds fir Wohnbau und Stadterneuerung
4. Wohnservice Wien GmbH (per E-Mail)
zum Akt

o

Vorlage 512_W MA 50 - WBF Ergénzungs-Zus. MWH-Miete (gultig ab 29.6.2019)



AMT DER WIENER
L a n d Wohnbauférderung
Wien und Schlichtungsstelle fiir LANDESREGIERUNG

wohnrechtliche Angelegenheiten

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und Eigenmittelersatzdarlehen
und Siedlungsgenossenschaft Referat Neubauférderung

reg. Gen.m.b.H. Muthgasse 62, 1. Stock,
Tannengasse 20 Riegel F und G, 1190 Wien

1150 Wien Telefon +4314000 74840

Fax +43 14000 99 74840
neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50 - NF 1219181/20/SR Wien, 02.03.2023
23, Gastgebgasse, Bpl. 3
WWFSG 1989
§ 3 NeubauVO 27/2007
& 6 NeubauVO 27/2007

§ 6a NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
§ 7 (3) NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. LA-Warmerickg.

ZUSICHERUNGSANDERUNG

Sehr geehrte Damen und Herren!

In Abinderung der ha. Férderungszusicherung vom 16.09.2022 teilt die Magisltratsabteilung 50 mit,
dass Pkt. 8b im Abschnitt |l wie folgt lautet:

,fUr so viele der geférderten SMART-Wohnungen wie 45 % der geférderten Nutzflache entspricht.

Das Vorschlagsrecht der Wohnservice Wien GmbH gilt auf Férderungsdauer fiir 50 % aller Wieder-
vermietungen.

An Unterlagen sind hierbei von der Férderungswerberin vorzulegen: Planparien (inkl. Ansichten, La-
geplan etc.) Wohnungspline, Nutzwertfestsetzungsbescheid oder -gutachten, Baubeschreibungen,
Ausstattungslisten, Wohnungstabellen, Vertragsmuster.

Die Férderungswerberin wird bei Ubergabe, zumindest bei Anbotswohnungen, an die Mieter*innen

(Nutzungsberechtigten) die vom Wohnservice Wien erstellte, entgeltliche Willkommensmappe
,mein zuhause" nach Tunlichkeit Uberreichen. Der Férderwerberin wird die Méglichkeit eingerdumt,
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in Absprache mit dem Wohnservice Wien, der Willkommensmappe weitere objekt- und unterneh-
mensrelevante Materialien beizulegen.

Vor Zuzihlung von Finanzierungsmitteln gemaR Finanzierungsplan kann die Zusicherung widerrufen
werden, wenn die Forderungswerberin nicht alle fir die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen
(Bedingungen) erfullt.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfiandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.”

Alle brigen Punkte der ha. Férderungszusicherung vom 16.09.2022 sowie der Zusicherungsénde-
rung vom 17.11.2022 bleiben vollinhaltlich aufrecht.

Mit freundlichen Grif3en
Fir die Landesregierung:

N

Sachbearbeiter:
Hr. Schmelzer

hiringer
Oberamtsrat

€ Bau-/Wohnungs.
und iedlungsgeno enscha Y,
reg. Genossenscha m.b
1120 Wien, Efchenstrabe 2

m\lw \’UD ! A \ LOL&
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Entwurf vom 21.09.2023

DIENSTBARKEITSVERTRAG

(GASTGEBGASSE / VWIEGELESTRARE)

abgeschlossen zwischen

1.) Gemeinniitzige Siedlungs-Genossenschaft Altmannsdorf und Hetzendorf registrierte
Genossenschaft mit beschrankter Haftung (FN 95706w)
1120 Wien, Altmannsdorfer Stralle 74
- in der Folge kurz "AH" genannt -,

2) "Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte
Genossenschaft mit beschriankter Haftung (FN 97431g)
1120 Wien, Eichenstrafie 2

- in der Folge kurz "Heimbau" genannt -,

3) SOZIALBAU gemeinniitzige Wohnungsaktiengesellschaft (FN 52836a)
1070 Wien, Lindengasse 55

- in der Folge kurz "SOZIALBAU" genannt -

wie folgt:

I.
SACH- UND RECHTSLAGE

(1)  Die Vertragsparteien sind Eigentiimer nachgenannter Liegenschaften je der KG 01801
Atzgersdorf:

Eigentiimer EZZ Grundstiicke (Bauplatz)
SOZIALBAU 1758 855/4, 855/5 (gemeinsam Bauplatz 2)
AH 1055 843/6 (Bauplatz 3A)
Heimbau 10071 843/8 (Bauplatz 3B)




NEPRAUNIK & PRAMMER

RECHTSANWALTE

?2) Auf den vorgenannten Bauplidtzen wurden bzw werden Wohngebdude samt Tiefgaragen

errichtet, die  durch  gemeinsame  Feuerwehrzu- und  -durchfahrten  inkl.
Feuerwehraufstellflichen erschlossen werden; die Bauplitze 3A und 3B werden iiber
bauplatziibergreifende  Spielplitze = sowie = Gemeinschaftsriume  verfiigen;  die

Tiefgarageneinfahrt fiir simtliche Bauplétze erfolgt iiber den Bauplatz 2. Desweiteren wird es
bauplatziibergreifende Infrastruktureinrichtungen geben.

Die Vertragsparteien sind tibereingekommen, diese - bereits im Zuge der Projektentwicklung
vereinbarten - liegenschaftsiibergreifenden Nutzungsrechte (jeweils im in den nachfolgenden
Punkten beschriebenen Ausmall) durch die Vereinbarung entsprechender Dienstbarkeiten auch
grundbiicherlich sicherzustellen.

(3) Die Vertragsparteien streben die Verbiicherung der vertragsgegenstindlichen
Dienstbarkeiten ob ihrer jeweiligen Liegenschaften vor dem ersten Geldrang an, weshalb sie
sich bemiihen werden, bis zur grundbiicherlichen Durchfiihrung dieses Vertrages ihre
Liegenschaften soweit moglich nicht mit Pfandrechten zu belasten und kein (weiteres)
schlichtes Miteigentum zu begriinden. Hinsichtlich bestehender oder bis zur grundbiicherlichen
Durchfiihrung dieses Vertrages eingetragener Pfandrechte werden sich die Vertragsparteien
bemiihen Vorrangeinrdumungserkldrungen der Pfandgldubiger einzuholen, wozu sie den
Vertragserrichter dieses Vertrages ausdriicklich bevollméichtigen und beauftragen, stimmen der
Vorrangeinrdumung hiermit ausdriicklich zu und verpflichten sich selbst auch entsprechende
Zustimmungserklarungen abzugeben (siche dazu auch die Vollmacht gemaf Punkt III. Abs. (6)
dieses Vertrages). Die Vertragsparteien erkldren sich auch mit der nachtréglichen, dh erst nach
Verbiicherung dieses Vertrages folgenden, Herstellung dieser Grundbuchsordnung
einverstanden. Die Kosten fiir die Vorrangherstellung hat die jeweils betroffene Vertragspartei
Zu tragen.

“4) Wenn nicht in diesem Vertrag gesondert anderes festgehalten wird, diirfen die mit
diesem Vertrag eingerdumten ad personam ausiibbaren (Mit)benutzungsrechte nicht nur von
den Eigentiimern der jeweiligen Bauplitze bzw. von Wohnungseigentumsobjekten ausgeiibt
werden, sondern auch von Nutzungsberechtigten im weitesten Sinne (zB Bewohnern, Gésten
und Mitarbeitern von Eigentiimern oder Mietern).

5) Festgehalten wird weiters, dass — soweit auf dienenden Grundstiicken
Dienstbarkeitsflichen bzw -einrichtungen, noch nicht erstmalig hergestellt sind — die
eingerdumten (Mit)benutzungsrechte noch nicht ausgeiibt werden kénnen und beziiglich
solcher Flachen bzw Einrichtungen eine in diesem Vertrag vereinbarte Kostentragungspflicht
der anderen Baupléitze bis zur erstmaligen Fertigstellung (Stichtag ist die entsprechende (Teil-)
Fertigstellungsanzeige) noch nicht besteht.

Dariiber hinaus besteht eine Kostentragungsverpflichtung fiir die herrschenden Grundstiicke —
soweit nicht in diesem Vertrag gesondert anderes festgehalten wird — erst nach deren
Fertigstellung (Stichtag ist die Abgabe der entsprechenden Fertigstellungsanzeige). Die
vereinbarten Kostenaufteilungsschliissel sind entsprechend angepasst anzuwenden. Die
Vertragsparteien verpflichten sich das jeweilige Datum der Abgabe der entsprechenden
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Fertigstellungsanzeige den anderen Vertragsparteien/deren Hausverwaltungen/ das gemeinsam
beauftragte Unternehmen binnen eines Monats ab Abgabe mitzuteilen.

Diese Regelung bezieht sich auf Kostentragungsverpflichtungen aus diesem Vertrag, dies
betrifft daher nicht eine etwaige Verpflichtung zur Tragung der Herstellungskosten aufgrund
gesonderter Vereinbarung(en).

II1.
DIENSTBARKEITSEINRAUMUNGEN

A.
FEUERWEHRZU- UND -DURCHFAHRTEN INKL. FEUERWEHRAUFSTELLFLACHEN

(1.1) SOZIALBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 855/5 (Teil
des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 843/8 (Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, die Dienstbarkeit der
Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan flieder dargestellten und mit
1 bezeichneten Feuerwehrzu- und -durchfahrt inkl. Feuerwehraufstellfldche ein.

(1.2) AH als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A),
KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 843/8 (Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, die Dienstbarkeit der Duldung der
Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan flieder dargestellten und mit 4
bezeichneten Feuerwehrzu- und —durchfahrt inkl. Feuerwehraufstellflachen ein.

(1.3) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8
(Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG 01801 Atzgersdorf, die Dienstbarkeit der
Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan flieder dargestellten und mit
9 bezeichneten Feuerwehrzu- und -durchfahrt ein.

(1.4) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8
(Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 855/5 (Teil des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzgersdorf, die
Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan flieder
dargestellten und mit 10 bezeichneten Feuerwehraufstellflache ein.

2) Das Recht der Mitbenutzung umfasst auch das Recht, in den Feuerwehrzu-
und -durchfahrten Leerverrohrungen zu fithren und Blitzleuchten nach Vorgaben der
zustdndigen Behorden (MA 68) auf eigene Kosten zu installieren, zu warten und zu erhalten.

(3)  Die Regelung der Errichtung der genannten Flichen und der hierfiir entstehenden

Kosten unterliegt nicht dieser Vereinbarung.
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4) Fiir den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung), Wartung und
Reinigung (inklusive Winterdienst) und Verwaltung der Flichen hat der Eigentiimer des
jeweiligen dienenden Grundstiicks auf eigene Kosten zu sorgen.

B.
SPIELPLATZE / GEMEINSCHAFTSRAUME BAUPLATZE 3A UND 3B

(1.1) AH als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A),
KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 843/8 (Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
griin schraffiert dargestellten und mit 5 bezeichneten Kleinkinderspielplatzes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
hellblau dargestellten und mit 6 bezeichneten Gemeinschaftsraumes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fithrung von Strom- und Internetleitungen im im
angeschlossenen Servitutsplan kariert dargestellten und mit 8 bezeichneten Bereich

ein.

(1.2) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8 (Bauplatz
3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
griin  dargestellten und mit 11 bezeichneten Flichen eines Kinder- und
Jugendspielplatzes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
hellblau dargestellten und mit 12 bezeichneten Gemeinschaftsraumes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fithrung von Strom- und Internetleitungen im im
angeschlossenen Servitutsplan orange dargestellten und mit 13 bezeichneten Bereich

ein.

2) Die Flachen/Raume sind entsprechend ihrer jeweils durch die Eigentiimer der dienenden
Grundstiicke vorgegebenen Nutzungsart/Verwendungszweck und Ausgestaltung zu nutzen. Die
Eigentlimer der dienenden Grundstiicke behalten sich vor, hinsichtlich der Gemeinschaftsrdume
ein gemeinsames oder jeweils eigene Zutrittskontroll- und Buchungssysteme (auch iiber von
den Hausverwaltungen verschiedenen Anbieter) zu implementieren um die konkrete Nutzung
der Gemeinschaftsraume zu organisieren sowie Beniitzungsordnungen zu erlassen, die
wiederum auch Einschrinkungen der Nutzungsmoglichkeiten/des Nutzerkreises beinhalten
konnen (zB durch gesetzliche oder behordliche Vorgaben, Sperrzeiten).
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In den angefiihrten Bereichen 8 und 13 diirfen Strom- und Internetleitungen zur
Implementierung von Zutrittskontroll- und Buchungssystemen gefiihrt werden.

3) Die Regelung der Herstellung der genannten Fldachen und der Tragung der hierfiir
entstehenden Kosten unterliegt nicht dieser Vereinbarung.

(4)  Fiir den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung), Wartung (inklusive
Beleuchtung und Griinflichenpflege), Reinigung und Verwaltung der genannten
Flachen/Raume (inklusive der darauf/darin befindlichen Anlagen/Einrichtung, je nach
Ausgestaltung) hat der jeweilige Eigentiimer zu sorgen.

Fir die Verlegung und Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung) von Strom- und
Internetleitungen hat der Eigentiimer des jeweils herrschenden Grundstiicks zu sorgen.

C.
GEMEINSAME TIEFGARAGENEIN- UND ~AUSFAHRT AUF BAUPLATZ 2

(1.1) SOZIALBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 855/5 (Teil
des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzersdorf, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der
herrschenden Grundstiicke 843/6 (Bauplatz 3A) und 843/8 (Bauplatz 3B), je KG 01801
Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
rot dargestellten und mit 2 und 20 bezeichneten Garagenein- und -ausfahrt

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
braun dargestellten und mit 3 bezeichneten Garagentores

ein.

(1.2) SOZIALBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 855/5 (Teil
des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzersdorf, raumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
orange dargestellten und mit 21 bezeichneten 2. Fluchtweges

- die Dienstbarkeit der Duldung des im angeschlossenen Servitutsplan rot dargestellten
und mit 23 bezeichneten Feuermauerdurchbruchs

ein.

(1.3) SOZIALBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 855/5 (Teil
des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 843/8 (Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, die Dienstbarkeit der
Duldung des im angeschlossenen Servitutsplan rot dargestellten und mit 22 bezeichneten
Feuermauerdurchbruchs ein.
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(1.4) AH als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A),
KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 855/5 (Teil des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung des im angeschlossenen Servitutsplan rot dargestellten
und mit 24 bezeichneten Feuermauerdurchbruchs

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
pink dargestellten und mit 25 bezeichneten Brandschutztores

ein.

(1.5) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8 (Bauplatz
3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 855/5 (Teil des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung des im angeschlossenen Servitutsplan rot dargestellten
und mit 29 bezeichneten Feuermauerdurchbruchs

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
pink dargestellten und mit 30 bezeichneten Brandschutztores

ein.

(1.6) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8
(Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der im angeschlossenen Servitutsplan rot dargestellten
und mit 31 bezeichneten Feuermauerdurchbriiche Brandentrauchung

- die Dienstbarkeit der Duldung der im angeschlossenen Servitutsplan griin dargestellten
und mit 32 bezeichneten Brandentrauchung

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
orange dargestellten und mit 33 bezeichneten Brandrauchverdiinnungsanlage

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
blau dargestellten und mit 34 bezeichneten CO-Liiftungsanlage

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
braun dargestellten und mit 35 bezeichneten Steuerzentrale fiir Brandrauch-
verdiinnungsanlage und CO-Liiftungsanlage

ein.

(2)  Die Regelung der Errichtung der Tiefgaragen und der Tragung der hierfiir entstehenden
Kosten unterliegt nicht dieser Vereinbarung.

(3)  Fiir den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung), Wartung (inklusive
Beleuchtung), Reinigung (samt Winterdienst) und Verwaltung der Tiefgaragen samt den
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jeweiligen technischen Einrichtungen haben grundsitzlich die jeweiligen Eigentiimer der
dienenden Grundstiicke zu sorgen.

4) Samtliche Kosten des Betriebes, der Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung) und
Wartung des Garagentores auf Bauplatz 2, einer Erneuerung des Belages der Garagenein- und
-ausfahrt 2 und 20 und die Reinigung (samt Winterdienst) derselben sowie die (soweit gesondert
hiefiir erfassten) Stromkosten fiir den Betrieb des Garagentores sowie der Beleuchtung der
Garagenein- und —ausfahrt werden in folgendem Verhiltnis getragen:

Bauplatz KFZ-Stellpliatze / Anteil
2 199 /41,03 %
3A 125/25,77 %
3B 161/33,20 %

Die Kosten des Betriebes, der Wartung, Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung) der
Brandentrauchung 32, der Brandrauchverdiinnungsanlage 33 sowie der CO-Liiftungsanlage 34
samt Steuerzentrale 35 werden in folgendem Verhéltnis getragen:

Bauplatz Garagenfliche / Anteil
3A 3.289,36 m*/ 45,25 %
3B 3.979,82 m*/ 54,75 %

Diese Anteile werden als fix vereinbart. Es erfolgt keine Anpassung, sollte sich die Anzahl der
geplanten und der obigen Tabelle zugrundgelegten Stellplédtze bzw der Garagenfliche dndern.

Die Abrechnung dieser Kosten erfolgt einmal jahrlich (Abrechnungsperiode = Kalenderjahr)
durch die Eigentiimer/Verwalter der jeweils dienenden Grundstiicke. Die Eigentiimer des
jeweils dienenden Grundstiickes verpflichten sich dafiir Sorge zu tragen, dass diese Anteile der
nutzungsberechtigten Grundstiicke an den Gesamtkosten jeweils direkt mit den Eigentiimern
dieser nutzungsberechtigten Grundstiicke bzw. deren Verwaltern so zeitgerecht zur
Verrechnung gelangen, dass die anteiligen Kosten dieser Grundstiicke periodengerecht in der
Jahresabrechnung der Betriebskosten bzw. laufenden Aufwendungen (je nach Nutzungsform
gemall WE, WGG oder MRGQG) beriicksichtigt werden konnen.

Kosten filir Erhaltungs- bzw. WartungsmafBnahmen, die einen Betrag von EUR 5.000,00 netto
pro MaBnahme iiberschreiten, diirfen jedoch sofort nach Anfall in Rechnung gestellt werden
und sind die Eigentlimer vorgenannter Bauplédtze diesfalls zur umgehenden Zahlung
verpflichtet. Der vorgenannte Betrag ist wertgesichert. Die Anpassung hat einmal jahrlich
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jeweils im Dezember mit Wirkung ab 1. Janner des Folgejahres anhand des von der Statistik
Austria verlautbarten VPI 2020 zu erfolgen. Der genannte Betrag verdndert sich hierbei jeweils
im selben Ausmal} wie sich der endgiiltig festgesetzte VPI 2020 vom September des Vorjahres
zum endgiiltig festgesetzten VPI 2020 vom September des laufenden Jahres verdndert hat.

D.
INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN

(1.1) AH als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A),
KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 843/8 (Bauplatz 3B), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung der im angeschlossenen Servitutsplan blau
dargestellten und mit 26 bezeichneten Regenwasserleitung

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
gelb  dargestellten wund mit 27  bezeichneten Raumes  Hauptverteiler
Fernwédrme/Kéiltehausstation samt der darin betriebenen Kaélteanlage (Teil der
Erzeugungsanlage)

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung der im angeschlossenen Servitutsplan griin
dargestellten und mit 28 bezeichneten Kélteleitungen (Vor- und Riicklauf)

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
blau dargestellten Oberflichenentwisserung (RW Kanal, Drainagerohr mit Vlies
ummantelt, Drainage-Sammelleitung in U.G., Retentionsbecken)

ein.

(1.2) Heimbau als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/8 (Bauplatz
3B), KG 01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden
Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
blau dargestellten Oberflichenentwésserung (RW Kanal, Drainagerohr mit Vlies
ummantelt, Drainage-Sammelleitung in U.G., Retentionsbecken)

ein.

(2.1) Fiir die Herstellung/Verlegung, den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und
Erneuerung) und Wartung der genannten Infrastruktureinrichtungen hat — soweit es sich um ein
Recht der Fiihrung oder Nutzung handelt - der Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks auf
eigene Kosten zu sorgen. Der Eigentlimer des jeweiligen dienenden Grundstiicks und deren
entsprechend anzuweisende Hausverwaltung sind allerdings verpflichtet, allenfalls
wahrgenommene Schéden an den Infrastruktureinrichtungen — ohne dass sie diesbeziiglich eine
Verpflichtung zur Nachforschung bzw. laufenden Kontrolle trifft — dem Eigentiimer des
herrschenden Grundstiicks bzw. dessen Hausverwaltung unverziiglich anzuzeigen.
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(2.2) Fiir die Herstellung/Verlegung, den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und
Erneuerung der Oberflachenentwisserung hat der jeweilige Eigentiimer auf eigene Kosten zu
sorgen.

(2.3) Beziiglich der Raumes Hauptverteiler Fernwiarme/Kaltehausstation 27 und der darin
betriebenen Kilteanlage wird vereinbart, dass

- die Kosten der Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung) des Raumes, die zuvor im
Verhiltnis der Nutzung Fernwiarme/Kiltehausstation zuzuordnen sind (nur die Kélteanlage wird
von Bauplatz 3B benutzt) sowie

- die Kosten des Betriebes, der Erhaltung (Instandhaltung und Erneuerung) und Wartung der
Kalteanlage, dann, wenn diese von Bauplatz 3 A alleine direkt zu tragen sind oder dieser alleine
vorgeschrieben werden,

im Verhéltnis der Anschlusswerte der angeschlossenen Bauplitze wie folgt getragen werden:

Bauplatz Anschlusswert / Anteil
3A 0,148 MW /43,92 %
3B 0,189 MW /56,08 %

Diese Anteile werden als fix vereinbart. Es erfolgt keine Anpassung, sollten sich die
Anschlusswerte verandern.

Die Abrechnung dieser Kosten erfolgt einmal jihrlich (Abrechnungsperiode = Kalenderjahr)
durch den Eigentiimer/Verwalter des dienenden Grundstiicks. Die Eigentiimer des dienenden
Grundstiickes verpflichten sich dafiir Sorge zu tragen, dass dieser Anteil so zeitgerecht zur
Verrechnung gelangt, dass die anteiligen Kosten periodengerecht in der Jahresabrechnung der
Betriebskosten bzw. laufenden Aufwendungen (je nach Nutzungsform gemifl WE, WGG oder
MRG) berticksichtigt werden kdnnen.

Kosten fiir Erhaltungs- bzw. Wartungsmafinahmen, die einen Betrag von EUR 5.000,00 netto
pro MaBinahme tiberschreiten, diirfen jedoch sofort nach Anfall in Rechnung gestellt werden
und ist der Figentiimer des herrschenden Grundstiicks diesfalls zur umgehenden Zahlung
verpflichtet. Der vorgenannte Betrag ist wertgesichert. Die Anpassung hat einmal jdhrlich
jeweils im Dezember mit Wirkung ab 1. Janner des Folgejahres anhand des von der Statistik
Austria verlautbarten VPI 2020 zu erfolgen. Der genannte Betrag verdndert sich hierbei jeweils
im selben Ausmal} wie sich der endgiiltig festgesetzte VPI 2020 vom September des Vorjahres
zum endgiiltig festgesetzten VPI 2020 vom September des laufenden Jahres verdndert hat.
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E.
BRANDMAUER

AH als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 843/6 (Bauplatz 3A), KG
01801 Atzgersdorf, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks
855/5 (Teil des Bauplatzes 2), KG 01801 Atzgersdorf, die Reallast zur Errichtung einer
Brandmauer im im angeschlossenen Servitutsplan violett dargestellten und mit 7 bezeichneten
Bereich vom EG bis 6. Obergeschoss ein.

Dies fiir den Fall, dass die in diesem Bereich befindliche brandabschnittsbildende Wand auf
dem herrschenden Grundstiick, die derzeit einen Brandiiberschlag verhindern wiirde, diesen
Brandiiberschlag nicht mehr verhindert, zZB aufgrund behordlich genehmigten Abrisses oder
baulicher Verdnderung.

111.
ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN

(1) Die Vertragsparteien nehmen die vorgenannten Rechtseintdumungen hiermit
ausdriicklich an.

(2)  Die diesen Vertrag fertigenden Organe der Vertragsparteien erkléren hiermit jeweils an
Eides Statt, dass die jeweilige Gesellschaft ihren satzungsgemifBlen Sitz im Inland hat und an
dieser Gesellschaft Ausldnder im Sinne des Wiener Ausldndergrunderwerbsgesetzes nicht
tiberwiegend beteiligt sind.

(3) Die Einrdumung und Verbiicherung der vorgenannten Dienstbarkeiten erfolgt auf
Bestanddauer sdmtlicher der auf den mehrfach genannten Baupldtzen zur Errichtung
gelangenden Wohnhausanlagen sowie Tiefgaragen.

(4)  Die Einrdumung der vertragsgegenstindlichen Dienstbarkeiten erfolgt entgeltlich. Jeder
Bauplatz hat ein einmaliges Entgelt von EUR 500 zuziiglich 20 % Umsatzsteuer, sohin
EUR 600 an die jeweils anderen Bauplitze zu bezahlen; die Zahlung derselben wird durch
wechselseitige Aufrechnung erklart.

5 Die Vertragsparteien verpflichten sich ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag an
allféllige Rechtsnachfolger im Eigentum an den vertragsgegenstindlichen Grundstiicken zu
iiberbinden. Diese Uberbindungsverpflichtung endet mit der Verbiicherung der die jeweilige
Vertragspartei berechtigenden bzw. belastenden Dienstbarkeiten.

6) Samtliche Vertragsparteien erteilen hiermit fiir sich und ihre allfdlligen
Rechtsnachfolger am FEigentum an den vertragsgegenstindlichen Grundstiicken dem
Vertragsverfasser, RA Mag. Martin Nepraunik, geb. 23.09.1973, und seinen Kanzleipartnern,
RA Mag. Wolfgang Prammer, geb. 19.06.1967, RA Dr. Leonhard Gébel, geb. 30.09.1979, und
RA Dr. Franz Reinthaler, geb. 05.11.1978, je einzeln den unwiderruflichen Auftrag samt
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Vollmacht zur grundbiicherlichen Durchfiihrung dieses Vertrages und zur Verfassung und
Fertigung aller zu dieser Grundbuchsdurchfiihrung etwaig noch notwendigen oder
zweckmiBigen Urkunden, (insbesondere auch Vorrangeinrdumungserklirungen sowie
Zustimmung hiezu als zuriicktretende, vortretende Berechtigte oder als jeweiliger
Liegenschaftseigentiimer zur Sicherstellung der Verbiicherung der Dienstbarkeiten vor dem
ersten Geldrang) und sonstigen Eingaben - dies unter ausdriicklicher Genehmigung der
Doppelvertretung und des Selbstkontrahierens - und zur Entgegennahme von diesbeziiglichen
Zustellungen.

@) Die Kosten und Gebiihren der Errichtung, Vergebiihrung und Verbiicherung dieses
Vertrages tragen die Vertragsparteien im Verhéltnis 36,95 % (Bauplatz 2), 26,39 % (Bauplatz
3A) und 36,66 % (Bauplatz 3B). Die Kosten einer etwaig erforderlichen Vorrangeinrdumung
iSd Punktes 1. Abs. (4) hat der jeweilige Eigentiimer des dienenden Grundstiicks zu tragen,
welches (bzw welche Liegenschaft) belastet wurde.

(8)  Die Vertragsparteien stimmen der elektronischen Speicherung dieses Vertrages sowie
samtlicher weiteren zur Grundbuchsdurchfithrung notwendigen Urkunden in einem der
gesetzlich vorgesehenen Urkundenarchive ausdriicklich zu.

(9)  Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, die beim vorgenannten
Vertragsverfasser hinterlegt wird und auch nach der Grundbuchsdurchfiihrung als
gemeinschaftliche Urkunde von diesem treuhéndig zu verwahren ist. Jede Vertragspartei erhélt
eine einfache Abschrift bzw. liber Wunsch und auf eigene Kosten auch eine oder mehrere
beglaubigte Abschriften.

IV.
AUFSANDUNGSERKLARUNGEN

1) SOZIALBAU gemeinniitzige Wohnungsaktiengesellschaft (FN 52836a) erteilt
hiermit ihre ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages
im Lastenblatt der EZ 1758, KG 01801 Atzgersdorf, hinsichtlich des dienenden Grundstiicks
855/5

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzu- und -durchfahrt
inkl. Feuerwehraufstellfliche im Sinne und Umfang gemiB Punkt II.A. dieses Vertrages
zugunsten des herrschenden Grundstiicks 843/8, KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Garagenein- und -ausfahrt

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Garagentores

je im Sinne und Umfang gemél Punkt II.C. dieses Vertrages zugunsten der herrschenden
Grundstiicke 843/6 und 843/8, je KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines 2. Fluchtweges
- die Dienstbarkeit der Duldung eines Feuermauerdurchbruchs
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je im Sinne und Umfang gemél Punkt II.C. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 843/6, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung eines Feuermauerdurchbruchs im Sinne und Umfang
gemal Punkt I1.C. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 843/8, KG 01801
Atzgersdorf

einverleibt werden kann.

2) Gemeinniitzige Siedlungs-Genossenschaft Altmannsdorf und Hetzendorf
registrierte Genossenschaft mit beschrinkter Haftung (FN 95706w) erteilt hiermit ihre
ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages im Lastenblatt
der EZ 1055, KG 01801 Atzgersdorf, hinsichtlich des dienenden Grundstiicks 843/6

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzu- und -durchfahrt
inkl. Feuerwehraufstellflichen im Sinne und Umfang gemiB3 Punkt II.A. dieses Vertrages
zugunsten des herrschenden Grundstiicks 843/8, KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Kleinkinderspielplatzes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Gemeinschaftsraumes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung von Strom- und Internetleitungen

je im Sinne und Umfang gemél Punkt II.B. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 843/8, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung eines Feuermauerdurchbruchs

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Brandschutztores

je im Sinne und Umfang gemil Punkt II.C. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 855/5, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung einer Regenwasserleitung

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Raumes Hauptverteiler
Fernwérme/Kaltehausstation samt Kélteanlage

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung von Kélteleitungen

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Oberfldchenentwésserung

je im Sinne und Umfang gemdl Punkt II.D. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicke 843/8, KG 01801 Atzgersdorf

- die Reallast der Errichtung einer Brandmauer im Sinne und Umfang geméal Punkt II.E.
dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 855/5, KG 01801 Atzgersdorf

einverleibt werden kann.
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3 "Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrinkter Haftung (FN 97431¢g) erteilt hiermit ihre
ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages im Lastenblatt
der EZ 10071, KG 01801 Atzgersdorf, hinsichtlich des dienenden Grundstiicks 843/8

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzu- und -durchfahrt
im Sinne und Umfang geméil Punkt IL.A. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 843/6, KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehraufstellfliche im
Sinne und Umfang gemiB3 Punkt II.A. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 855/5, KG 01801 Atzgersdorf,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung von Flichen eines Kinder- und
Jugendspielplatzes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung eines Gemeinschaftsraumes

- die Dienstbarkeit der Duldung der Fiihrung von Strom- und Internetleitungen

je im Sinne und Umfang gemiBl Punkt II.B. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 843/6, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung eines Feuermauerdurchbruchs

- die Dienstbarkeit der Duldung eines Brandschutztores

je im Sinne und Umfang gemdfl Punkt II.C dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 855/5, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung von Feuermauerdurchbriichen

- die Dienstbarkeit der Duldung einer Brandentrauchung

- die Dienstbarkeit der Duldung einer Brandrauchverdiinnungsanlage

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer CO-Liiftungsanlage

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Steuerzentrale fiir
Brandrauchverdiinnungsanlage und CO-Liiftungsanlage

je im Sinne und Umfang gemdfl Punkt II.C dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 843/6, KG 01801 Atzgersdorf

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Oberflichenentwésserung im
Sinne und Umfang gemélB Punkt II.D. zugunsten des herrschenden Grundstiicks 843/6, KG
01801 Atzgersdorf

einverleibt werden kann.

Seite 13



NEPRAUNIK & PRAMMER

RECHTSANWALTE

Anlage:
Servitutspline Wiegelestra3e, Rosinak & Partner Ziviltechniker GmbH, GZ 22052,

Stand 15.09.2023

Wien, den
Gemeinniitzige Siedlungs-Genossenschaft Altmannsdorf und
Hetzendorf registrierte Genossenschaft mit beschriankter
Haftung
Wien, den
"Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u.
Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit
beschriankter Haftung
Wien, den

SOZIALBAU gemeinniitzige Wohnungsaktiengesellschaft
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1120 Wien, EichenstraBe 2
Tel: 01981710

E-Mail: office@heimbau.at
www.heimbau.at

VERKAUF:

BAUFIRMA:

ARCHITEKT:

Angela Djordjevski
Tel: 01 981 71 089

E-Mail:  a.djordjevski@heimbau.at

PORR Bau GmbH Hochbau — NL Wien / Neubau 3
Absberggasse 47, 1100 Wien

Bauleiter Herr DI Majkl Vidovic, BSc

Tel: 0664 626 3 2

E-Mail: majkl.vidovic@porr.at

Dietrich | Untertrifaller Architekten ZT GmbH
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Tel: 01 904 20020
E-Mail:  wien@dietrich.untertrifaller.com
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